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Druck  von  Adolf  Holzhausen  in  Wien 


Die  Freie  Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fort* 
bildung  in  Wien  pflegt  in  jedem  Frühjahre  eine  Studienreise 
zu  veranstalten.  Im  Jahre  1910  (8.— 14.  Mai)  fand  eine  Reise 
nach  Görz,  Triest  und  Istrien,  im  Jahre  1911  (30.  Mai  bis 
6.  Juni)  eine  Studienfahrt  nach  Ungarn  statt;  im  Jahre  1912 
folgte  unter  der  Leitung  des  unterzeichneten  Vorsitzenden 
der  Vereinigung  eine  zehntägige  Reise  (2.— 11.  Juni)  nach 
Krakau  und  Galizien.  Wie  bei  früheren  Gelegenheiten,  so 
erschien  es  auch  dies  letzte  Mal  zweckentsprechend,  die 
Teilnehmer  der  Reise  durch  Vorträge  für  das  Studium  der 
Zustände  und  Institutionen  des  Landes  vorzubereiten  und 
ihnen  die  Einsicht  in  dessen  wirtschaftliche  und  kulturelle 
Verhältnisse  zu  erleichtern.  Mehrere  Fachmänner  aus  Galizien, 
Abgeordnete,  Universitätsprofessoren,  staatliche  und  auto* 
nome  Beamte,  die  als  Prälegenten  eingeladen  wurden,  haben 
die  Liebenswürdigkeit  gehabt,  dem  Ersuchen  des  Ausschusses 
der  Vereinigung  Folge  zu  leisten  und  in  längeren  oder  kürzeren 
informativen  Vorträgen,  die  zum  Teil  in  Wien,  vor  Antritt 
der  Reise,  zum  Teil  während  derselben,  in  Krakau,  Wieliczka, 
Lemberg  abgehalten  wurden,  verschiedene  einschlägige  The* 
mata  zu  behandeln,  wodurch  den  Reiseteilnehmern,  die  mit 
wenigen  Ausnahmen  Galizien  vorher  nie  besucht  hatten, 
eine  reiche  Fülle  von  Belehrung  in  dankenswerter  Weise  ver* 
mittelt  worden  ist. 

Aus  der  Reihe  dieser  Vorträge  glaubte  nun  der  Ausschuß 
der  Vereinigung  sechs,  die  sich  auf  die  wirtschaftlichen  Zu* 
stände  Galiziens  bezogen,  in  einer  Sammlung  veröffentlichen 
zu  sollen,  von  der  Moffnung  geleitet,  daß  die  Sammelschrift 
nicht  nur  für  die  Teilnehmer  an  der  Reise  eine  angenehme 
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und  wertvolle  Erinnerung  bilden,  sondern  auch  in  weiteren 
Kreisen,  selbst  außerhalb  Galiziens  und  Österreichs,  Interesse 
erwecken  dürfte,  um  so  mehr  als  Galizien  zu  den  am  wenig* 
sten  bekannten  Ländern  des  Reiches  gehört.  Die  Herren 
Vortragenden  haben  ihre  Manuskripte  in  entgegenkommend* 
ster  Weise  zur  Verfügung  gestellt  und  deren  Veröffentlichung 
gestattet,  wofür  ihnen  hiemit  im  Namen  des  Ausschusses 
der  Vereinigung  herzlichster  Dank  ausgedrückt  wird. 

Die  Vorträge  bieten  selbstverständlich  kein  einheitliches, 
lückenloses  Bild,  auch  ist  die  Darstellung  keine  systemati* 
sehe  und  erschöpfende;  andererseits  wird  der  eine  oder 
andere  Gegenstand  in  zwei  oder  sogar  in  mehreren  Vor* 
trägen  berührt,  und  hier  und  dort  begegnet  man  wohl  auch 
einer  einigermaßen  abweichenden  Auffassung  der  nämlichen 
Tatsache.  Ich  erachtete  es  jedoch  nicht  für  angezeigt  und 
hielt  mich  nicht  für  berechtigt,  sachliche  Änderungen  im 
Texte  vorzunehmen  oder  die  Ansichten  der  Verfasser  zu 
modifizieren.  Auf  die  Umstände,  welche  in  den  letzten 
Monaten  das  wirtschaftliche  Leben  Galiziens  in  ungünstiger 
Weise  beeinflußt  haben,  ist  keine  Rücksicht  genommen. 
Die  Vorträge  sind  im  wesentlichen  so  abgedruckt,  wie  sie 
im  Mai  oder  Juni  vorigen  Jahres   abgehalten  worden  sind. 

Bei  der  Herausgabe  der  Sammlung  haben  mich  Reg.* 
Rat  Prof.  Dr.  Brockhausen  und  Prof.  Dr.  Grünberg,  die 
an  der  Studienreise  gleichfalls  teilgenommen  haben,  freund* 
liehst  unterstützt;  ich  fühle  mich  verpflichtet,  ihnen  auch  an 
dieser  Stelle  im  Namen  des  Ausschusses  der  Vereinigung 
herzlichst  zu  danken. 

Wien,  12.  Februar  1913. 

(I.,  Minoritenplatz  5.) 

Dr.  Ludwig  Cwiklinski, 

Vorsitzender 

der  Freien  Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fortbildung 
in  Wien. 
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Wirtschaftsgeschichte  Galiziens. 

Von 

Dr.  Fr.  Bujak, 

Professor  an  der  Universität  Krakau. 

Die  wirtschaftliche  Depression,  welche  im  XVII.  Jahr* 
hunderte  auf  die  Blütezeit  des  sogenannten  Frühkapitalismus 
gefolgt  war  und  wie  ganz  Mitteleuropa  so  im  besonderen  auch 
das  Deutsche  Reich  und  die  Republik  Polen  erfaßte,  trat 
natürlich  hier  intensiver  zutage  und  lastete  schwerer  als 
dort.  In  den  habsburgischen  Landen  setzte  mit  Beginn  des 
XVIII.  Jahrhunderts  eine  energische  merkantilistische  Wirt? 
Schaftspolitik  ein.  Die  Erwerbung  Belgiens,  die  Nachbarschaft 
eines  solchen  Musters  der  Förderung  von  Handel  und  Gewerbe, 
wie  es  der  französische  Erbfeind  bot,  einerseits  —  anderseits 
die  Wiedergewinnung  von  Ungarn  und  die  Eröffnung  von 
Handelsbeziehungen  mit  den  Balkanländern  und  der  Levante: 
diese  Tatsachen  bildeten  die  Grundbedingungen  der  neuen 
wirtschaftlichen  Entwicklung  Österreichs.  Später  wurde  der 
Verlust  des  gewerblich  entwickelten  Schlesien  und  der  Wett* 
bewerb  mit  Friedrich  II.  für  Maria  Theresia  ein  Ansporn  zu 
um  so  eifrigerer  Förderung  des  Gewerbes,  hauptsächlich  in  den 
Ländern  der  böhmischen  Krone. 

In  Polen  beginnt  eine  auf  Förderung  der  gewerblichen 
Produktion  gerichtete  Bewegung  erst  um  die  Mitte  des 
XVIII.  Jahrhunderts.  Hier  aber  fehlten  zu  tatkräftiger  Durch; 
führung  einer  merkantilistischen  Politik  jene  unerläßlichen 
Voraussetzungen,  welche  einer  absolutistischen  Regierung  unter 
gleichzeitiger  Anwendung  eines  hohen  Zollschutzes  zu  Gebote 
stehen.    Wiewohl  daher  schon  vor  der  ersten  Teilung  (1772), 


mit  welcher  die  eigentliche  Wirtschaftsgeschichte  G  al  i  z  i  e  n  s 
beginnt,  gewisse  Anzeichen  einer  Hebung  der  gewerblichen 
Produktion  zu  beobachten  sind,  so  waren  doch  die  früheren 
Zustände  im  wesentlichen  noch  unverändert,  als  dieses  Land 
an  Österreich  kam. 

Für  die  Volkswirtschaft  des  neuen  Kronlandes  waren  drei 
Klassen  der  Bevölkerung  von  maßgebender  Bedeutung:  die 
adeligen  Grundbesitzer,  die  untertänigen  Bauern  und  die  Ju* 
den.  Die  Städte  waren  im  Niedergange  begriffen,  das  Bürger* 
tum,  gering  an  Zahl,  suchte  seinen  Unterhalt  mehr  im  Schank? 
gewerbe  und  im  Ackerbau  als  im  Handwerk.  Galizien  war  im 
wesentlichen  ein  ackerbautreibendes  Land  mit  einer  der  nord* 
und  ostdeutschen  entsprechenden,  auf  Gutsherrschaft  und 
Frondienst  gegründeten  Agrarverfassung.  Ein  Unterschied  be* 
stand  nur  insoferne,  als  in  Galizien  nicht  viel  mehr  als  ein 
Viertel  der  Ackerfläche  in  herrschaftlicher  Eigenregie  bewirt* 
schaftet  wurde,  während  der  Rest  auf  bäuerliche  Betriebe  auf* 
geteilt  war. 

Die  Haupteinnahmequelle  der  Dominien  bildete  die 
Branntweinbrennerei,  deren  Erzeugnisse  die  Bauern  konsumier* 
ten;  im  XVIII.  Jahrhunderte  wurde  der  Branntwein  nicht  wie 
im  XIX.  Jahrhunderte  meistens  aus  Kartoffeln,  sonderen  fast 
ausschließlich  aus  Korn  gebrannt.  Mit  der  Brennerei  war  schon 
damals  wie  noch  heutzutage  die  Ochsenmästung  verbunden. 
Der  Verkauf  des  zu  Wasser  nach  Danzig  beförderten  Getreides 
spielte  eine  nur  unwesentliche  Rolle.  Nicht  ohne  Bedeutung 
war  der  Verkauf  von  Geweben  und  Gespinsten,  die  aus  herrs 
schaftlichem  Material  von  den  Untertanen  (Bauern  und  Webern) 
hergestellt  wurden.  Die  Tuch*  und  Leinenweberei  betrieb  übri* 
gens  die  untertänige  Bevölkerung  nicht  bloß,  um  ihren  Abgabe* 
Verpflichtungen  den  Dominien  gegenüber  zu  genügen,  sondern 
natürlich  auch  für  den  eigenen  Bedarf  und  —  soweit  sie  ihre 
Arbeitskraft  nicht  im  eigentlichen  Ackerbau  verwerten  konn* 
ten  —  zu  marktmäßiger  Verwertung.  Diese  hausindustrielle 
Arbeit  bildete  denn  auch  den  wichtigsten  Zweig  gewerblicher 
Tätigkeit  im  Lande. 
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Ebenfalls  auf  dem  Lande  oder  vielmehr  im  Walde  hatten 
auch  noch  andere  Gewerbezweige  ihren  Standort,  so  insbe* 
sondere  Sägemüllerei,  die  Erzeugung  von  Dachschindeln  sowie 
von  Holzgefäßen  und  Geräten,  ferner  Siedereien  von  Pech  und 
Wagenschmiere  und  von  Potasche,  in  geringerer  Zahl  auch 
Glas?  und  Eisenhütten.  Hunderte  von  Ortsnamen,  wie  Ruda 
(Erz),  H  u  t  a  (Hütte),  M  a  j  d  a  n,  B  u  d  y  (Waldhüttcn),  geben 
davon  Zeugnis.  Diese  Produktionen  wurden  in  lediglich  für 
den  Lokalbedarf  berechneten  kleinen  Betrieben  in  sehr  primis 
tiver  Art  durchgeführt.  Das  Dorf  war  überdies  der  Sitz  der 
Töpferei,  und  damals  schon  wie  später  gab  es  auch  Dörfer, 
deren  Bewohner  hauptsächlich  aus  Schmiedearbeit,  Schlosserei, 
Siebmacherei  oder  Gerberei  ihren  Unterhalt  zogen.  Die  Städte 
und  Marktflecken  —  über  300  an  der  Zahl  —  hatten  für  diese 
Gewerbe  nur  durch  ihre  periodischen  Märkte  Bedeutung,  auf 
denen  Produzenten  und  Käufer  in  Berührung  traten. 


Die  wirtschaftliche  Rolle  der  Juden  bestand  in  allerlei 
Handelstätigkeiten.  Sie  fristeten  ihr  Dasein  meistens  als  Vers 
mittler  und  Aushelfer  oder  Bedienstete  der  Großgrundbesitzer 
in  verschiedenen  wirtschaftlichen  Angelegenheiten.  Der  Be? 
trieb  der  Branntweinbrennereien  lag  zumeist,  der  Vertrieb  der 
Getränke  ausschließlich  in  ihren  Händen.  Sie  waren  Pächter 
der  Mahlmühlen,  Obstgärten,  Flußüberfuhren  sowie  der  Milch 
aus  den  herrschaftlichen  Ställen.  Außer  auf  dem  Lande,  wo 
nur  etwa  der  dritte  Teil  zu  Hause  war,  lebten  die  Juden  in  den 
Städten  als  Handwerker  oder  Handeltreibende  (als  Verleger 
oder  Zwischenhändler  des  ländlichen  Gewerbefleißes)  und  be* 
fanden  sich  in  der  Mehrzahl  in  Armut.  In  einigen  Städten  war 
ihnen  der  Aufenthalt  verboten.  Schon  damals  ernährte  Ost* 
galizien  im  Verhältnis  zur  übrigen  Bevölkerung  doppelt  so  viele 
Juden  als  Westgalizien. 

Für  den  Außenhandel  Galiziens  wie  des  ganzen  polni; 
sehen  Reiches  war  Danzig  das  Hauptemporium.  Daneben 
kamen  Breslau  und  Leipzig  mit  ihren  Messen  für  die  Einfuhr 
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von  Gewerbeerzeugnissen  in  Betracht.  Die  Beziehungen  mit 
Danzig  unterhielten  die  Adeligen  meistens  in  eigener  Regie. 
Die  westlichen  Städte  wurden  von  wenigen  Kaufleuten,  zu« 
meist  jüdischer  Abkunft,  besucht.  Anderer  Art  waren  die  Han? 
delsbeziehungen  mit  Nordungarn,  woher  der  Adel  seinen  Wein 
bezog,  während  die  Kleingewerbetreibenden  selbst  oder  durch 
Zwischenhändler  ihre  groben  Textilwaren  dahin  ausführten. 
Auch  Getreidehandel  wurde  mit  Ungarn  getrieben,  und  zwar 
als  Import  oder  Export,  je  nachdem  eine  Mißernte  den  Nord? 
oder  Südabhang  der  Karpathen  traf.  Für  Ostgalizien  war  auch 
der  von  einer  großen  Anzahl  der  dortigen  Bauern  betriebene 
Ausfuhrhandel  mit  Salz  nach  den  östlichen  Provinzen  der  Re* 
pubHk  von  Bedeutung.  Den  damaligen  Zustand  des  Wirtschaft* 
liehen  Lebens  in  Galizien  können  wir  charakterisieren  als  einen 
mächtigen  Rückschlag  der  mittelalterlichen  Wirtschaftsver* 
hältnisse. 


In  den  Besitz  Galiziens  kam  Österreich  bekanntlich  nicht 
aus  eigenem  Antriebe.  So  begann  es  denn  auch  erst  nach  der 
Erwerbung  ein  Programm  für  seine  Politik  in  diesem  Lande 
auszubilden.  Zunächst  setzte  eine  systematische  Erforschung 
der  wirtschaftlichen  Zustände  der  neuen  Provinz  ein.  Die  Vers 
waltung  wurde  auf  in  Österreich  allgemein  übliche  Art  organi? 
siert;  alle  Bevölkerungsklassen,  somit  auch  der  adelige  Grund? 
besitz,  wurden  der  Besteuerung  unterworfen;  das  Salz?  und  das 
Tabakmonopol  wurden  auf  Galizien  ausgedehnt,  desgleichen 
das  Rekrutierungssystem.  Das  waren  alles  Neuerungen, 
welche  früher  unbekannt  waren. 

Um  den  Wert  der  Provinz  für  den  Gesamtstaat  zu  erhöhen, 
begann  Josef  IL  an  deren  wirtschaftliche  Hebung  zu  denken.  Als 
bestes  Mittel  hiefür  sowie  für  eine  dauernd  gesicherte  Angliede? 
rung  des  neuerworbenen  Gebietes  erschien  natürlich  die  Besied? 
lung  mit  deutschen  Kolonisten.  Deutsche  Bauern  wurden  daher 
mit  bedeutendem  Kostenaufwande  meistens  nach  dem  dünn? 
bevölkerten  und  rückständigeren  Ostgalizien  gebracht.    Man 


—    11    — 

prämiierte  auch  zuwandernde  deutsche  Handwerker.  Die  Ge= 
werbesteuer  wurde  mit  Ausnahme  von  Lemberg  aufgehoben. 
Die  Gründung  großer  industrieller  Anlagen  durch  deutsche 
Unternehmer  wurde  gefördert,  ja  sogar  Fachinstruktoren  für 
ländliche  Gewerbe  (Weberei,  Holzverarbeitung)  wurden  aus 
Schlesien  herangezogen.  Aber  auch  außerhalb  der  Verwaltung 
erweckte  die  neue  Provinz  allgemeines  Interesse,  und  es 
strömte  dorthin  eine  große  Anzahl  von  Leuten,  die  Bereiche* 
rung  und  ein  rasches  Emporkommen  suchten. 

Daneben  wandte  die  Regierung  ihre  Fürsorge  vor  allem 
dem  Bauernstande  zu,  dessen  Lage  durch  Regulierung  der  Unter* 
tansschuldigkeiten  gebessert  wurde.  Ein  weitausgreifender  Plan 
zur  Hebung  der  Städte  wurde  entworfen.  Den  Adel  trachtete 
man  nicht  nur  durch  ausgiebige  Verleihung  von  Titeln  zu  ge* 
winnen,  sondern  suchte  auch  Interesse  für  das  Gewerbe  bei  ihm 
zu  wecken.  Und  wie  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  des 
Landes  kam  Josef  II.  auch  den  kulturellen  wohlwollend  ent? 
gegen.  Man  erinnere  sich  nur  an  die  Neubegründung  der  Lern* 
berger  Universität,  deren  Gründungsjubiläum  gestern  ge- 
feiert wurde. 

Im  großen  und  ganzen  waren  die  ersten  zwanzig  Jahre 
österreichischer  Herrschaft  bis  zum  Tode  Leopolds  IL  für  das 
Land  trotz  des  Steuerdruckes  und  einzelner  überhasteter,  allzu* 
radikaler  Reformen  Josefs  IL  eine  günstige  Zeit.  Dies  trat 
besonders  in  einer  starken  Zunahme  der  Bevölkerung  zutage. 
In  den  12  Jahren  von  1774  bis  1786  stieg  die  Einwohnerzahl 
um  18 '^/q.  Das  Land  erfreute  sich  einer  tatkräftigen  Verwal* 
tung;  man  hatte  mit  dem  Bau  von  guten  Fahrstraßen  begonnen; 
die  Städte  und  das  städtische  Gewerbe  hatten  sich  einiger« 
maßen  erholt;  am  meisten  aber  hob  sich  die  Landwirtschaft. 
Der  Kartoffels  und  der  Kleebau,  die  einen  großen  Fortschritt 
bedeuteten,  wurden  durch  die  Initiative  der  Regierung  rasch  über 
das  ganze  Land  verbreitet;  nicht  minder  eifrig  wurden  Obst* 
und  Gemüsebau  gefördert.  Josef  IL  bediente  sich  zur  ökonomi* 
sehen  und  kulturellen  Hebung  des  Bauernstandes  ebensowohl 
gedruckter  umfangreicher  Verordnungen  in  polnischer  Sprache 
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wie  mündlicher  Belehrungen  der  Beamten,  und  sogar  Kanzel* 
reden  der  Geistlichen  wurden  diesem  Zwecke  dienstbar  ge* 
macht.  Man  muß  nur  bedauern,  daß  diese  segensreiche  Epoche 
zu  kurz  dauerte,  um  tieferen  Einfluß  zu  üben. 


Die  Kriege  gegen  das  republikanische  und  napolconische 
Frankreich  waren  für  den  österreichischen  Staat  eine  schwere 
Prüfung.  Wohl  litt  darunter  Galizien  dank  den  hohen  Preisen  für 
landwirtschaftliche  Produkte  ökonomisch  nicht  allzu  empfind* 
lieh.  Allein  der  Zuwachs  der  Bevölkerung  ward  gehemmt  und 
das  Interesse  der  Verwaltung  an  der  Entwicklung  der  Provinz 
versiegte,  da  inzwischen  deren  Besitz  unsicher  erschien. 

Eine  gründliche  Veränderung  in  den  Verhältnissen  Ga* 
liziens  trat  aber  erst  nach  dem  Wiener  Kongreß  mit  Beginn 
der  Ära  Metternich  ein.  In  jener  Zeit  behandelte  man  Galizien 
wie  ein  fremdes  Land:  nicht  Förderung  des  Wohlstandes, 
sondern  Erhaltung  in  strenger  Botmäßigkeit  und  Verschmel* 
zung  mit  dem  Staatsganzen  durch  Germanisierung  in  Schule 
und  Verwaltung  ließ  man  sich  angelegen  sein.  Die  alte  Politik 
der  Kolonisierung  wurde  eingestellt.  Immer  deutlicher  trat 
auch  der  Interessengegensatz  zwischen  Galizien  und  der  böh* 
misch*alpenländischen  Ländergruppe  hervor.  Die  gewerbliche 
Entwicklung  des  Landes  wurde  nicht  gefördert,  vielmehr  war 
man  bestrebt,  in  Galizien  einen  Absatzmarkt  für  Gewerbe* 
erzeugnisse  der  westlichen  Länder  und  gleichzeitig  eine  Ergän* 
zung  der  etwa  fehlenden  landwirtschaftlichen  Produktion 
dieser  Provinzen  zu  besitzen.  Vom  Standpunkte  der  Bewohner 
Galiziens  konnte  die  engherzige  bureaukratische  Handhabung 
der  Gewerbevorschriften  und  insbesondere  der  Kommerzial* 
warenstempclung  als  eine  wahre  Drosselung  gewerblicher  Pro* 
dukte  erscheinen. 

So  einfach,  wie  man  sie  ansah,  lagen  aber  die  Verhältnisse 
nicht.  Galizien  bedurfte  schon  damals  gewerblicher  Tätigkeit 
zum  Unterhalte  seiner  zahlreichen  Bevölkerung.  Bereits  im 
Jahre  1834  zählte  der  Wadowicer  Kreis  91  Einwohner  per  Qua* 
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dratkilometer,  der  Bochniaer  75,  der  Neusandecer  73,  der 
Jasloer  70.  Der  westlichste  Teil  des  Landes  war  also  schon  da« 
mals  übervölkert  und  die  Landwirtschaft  auf  ihrem  damaligen 
Niveau  außerstande,  diese  Bevölkerung  zu  ernähren  Die 
genannten  Kreise  waren  schon  damals  auf  große  und  ständige 
Getreidezufuhr  angewiesen,  aber  auch  in  Ostgalizien  gab  es 
einige  Kreise,  die  eine  Bevölkerungsdichtigkeit  von  60  bis 
70  Einwohnern  auf  den  Quadratkilometer  aufwiesen. 

Es  machte  sich  jedoch  im  Lande  nicht  nur  ein  Bedürfnis 
nach  gewerblicher  Tätigkeit  geltend,  eine  solche  war  auch 
bereits  tatsächhch  in  gewissem  Umfange  vorhanden.  Im  Wa« 
dowicer,  Neusandecer  und  Jasloer  Kreise  entwickelte  sich  die 
Textilindustrie,  welche  einige  Zehntausende  von  Arbeitern  bc; 
schäftigte.  Biala  und  Umgebung  produzierten  um  1850  jährlich 
über  40.000  Stück  Tuch  im  Werte  von  ungefähr  2  Mill.  fl.  K.*M. 
Ähnlich  war  es  in  K^ty  und  Andrichau.  Es  bestand  auch 
schon  damals  ein  Exportgeschäft  nach  der  Levante.  In  allen 
drei  vorgenannten  Kreisen  schätzte  man  die  Jahresproduktion 
an  Leinwand  auf  60.000  Stück;  in  Wirklichkeit  war  sie  jedoch 
2 — 3mal  größer.  Zwilliche,  Drilliche  und  grobe  Leinwand  ver? 
trieb  man  nach  anderen  Teilen  Galiziens,  nach  Ungarn  und  der 
Levante  und  sogar  nach  Deutschland.  Wohl  fehlen  uns  ge« 
nauere  Daten  über  den  Umfang  der  Textilindustrie  in  Mittels 
und  Ostgalizien,  doch  muß  er  gleichfalls  bedeutend  gewesen 
sein,  da  sich  diese  Industrie  dort  noch  heute  erhalten  hat, 
während  sie  in  Westgalizien  außer  Biala  bereits  fast  voll* 
ständig  verschwunden  ist. 

Schon  um  1822  besaß  Galizien  etwa  40  Eisenhütten. 
Doch  war  dieser  Zweig  der  industriellen  Produktion  wenig 
lebenskräftig,  weil  die  galizischen  Erze  nicht  sehr  ergiebig 
waren  und  man  schon  damals  vielfach  aus  Ungarn  importiertes 
Erz  verschmolz.  Lebensfähiger  war  die  Glaserzeugung,  die 
im  Jahre  1822  in  etwa  20  Hütten  betrieben  wurde.  Es  existier* 
ten  ferner  etwa  12  Papiermühlen,  zum  größten  Teile  in  Ostgali* 
zien.  Zwischen  1823  und  1845  entstanden  endlich  18  kleine 
Zuckerbrennereien,    die    aber    alle    nach    kurzer  Lebensdauer 
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wieder  verfielen.  Doch  nahm  diese  industrielle  Tätigkeit  die 
Arbeitskräfte  der  Bevölkerung  nicht  völlig  in  Anspruch,  und 
es  macht  sich  schon  in  dieser  Zeit  eine  Saisonauswanderung 
von  Erntearbeitern  aus  den  Gebirgsgegenden  Westgaliziens 
nach  Ungarn  und  RussischsPolen  bemerkbar. 

Alle  diese  Tatsachen  bezeugen,  daß  die  Regierung  wohl* 
getan  hätte,  den  Anfängen  der  galizischen  Industrie  ihre  Fürs 
sorge  angedeihen  zu  lassen.  Statt  dessen  verwies  man  Galis 
zien  auf  die  Landwirtschaft  als  sein  eigentliches  Gebiet,  aber 
man  zögerte  mit  der  Bewilligung  zur  Gründung  einer  landwirts 
schaftlichen  Gesellschaft  in  Lemberg  (1845),  und  sogar  das 
Zustandekommen  eines  Bodenkreditvereines  erschien  der  Re* 
gierung  verdächtig.  Ferner  wurden  die  landständischen  An? 
suchen  um  Errichtung  einer  Veterinärschule,  —  Galizien  war 
damals  mehrere  Male  durch  Viehseuchen  heimgesucht  worden 
—  einer  Ackerbaus  und  einer  Forstschule  abschlägig  be* 
schieden. 

Die  gutsherrlichsbäuerlichen  Verhältnisse  gestalteten  sich 
inzwischen  unter  dem  Einflüsse  des  Metternichschen  Systems 
immer  ungünstiger.  Nicht  ohne  Mitschuld  der  Beamtenschaft 
wurden  die  sogenannten  „Prägravationsprozesse"  immer  zahl? 
reicher  und  die  Erbitterung  der  Bauern  gegen  die  Gutsherren 
stieg.  Die  Fronarbeit  wurde  immer  unergiebiger,  sogar  in  der 
eigenen  "Wirtschaft  arbeitete  der  Bauer  immer  lässiger.  Die 
Landstände  traten  daher  1843  mit  einem  Vorschlage  zur  Re* 
form  der  Robotverhältnisse  hervor.  Die  Kommissionsberatuns 
gen  darüber  wurden  jedoch  damals  durch  die  Regierung  in  die 
Länge  gezogen.  Inzwischen  begann  sich  eine  nationale  Aufs 
Standsbewegung  bemerkbar  zu  machen,  in  deren  Gefolge  ein 
stetig  wachsender  Gegensatz  zwischen  dem  grundbesitzenden 
Adel  und  seinen  Untertanen  zutage  trat;  ich  erinnere  an  die 
traurigen  Ereignisse  in  einem  Teile  Westgaliziens  im  Jahre  1846. 
Wenn  nichtsdestoweniger  im  Zeiträume  von  1810  bis  1846  die 
Bevölkerung  um  31"/,^  zunahm,  so  ist  dies  hauptsächlich  der 
Verbreitung  des  Kartoffelbaues  zuzuschreiben,  der  zur  Haupts 
nahrungsquelle  der  Landbevölkerung  wurde. 
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Das  folgende  Jahrzehnt  (1847 — 1856)  war  in  seinem  ßan* 
zen  Verlaufe  für  Galizien  verhängnisvoll.  Die  Kartoffelfäule 
von  1847  und  der  folgenden  Jahre  brachte  langdauernde  Huns 
gersnot  und  ein  großes  Sterben,  zu  dem  dann  noch  die  Cholera; 
epidemie  des  Jahres  1855  beitrug.  Infolgedessen  sank  die  Bes 
Völkerungsziffer  um  ein  bedeutendes.  Es  verlor  in  diesem  Jahr; 
zehnte  per  Quadratkilometer  der  Jasloer  Kreis  durchschnitt* 
lieh  265  Einwohner,  der  Wadowicer  25,  der  Krakauer  23.  Es 
wurde  damals  allerlei  Unkraut,  sogar  Fichtenrinde  zu  Brot  ge; 
backen  und  gegessen. 

Die  Bauernbefreiung  wurde  im  Jahre  1848  unter  dem 
Drucke  der  revolutionären  Gärung  im  ganzen  Staate  unver; 
mittelt  und  ohne  Einbeziehung  der  notwendigen  Nebenrefor; 
men  durchgeführt;  und  gerade  diese  Nebenreformen  —  die 
Kommassation  der  Grundstücke,  die  Aufhebung  der  Servi; 
tuten  und  Gemeinschaften  sowie  die  Abschaffung  des  Propi* 
nationsrechtes  —  hätten  auf  die  galizischen  Verhältnisse  einen 
sanierenden  Einfluß  ausgeübt. 

Allüberall  sonst  wird  zur  Grundlage  der  allgemeinen  Wirt; 
Schaftsentwicklung  in  dieser  Zeit  die  Dampfmaschine,  und  der 
Kapitalismus  macht  rasche  Fortschritte,  was  in  der  Bildung 
zahlreicher  Aktiengesellschaften  zum  Ausdrucke  kommt.  Nach 
Galizien  aber  gelangt  die  Dampfmaschine  nur  gleichsam  zur 
Ansicht:  im  Jahre  1852  besaß  das  Land  bloß  20  stehende 
Dampfmaschinen  mit  254  HP.,  d.  i.  2*1  "/^  der  Maschinengesamt; 
zahl  in  Österreich.  Auch  die  Eisenbahnen  dringen  in  Galizien 
mit  großer  Verspätung  ein.  Wiewohl  das  erste  Projekt  einer 
Lokomotiveisenbahn  in  Österreich  von  1835  die  Verbindung 
Wiens  mit  dem  Zentrum  von  Galizien  vorsah,  indem  es  eine 
Linie  bis  Rzeszöw  in  Aussicht  nahm,  enthielt  die  Konzession 
nur  die  Verbindung  von  Wien  mit  Bochnia  (Salzbergwerk). 
Noch  1852  besaß  Galizien  nur  eine  64  km  lange  Eisenbahn; 
linie,  die  das  Territorium  der  kurz  vorher  einverleibten  Frei; 
Stadt  Krakau  durchzog  und  keine  Verbindung  mit  den  übrigen 
österreichischen  Linien  hatte.  Die  Verbindung  der  Kaiser* 
FerdinandssNordbahn  mit  dieser  Krakauer  Linie  kam  erst  1855 
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zustande.  Im  Jahre  1861  wurde  der  Betrieb  der  KarlsLud* 
wigs?Bahn  bis  Lemberg  eröffnet;  die  Ostgrenze  Galiziens  er* 
reichte  die  Eisenbahn  erst  1869  und  die  Karpathen  überschritt 
sie  (zugleich  an  zwei  Punkten)  nicht  vor  1874. 

Die  nun  einsetzende  Entwicklung  der  Eisenbahnen  unter* 
grub  die  Existenz  der  galizischen  Gewerbe,  welche  bisher  ihr 
Dasein  hauptsächlich  dank  dem  Mangel  an  billigen  Verkehrs* 
mittein  gefristet  hatten;  denn  das  Land  wurde  seit  dieser  Zeit 
mit  Waren  aus  den  westlichen  Provinzen  förmlich  über* 
schwemmt.  Als  Vermittler  spielten  dabei  die  Juden  eine  her* 
vorragende  Rolle.  Unter  dem  alten  Regime  waren  sie  in  dras 
konischer  Weise  unterdrückt  und  in  ihrer  Erwerbstätigkeit 
behindert  worden.  Nachdem  sie  im  Jahre  1848  die  bürger? 
liehe  Gleichberechtigung  und  volle  Bewegungsfreiheit  erlangt 
hatten,  übernahmen  sie  die  Aufgabe,  den  galizischen  Bauer 
in  das  Fahrwasser  der  Geldwirtschaft  zu  steuern.  Das  kommt 
im  raschen  Zuwachse  der  jüdischen  Bevölkerung  zum  Aus* 
drucke:  ihr  prozentueller  Anteil  an  der  Gesamtbevölkerung  be* 
trug:  1831  5'6%;  1846  6A^I^;  1857  TS^j^;  1869  lO^öo/^;  1890 
11*6 °/q.   Seit  1890  ist  er  wiederum  etwas  zurückgegangen. 

Die  Gründe,  aus  denen  die  begonnene  Gewerbeentwick* 
lung  und  Berufsdifferenzierung  um  die  Mitte  des  XIX.  Jahr* 
hunderts  keinen  weiteren  Fortgang  nahm,  zumal  doch  sowohl 
die  Anfänge  einer  Industrie  als  auch  Berufsarbeiter  und  sogar 
Exportmöglichkeiten  vorhanden  waren,  liegen  klar  zutage.  Sie 
bestanden  in  dem  Mangel  an  intelligenten  und  wohlhabenden 
Persönlichkeiten,  fähig  und  gewillt,  die  Industrie  kapitalistisch 
zu  organisieren,  indem  sie  zunächst  als  Verleger  aufgetreten 
und  dann  zu  Fabriksgründungen  geschritten  wären.  Alle,  die 
sich  mit  dem  Vertriebe  galizischer  Textilprodukte  beschäftig* 
ten,  waren  ungebildete  und  unvermögende  Bauern  und  Juden, 
denen  im  entscheidenden  Augenblicke  die  Orientierungsfähig* 
kcit  mangelte.  Größere  Industrieunternehmungen  waren 
zumeist  Eigentum  der  Großgrundbesitzer,  während  in  den 
westlichen  Provinzen  die  Verbindung  von  Guts*  und  Fabriks* 
besitz  schon  eine  seltene  Erscheinung  bildete.    Hatte  hier  die 
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Grundentlastung  der  Industrie  Arbeitskräfte  zugeführt,  so 
waren  die  galizischen  Fabriken  zugleich  der  gesteigerten  Kon* 
kurrenz  vom  Westen  her  und  der  Entziehung  bilHger  Arbeits* 
jkräfte  ausgesetzt.  In  den  ersten  Jahrzehnten  nach  der  Bauern* 
befreiung  stand  die  industrielle  Entwicklung  in  Widerspruch 
zu  den  Interessen  des  Großgrundbesitzes,  der  es  vorzog,  die 
billigen  Arbeitskräfte  ausschHeßlich  für  sich  zu  reservieren. 
Es  erhielten  sich  lediglich  die  Brennereien  und  Brauereien, 
dank  dem  Propinationsrechte  sowie  dem  Umstände,  daß  ihre 
Führung  einen  verhältnismäßig  geringen  Kapitalsaufwand  und 
wenig  Fachbildung  erforderte.^ 

Die  alte  Feindschaft  zwischen  Bauern  und  Herrenhof 
sowie  die  Art,  wie  die  Grundentlastung  durchgeführt  wurde, 
brachten  die  agrarischen  Verhältnisse  für  lange  Zeit  aus  dem 
normalen  Geleise.  Die  Grundbesitzer  sahen  sich  plötzlich  der 
unentgeltlichen  Arbeitskraft  beraubt,  die  ihr  Betriebskapital 
gebildet  hatte,  und  die  Auszahlung  des  Entschädigungskapitals 
begann  erst  mit  dem  Jahre  1857  und  ging  auch  dann  nur  lang* 
sam  vor  sich.  Die  der  früheren  Bevormundung  ledigen  Bauern 
wiederum  zeigten  wenig  Lust  zur  Lohnarbeit  auf  den  herrschaft* 
liehen  Meierhöfen  und  vernachlässigten  zugleich  ebenso  wie 
früher  ihre  eigenen  Wirtschaften,  indem  sie  sich  noch  mehr 
als  früher  dem  Trünke  ergaben.  Die  Streitigkeiten  mit  den 
Großgrundbesitzern  wegen  der  Wald*  und  Weidenutzungen 
nahmen  kein  Ende:  zwischen  1860 — 1880  spielten  sich  nicht 
weniger  als  32.000  Prozesse  dieser  Art  ab.  Unter  diesen  Um* 
ständen  konnte  von  einem  bedeutenden  Wachstume  der  land* 
wirtschaftlichen  Produktion  nicht  die  Rede  sein.  Die  Hunger* 
zeit   vor    der   Ernte   (przednowek)    kehrte    damals    öfter   und 


^  Es  erzeugten  in  Galizien  und  der  Bukowina:  1S41  2034  Brennereien 
1,093.600  hl;  1908  9  905  Brennereien  720.000  hl.  Seit  IS41  verringerte  sich 
die  Zahl  der  Brennereien  in  raschem  Tempo.  Im  Jahre  1850  zählte  man  9S9, 
1884  nur  mehr  516.  Seither  ist  ihre  Zahl  wieder  gewachsen.  An  Bier  wurde 
weniger  produziert.  1841  gab  es  430  Brauereien,  die  nur  192.000  hl  produ« 
zierten.  Die  Zahl  verringert  sich  seitdem  fortwährend,  aber  langsam,  die 
Produktionsmenge  dagegen  steigt. 
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drückender  als  zuvor  wieder.  Hilfe  suchten  die  Bauern  in  den 
Dorfschenken  und  Verkaufsläden  in  den  Marktflecken  bei  den 
Juden,  die  für  einige  Zeit  zu  den  eigentlichen  Ratgebern  der 
Bauern  wurden.  Die  Juden  borgten  geistige  Getränke,  lieferten 
Ware  auf  Kredit,  gewährten  auch  Gelddarlehen,  forderten  aber 
enorme  Zinsen.  50  und  sogar  mehr  als  100  °/q  waren  keine  Sei* 
tenheit.  Infolge  der  Kapitalarmut  betrug  damals  in  Galizien  der 
„normale"  Zinsfuß  gegen  15  "/q.  Außer  dem  privaten  Wucher? 
geschäfte  entstanden  einige  größere  Bankunternehmungen,  um 
den  Leichtsinn  der  Bauern  im  Schuldenmachen  auszunützen. 
Allerdings  wurden  sie  alle  für  ihre  Habsucht  mit  dem  Bankerott 
bestraft.  Naturgemäß  konnten  solche  Verhältnisse  nicht  lange 
dauern,  das  Gros  der  Landeseinwohner  konnte  nicht  seine  Kon? 
sumtion  differenzieren  und  vergrößern,  ohne  seine  Produkti* 
vität  zu  steigern. 


Parallel  zu  diesen  grundstürzenden  ökonomischen  Ver? 
änderungen  vollzog  sich  der  Kampf  um  die  staatliche  Ver? 
fiissungsreform  in  Österreich.  Er  absorbierte  die  besten  Kräfte 
der  gebildeten  Bevölkerung  in  Galizien  und  lenkte  ihre  Auf* 
merksamkeit  von  den  wirtschaftlichen  Problemen  ab.  Die 
Vernachlässigung  der  materiellen  Verhältnisse  des  Landes 
und  das  Verhalten  der  westlichen  Kronländer  verwiesen 
Galizien  auf  den  Weg  des  Strebens  nach  möglichster  Entfal* 
tung  seiner  provinziellen  Autonomie,  weil  diese  nicht  nur  die 
nationale,  sondern  auch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  am 
besten  zu  schützen  geeignet  schien.  Als  endlich  die  Autonomie 
in  ihren  Grundzügen  verwirklicht  war  (1873),  hatte  der  wirt* 
schaftliche  Niedergang  des  Landes  seinen  Tiefpunkt  erreicht. 
Die  traurige  Wirklichkeit  ward  in  der  Lemberger  Landesaus* 
Stellung  von  1877  greifbar  klar.  So  erhob  sich  denn  der  Ruf 
nach  Arbeit  an  der  wirtschaftlichen  Hebung  des  Landes.  Die 
beredtesten  Wortführer  dieses  Programmes  waren  der  Land? 
marschall  M.  Z  y  b  1  i  k  i  e  w  i  c  z,  früher  Advokat  und  Stadt? 
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Präsident  von  Krakau,  sowie  St.  Szczcpanowski,  der 
Schöpfer  der  galizischen  Petroleumindustrie. 

Bei  den  Bauern  war  der  Befreiungsrausch  bald  verflogen: 
die  Trunksucht  erfuhr  dank  dem  Einflüsse  der  Geistlichkeit  — 
durch  Missionen  und  religiöse  Abstinenzvereine  —  eine  Ver? 
minderung.  Not  und  Verschuldung  zwangen  zur  eifrigen  Ars 
beit  sowohl  auf  dem  eigenen  wie  auf  dem  herrschaftlichen 
Felde.  Alsbald  begann  der  Bauer  nicht  nur  im  Gebirge,  son* 
dern  auch  in  den  Niederungen  Westgaliziens  außerhalb  der 
Dorfgrenzen  Verdienst  zu  suchen,  zunächst  beim  Bau  der 
Eisenbahnen  im  Lande  selbst  und  außerhalb  desselben,  dann 
im  Kohlenbergbau  im  Karwin*Ostrauer  Revier,  schließlich  als 
Saisonarbeiter  in  Deutschland,  wohin  ihm  im  letzten  Dezens 
nium  auch  der  ostgalizische  Bauer  gefolgt  ist. 

Noch  bevor  sich  die  Bauern  nach  dem  KarwinsOstrauer 
Revier  gewendet  hatten,  fanden  sie  ihren  Weg  nach  den  Vers 
einigten  Staaten  von  Nordamerika,  zuerst  als  Ansiedler,  später 
als  Industriearbeiter  für  einige  Jahre.  Die  Auswanderung  zu  Er* 
wcrbszwecken  war  verursacht  durch  Mangel  an  Arbeitsgelegens 
heit  und  Brot.  Sie  selbst  hat  sodann  die  Parzellierung  der 
Gutsgebiete  herbeigeführt  oder  wenigstens  beschleunigt.  Ga 
genwärtig  erwerben  die  Bauern  jährlich  4000  bis  5000  ha  vom 
landtäflichen  Grundbesitze. 

Seit  1875  begann  man  in  Galizien  das  Volksschulwesen 
immer  sorgfältiger  zu  pflegen.  Bis  1900  stieg  die  Zahl  der  Volkss 
schulen  von  2486  auf  4655  und  in  den  nachfolgenden  zehn 
Jahren  auf  6000.  Parallel  hiezu  nahmen  die  Analphabeten  bes 
deutend  ab:  von  82o/„  der  Gesamtbevölkerung  im  Jahre  1880 
auf  64  o/„  im  Jahre  1900. 

Gegen  1880  begann  die  Arbeit  an  der  nationalen  und  polis 
tischen  Aufklärung  der  Bauernschaft  durch  lokale  Bauernvers 
eine  (kolka  rolnicze),  Volksbibliotheken  und  Volkszcitungen 
(St.  S  t  o  j  a  f  o  w  s  k  i).  Wenig  entwickelt  ist  noch  die  lands 
wirtschaftliche  Ausbildung  des  Bauernstandes  sowie  das 
bäuerliche  Genossenschaftswesen,  außer  den  Kreditgenossen* 
Schäften  (Raiffeisenkassen),  die  seit  1899  unter  der  treffhchen 

2* 
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Leitung  von  Fr.  Stefczyk  immer  schöner  gedeihen.  Zwei* 
felsohne  sind  in  den  letzten  Jahrzehnten  merkliche  Fortschritte 
auf  kulturellem  und  wirtschaftlichem  Gebiete  gemacht  worden; 
und  da  die  Bauern  die  bisher  am  meisten  zurückgebliebene  Be? 
völkerungsklasse  darstellen,  ist  hier  der  Fortschritt  fühlbarer 
hervorgetreten,  als  beim  Großgrundbesitz. 

Die  Juden  spielen  die  Rolle  des  dritten  Standes,  der 
Bourgeoisie.  Das  polnische  Bürgertum  bleibt  leider  noch  immer 
unbedeutend,  obwohl  es  auch  emporstrebt.  Das  im  Handel  ge* 
wonnene  Kapital  dient  jetzt  den  Juden  zur  Gründung  von  Ge? 
werbebetrieben.  Gegen  70%  aller  größeren  Gewerbebetriebe 
in  Galizien  sind  in  ihrem  Besitze,  ganze  Gewerbezweige  be? 
finden  sich  fast  ausschließlich  in  ihren  Händen,  so  wie  seit 
jeher  der  Handel. 

Der  eigentliche  offizielle  Träger  des  Gedankens  wirt? 
schaftlicher  Hebung  des  Landes  war  naturgemäß  der  Landtag. 
Im  Anfange  der  achtziger  Jahre  wurden  von  ihm  die  Landes* 
bank  und  das  Landesmeliorationsbureau  gegründet;  es  wurde 
der  Landesindustrierat  ins  Leben  gerufen;  man  schritt  zur  Grün? 
düng  von  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen  Fachschulen.^ 
Lange  Zeit  wandelte  die  galizische  Wirtschaftspolitik  auf  dem 
Wege  der  Förderung  der  ländlichen  Gewerbe;  sie  war  von 
dem  Gedanken  beherrscht,  man  müsse  an  heimische  Kunst* 
formen  und  Traditionen  anknüpfen.  Begreiflicherweise  konnte 
der  Erfolg  kein  großer  sein,  zumal  die  Landtagsmehrheit  vor 
bedeutenden  Auslagen  zurückscheute  und  überdies  im  Lande 
verhältnismäßig  wenige  Leute  existierten,  die  genaue  Kenntnis 
des  modernen,  auf  dem  Gewerbe  und  Kredit  fußenden  Wirt* 
Schaftslebens  und  dabei  genug  Autorität  und  Fähigkeit  hatten, 
eine  mehr  intensive  Gewerbeförderungspolitik  erfolgreich  zu  be* 
fürworten.  Erst  um  die  Wende  des  Jahrhunderts  setzt  eine 
moderne  Wirtschaftspolitik  ein,  deren  Beginn  durch  die  Grün* 


^  Die  landwirtschaftlichen  Fachschulen  (niedere  Schulen)  erwiesen 
sich  als  für  die  Bauern  ungeeignet.  Sie  erziehen  meistens  das  Aufsichts* 
personal  für  den  Großgrundbesitz. 
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düng  des  „Galizischen  Fabriksindustrieverbandes"  (1901)  ge* 
kennzeichnet  ist.  Einen  weiteren,  sehr  wichtigen  Schritt  be* 
deutet  die  durch  den  Landtag  angebahnte  Gründung  der  In* 
dustriebank  für  Galizien  (1910),  die  unter  Teilnahme  der  Nie* 
derösterreichischen  Eskomptcgcsellschaft  zustandegekommen 
ist.  Die  günstige  wirtschaftliche  Konjunktur  in  Österreich 
während  der  letzten  Jahre  erstreckte  sich  auch  auf  Galizien, 
erweckte  unter  den  Prager  und  Wiener  Bankanstalten  ein 
reges  Interesse  und  Vertrauen  für  dieses  Land  und  ermunterte 
sie  zu  Gründungen  zahlreicher  Filialen  in  Lembcrg,  Krakau 
und  anderen  Städten.  Galizien  wurde  dadurch  den  westlichen 
Kronländern  angenähert.  Die  Zukunft  wird  zeigen,  ob  die 
Tätigkeit  dieser  Bankinstitute  unserem  Lande  zum  Vorteile 
gereicht. 


Die  staatliche  und  die  autonome 
Verwaltung  Galiziens. 

Von 

Dr.  Josef  Buzek, 

Professor  an  der  Universität  in  Lemberg,  Reichsratsabgeordneter. 

I. 

Für  die  Beurteilung  der  Verwaltung  wichtige  Landess 
Verhältnisse. 

Will  man  die  Organisation  und  die  Tätigkeit  der  galizi« 
sehen  Verwaltung  richtig  beurteilen,  so  muß  man  sich  stets 
vor  Augen  halten,  daß  sie  mit  viel  größeren  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hat  als  jene  der  meisten  anderen  Kronländer  öster* 
reichs.  Zum  Teile  sind  auch  die  Aufgaben  der  Verwaltung, 
zumal  der  autonomen,  in  Galizien  größer,  da  bei  diesem  weit 
nach  Osten  vorgeschobenen  Grenzlande  manche  Versäum? 
nisse  der  Vergangenheit  nachzuholen  sind.  Diesen  größeren 
Schwierigkeiten  und  Aufgaben  entsprechen  aber  durchaus 
nicht  größere  Mittel.  Im  Gegenteile  sind  die  Mittel  der  auto* 
nomen  und  zum  Teile  auch  der  staatlichen  Verwaltung  in  Ga# 
lizien  beträchtlich  geringer  als  in  den  meisten  anderen  Krön? 
ländern.  Dieses  Mißverhältnis  zwischen  Aufgaben  und  Mitteln 
ist  denn  auch  das  wichtigste  Kennzeichen  der  galizischen  Ver* 
waltung.  Wir  wollen  dies  an  einer  Reihe  von  Beispielen  näher 
erörtern. 

Das  wichtigste  historische  Versäumnis,  unter  dessen  Fol* 
gen  das  Land  bis  heute  zu  leiden  hat,  ist  die  späte  und  unge* 
nügende  Regelung  der  grundherrlich^bäuerlichen  Verhältnisse, 
die  totale  Vernachlässigung  des  Volksbildungswesens  bis  in 
die  sechziger  Jahre  herein  sowie  die  Verkümmerung  der  indu« 
striellen  Entwicklung.  Diese  Tatsachen  bilden  den  Hauptgrund 
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für  die  mißliche  wirtschaftliche  Lage  der  großen  Masse  der 
Bevölkerung  Galiziens. 

Bekanntlich  haben  die  Agrarreformen  Maria  Theresias  und 
Josefs  II.  in  den  Sudetenländern  und  in  Xiederösterreich  den 
Bauernschutz  in  einem  Maße  verwirklicht,  daß  ein  Fortschritt 
der  bäuerlichen  Wirtschaft  trotz  fortdauernder  Robotpflicht 
möglich  wurde.  In  Galizien  dagegen  kam  es  bis  zum  Tode 
Josefs  II.  nur  zu  Teilreformen,  und  seit  1790  geschah  nichts 
mehr  zu  ihrer  Weiterführung.  Die  Folge  war,  daß  die  Ver^ 
hältnisse  zwischen  Dominien  und  Untertanen  unleidlich  wur; 
den  und  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  auf  dominikalem  und 
rustikalem  Boden  fast  unmöglich  machten.  Seit  jener  Jahrs 
zehnte  dauernden  Periode  des  Stillstandes  ist  die  galizische 
Landwirtschaft  erheblich  hinter  der  der  anderen  österreichi* 
sehen  Länder  zurückgeblieben.  Hält  man  dazu  noch  fest,  daß 
in  vielen  Teilen  Galiziens  der  Übergang  von  der  Dreifclder; 
zur  Fruchtwechselwirtschaft  durch  die  unglaubliche  Bodenzers 
splitterung  im  Gefolge  der  Gemenglage  gehemmt  wird,  so  be? 
greift  man,  warum  im  Durchschnitte  der  Jahre  1901 — 1910  in 
Galizien  per  Hektar  Anbaufläche  nur  U'Oq  Weizen,  98  q 
Roggen,  97  q  Gerste  und  9*1  q  Hafer  geerntet  wurden,  während 
in  Böhmen  diese  Ziffern  16'9,  respektive  149,  164  und  129  aus; 
machten.  In  Galizien  wird  also  per  Hektar  um  ca.  50^ j^  weniger 
geerntet  als  in  Böhmen.  Was  das  zu  bedeuten  hat,  geht  daraus 
hervor,  daß  der  Jahreswert  der  Ernten  in  Galizien,  wenn  die 
Landwirtschaft  hier  auf  die  Stufe  Böhmens  gehoben  würde, 
um  über  200  Mill.  K  steigen  würde,  wozu  noch  hinzugefügt 
werden  mag,  daß  der  durchschnittliche  Ernteertrag  per  Hektar 
in  England,  Holland,  Belgien  und  Deutschland  doppelt  so  groß 
ist  wie  in  Galizien  und  um  ein  Drittel  höher  als  in  Böhmen. 

Der  Mangel  einer  starken  Industrie  bewirkt,  daß  in 
Galizien  77 ^j^  der  Bevölkerung  von  der  Landwirtschaft  leben, 
in  Böhmen  dagegen  bloß  336  und  in  Deutschland  35 "/o- 
Nun  ist  aber  die  Bevölkerung  Galiziens  eine  außerordentlich 
dichte:  es  entfielen  hier  im  Jahre  1910  per  Quadratkilometer 
102  Menschen  gegenüber  130  in  Böhmen  und  120  in  Deutsch; 
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land.  Dies  hat  zur  weiteren  Folge,  daß  der  Nahrungsspielraum 
sehr  viel  enger  ist  als  in  anderen  Ländern.  Es  muß  mit  Nach? 
druck  hervorgehoben  werden,  daß  im  lahre  1910  in  Galizien 
auf  100  ha  landwirtschaftlicher  Fläche  102  von  der 
Landwirtschaft  lebende  Personen  entfielen,  dagegen  in 
Böhmen  nur  68,  in  Bayern  (1907)  58,  in  Preußen  47,  in  Sachsen 
48.  Zur  Bestellung  von  100  ha  landwirtschaftlicher  Fläche  ge* 
nügen  in  Preußen  26  in  der  Landwirtschaft  tätige  Personen,  in 
Flolland  27,  in  der  Schweiz  22,  in  Böhmen  40,  während  sich  in 
Galizien  diese  Ziffer  auf  60  stellt.  Daraus  geht  hervor,  daß  zur 
Bebauung  des  landwirtschaftlichen  Bodens  in  Galizien  um 
50*^/o  mehr  Kräfte  bereit  stehen  als  in  Böhmen  und  über  100°/q 
mehr  als  in  Deutschland  und  daß  trotzdem  der  Bodenertrag 
um  ca.  50°/q  geringer  ist  als  in  Böhmen  und  um  ca.  100  ^/^  ge? 
ringer  als  in  Deutschland.  Im  Vergleiche  mit  Deutschland  er* 
gibt  sich  das  triste  Bild,  daß  in  Galizien  die  Bodenerträge  um 
die  Hälfte  geringer  sind  und  trotzdem  für  eine  doppelt  so  große 
landwirtschaftliche  Bevölkerung  genügen  sollen!  Diese  Zif* 
fern  lassen  zur  Genüge  die  Hauptursache  der  Armut  Galiziens 
erkennen. 

Die  geschilderten  Verhältnisse  lagen  in  ihren  Grundzügen 
bereits  vor  60  Jahren  vor  und  äußerten  sich  damals  in  furcht* 
baren  Hungersnöten  nach  jeder  größeren  Mißernte,  zumal  in 
Kartoffeln.  Noch  bis  in  die  achtziger  Jahre  des  abgelaufenen 
Jahrhunderts  mußten  öffentliche  Mittel  aufgeboten  werden,  um 
nach  Mißernten  dem  Ärgsten  zu  wehren.  Seither  hat  eine  ge* 
waltige  dauernde  und  eine  noch  viel  größere  Saisonaus* 
Wanderung  eingesetzt  und  die  Folgen  der  Übervölkerung  ab* 
geschwächt.  In  derselben  Richtung  wirken  die  unleugbaren 
landwirtschaftlichen  Fortschritte  etwa  seit  den  achtziger  Jahren. 
Die  Besserung  dieser  wirtschaftlichen  Verhältnisse  tritt  viel* 
leicht  am  schlagendsten  in  der  Sterblichkeitsstatistik  hervor, 
wiewohl  nicht  zu  übersehen  ist,  daß  ein  Teil  der  auf  diesem 
Gebiete  erzielten  Erfolge  auch  den  Fortschritten  in  der  —  Staat* 
liehen  und  autonomen  —  Sanitätsverwaltung  zuzuschreiben  ist. 
Noch  in  den  Jahren  1847—1857  sind  in  Galizien  324.000  Per* 
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sonen  mehr  gestorben,  als  geboren  wurden;  die  Cholera  raffte 
noch  1866  34.857,  1872  19.667,  1873  gar  noch  90.802  Menschen 
dahin!  Seit  dem  Ende  der  siebziger  Jahre  beginnt  hierin  eine 
Wendung  zum  Besseren  und  äulkrt  sich  in  der  Abnahme  der 
Sterblichkeit  bei  gleichzeitigen  starken  Geburtenüberschüssen. 
So  ist  die  Bevölkerung  in  der  Zeit  von  1869  bis  1910  von 
5,444.689  auf  8,025.675,  d.  i.  um  48%  gestiegen,  während  gleich^ 
zeitig  die  absolute  Zahl  der  Todesfälle  nicht  nur  nicht  gewachs 
sen,  sondern  sogar  gefallen  ist.  Es  starben  nämlich  in  Galizien 
1870 — 1880  im  Jahresdurchschnitte  206.958  Personen,  dagegen 
1881—1890  nur  205.283,  1891—1900  nur  204.991,  1901—1905  nur 
202.225,  1906—1910  endlich  nur  197.233.  Ohne  ganz  beträcht* 
liehe  wirtschaftliche  Fortschritte  wäre  dieses  Resultat  gewiß 
unmöglich. 

Die  wirtschaftliche  Schwäche  des  Landes  tritt  in  der  ge* 
ringen  Steuerkraft  der  Bevölkerung  zutage.  Was  dies  für  die 
autonome  Verwaltung  bedeutet,  mögen  folgende  Ziffern  er* 
härten. 

Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern  für  die  Zwecke  der 
autonomen  Verwaltung  (Land,  Bezirke  und  Gemeinden)  be* 
trugen  in  Galizien  im  Jahre  1905  157*^/q,  in  Böhmen  nur  155^ j^. 
In  Galizien  ergaben  sie  aber  bloß  eine  Summe  von  3507,  in 
Böhmen  dagegen  88'54  Mill.  K,  also  mehr  als  2\/.,mal  so  viel! 
Äußerst  gering  ist  zumal  die  Steuerkraft  der  Dorfgemeinden. 
Im  Jahre  1898  ergaben  lO^/^ige  Zuschläge  zu  allen  direkten 
Steuern  in: 

102  Dorfgemeinden weniger  als    20  K. 

1890  „  zwischen     100-200   „ 

1232  „  zwischen     200-400   „ 

478  „  mehr      „    400 

Mit  diesen  geringeren  Mitteln  sind  die 
durch  die  Ve  rsäumnisse  der  Ve  rgangenheit 
vergrößerten  Aufgaben  der  autonomen  Vers 
waltung  zu  bestreiten! 

Das  gereizte  Verhältnis,  das  in  der  Regel  noch  Jahrzehnte 
nach  der  Grundentlastung  zwischen  Dorfgemeinde  und  Guts* 
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herr  herrschte,  bewirkte,  daß  im  Jahre  1866  die  Einverleibung 
der  Gutsgebiete  in  den  Gemeindeverband  an  dem  fast  ein« 
stimmigen  Widerstände  der  bäuerlichen  Landtagsabgeordneten 
scheiterte.  Die  Trennung  des  Gutsgebietes  von  der  Gemeinde 
aber  hat  folgende  zwei  schwere  Nachteile  zur  Folge: 

1.  Die  Gutsgebiete  werden  finanziell  nur  zur  Mittragung 
der  Schul?  und  Straßenlasten  beigezogen,  für  andere  Gemeinde? 
zwecke  dagegen  geht  ihre  Steuerkraft  den  Gemeinden  verloren. 
Es  genügt  festzustellen,  daß  im  Jahre  1873  der  Großgrund* 
besitz  an  landesfürstlichen  direkten  Steuern  3,004.760  K  zahlte, 
die  Gemeinden  aber  6,075.636  K.  1910  stellte  sich  die  Summe 
der  vom  Großgrundbesitze  entrichteten  direkten  Steuern  auf 
4,368.621  K,  diejenige  der  in  der  Landgemeindenkurie  zum  Land* 
tag  wählenden  Dörfer  und  Städte  dagegen  auf  14,559.778  K. 
Wären  also  die  Gutsgebiete  den  Gemeinden  einverleibt,  so 
würde  deren  Steuerkraft  um  zirka  ein  Drittel  wachsen. 

2.  Die  Existenz  der  Gutsgebiete  entzieht  den  Dorfgemein* 
den  viele  intellektuelle  Kräfte.  Das  Fehlen  intelligenter  Ele? 
mente  in  der  Gemeindeverwaltung  zeitigte  zumal  in  früheren 
Jahren  recht  traurige  Erscheinungen  im  Gemeindeleben. 

Zu  Beginn  der  autonomen  Ära  hatte  G  a  1  i  z  i  e  n,  wenn 
von  den  Städten  abgesehen  wird,  so  gut  wie  keine  Volksschule. 
Die  Zahl  der  schulbesuchenden  Kinder  betrug  damals  (1865) 
nur  155.000,  d.  i.  3%  der  Gesamtbevölkerung,  während  der 
normale  Prozentsatz  15  betragen  würde.  Es  haben  also 
damals  bei  vier  Fünftel  der  schulpflichtigen  Kinder  die  Schule 
nicht  besucht!  Diese  Versäumnisse  der  Vergangenheit  sind  in 
der  autonomen  Ära  allmählich  überwunden  worden:  die  Zahl 
der  schulbesuchenden  Kinder  war  1880  bereits  auf  292.515,  ein 
Jahrzehnt  später  auf  469.629,  im  Jahre  1900  auf  682.931,  schließ* 
lieh  1910  auf  984.585  gestiegen,  oder  in  Prozenten  der  Bevölke* 
rung  auf  5,  respektive  7,  9  und  12.  Die  Zahl  der  Gemeinden, 
die  weder  eine  eigene  Schule  besaßen,  noch  irgendwo  einge* 
schult  waren,  ist  bis  1912  auf  169  gesunken.  Wie  diese  Schul* 
Verhältnisse  auf  die  primärste  Voraussetzung  der  Volksbildung, 
die  Kenntnis  des  Lesens,  zurückwirkten,  lehren  folgende  Ziffern. 
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Im  Jahre  1900  betrug  der  Prozentsatz  an  männlichen  Analpha* 
beten:  .  ,  , 

im     Alter    von 
12-21         22-31         32-41         42-51  Jahren 

bei  den  Polen 28  33  39  43 

„      „     Ruthenen     ...      57  62  77  82 

usw.  Dabei  ist  zu  erwähnen,  daß  die  Zahl  der  Gemeinden,  die 
keine  Schule  besaßen,  seit  jeher  im  reinpolnischen  Westen 
prozentuell  größer  war  als  im  gemischtsprachigen  Osten.  Die 
großen  Differenzen  zwischen  Polen  und  Ruthenen  im  Prozents 
satze  der  Analphabeten  zugunsten  der  Polen  haben  daher 
andere  Ursachen. 

Folgende  Daten  illustrieren  unter  anderem  den  Nachteil 
der  hohen  Analphabetenzahl  für  die  autonome  Verwaltung. 
Nach  einer  1874  vom  Landesausschusse  veranstalteten  Er« 
hebung  konnten  von  5914  Landgemeindenvorstehern  nur  788 
schreiben  und  lesen,  von  11.717  Beisitzern  gar  nur  939.  Unter 
5933  Dorfgemeinden  hatte  im  gleichen  Jahre  in  1539  über* 
haupt  keine  Gemeinderatssitzung  stattgefunden  und  in  3868 
waren  von  den  Gemeindestrafsenaten  gar  keine  Straferkennt? 
nisse  gefällt  worden  usw. 

Nicht  minder  große  Versäumnisse  als  auf  dem  Gebiete 
des  Schulwesens  haben  die  autonome  und  staatliche  Verwais 
tung  Galiziens  auch  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
nachzuholen.  Wir  übergehen  hier  mit  Stillschweigen,  daß  das 
Eisenbahns  und  das  Straßennetz  im  Lande  noch  immer  viel 
weniger  dicht  sind  als  in  den  anderen  Kronländern  und  weit 
hinter  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  zurückbleiben.  Wie 
weit  Galizien  in  Bezug  auf  die  Verkehrsverhältnisse  hinter  den 
anderen  Kronländern  zurück  ist,  erhellt  am  besten  aus  der  Zahl 
der  Postanstalten.  Bei  einem  Flächeninhalte  von  78.500  km- 
zählte  es  (1910)  8,026.000,  Böhmen  dagegen  auf  51.945  km- 
6,774.000  Einwohner.    Nun  gab  es  aber  im  Jahre  1909 

in  Galiiicn        in  Röhmcn 

Orte  mit  Postämtern 949  1740 

„       „    Postablagen 412  285 

Orte,  die  von  Landbriefträgern  begangen  werden    424  14386 
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Die  Hemmungen  für  die  Verwaltung  sind  leicht  zu  cv> 
messen. 

Geringer  waren  die  Schwierigkeiten,  welche  die  Ver* 
waltung  Galiziens  seit  1869,  in  welchem  Jahre  die  polnische 
Amtssprache  bei  fast  allen  landesfürstlichen  Behörden  und 
Ämtern  eingeführt  wurde,  auf  nationalem  Gebiete  zu  über* 
winden  hatte,  da  ja  die  polnische  Sprache  in  allen  Teilen 
des  Landes  gesprochen  und  so  ziemlich  von  der  ganzen  Be* 
völkerung  verstanden  wird.  In  neuester  Zeit  gewinnt  die  ru* 
thenische  Sprache  kulturell  und  politisch  an  Bedeutung,  und 
daraus  dürften  sich  bei  der  intensiven  nationalen  Vermischung 
der  Bevölkerung  in  späterer  Zeit  ganz  bedeutende  Schwierig* 
keiten  für  die  Verwaltung  ergeben.  Daß  die  Bevölkerung  Ga* 
liziens  national  mehr  gemischt  ist  als  meist  anderwärts  in 
Österreich,  mag  aus  folgendem  ersehen  werden.  Im  Jahre  1900 
waren  von  den  6240  politischen  Gemeinden  des  Landes  rein 
polnisch  2596,  rein  ruthenisch  1613,  rein  deutsch  37,  gemischt* 
sprachig  dagegen  1994.  Dabei  sind  als  gemischtsprachig  nur 
Gemeinden  mit  einer  nationalen  Minorität  von  mehr  als  10  ^/g 
angenommen. 

Sehr  oft  wird  in  Kreisen,  die  die  Verhältnisse  nicht  kennen, 
behauptet,  daß  die  Agenden  der  staatlichen  Verwaltung  in 
einem  Agrarlande  wie  Galizien  minder  umfangreich  sind  als  in 
industriellen  Ländern,  wie  etwa  Böhmen.  Dies  trifft  nun  aber 
im  allgemeinen  durchaus  nicht  zu.  Galizien  ist  ein  Land  mit  dem 
ausgedehntesten  Klein*  und  Zwerggrundbesitz;  ebenso  über* 
wiegen  unter  den  gewerblichen  und  Handelsbetrieben  die  ganz 
kleinen  weit  stärker  als  anderswo.  Diese  Masse  kleiner  ländlicher 
und  städtischer  Betriebe  gibt  aber  der  Verwaltung  in  fast  allen 
Zweigen  bedeutend  mehr  zu  tun  als  die  in  Westösterreich  vor* 
herrschenden  mittelbäuerlichen  Wirtschaften,  respektive  die 
dort  viel  zahlreicheren  Mittel*  und  Großbetriebe  in  Gewerbe 
und  Handel.  Dazu  kommt,  daß  Galizien  auf  seiner  langge* 
streckten  Grenze  gegen  Rußland,  welche  an  und  für  sich  die 
Sicherheitsverhältnisse  in  ungünstiger  Weise  beeinflußt,  der 
Gefahr  einer  Einschleppung  von  Epidemien  und  Viehseuchen 
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ganz  besonders  ausgesetzt  ist.  Wie  diese  und  wohl  noch 
andere  Umstände  die  Agenden  der  Behörden  steigern,  kann 
an  einigen  Beispielen  ziffermäßig  dargetan  werden. 

1.  Im  Jahre  1909  wurden  bei  den  Bezirksgerichten  Bagatell; 
klagen  eingebracht:  in  Galizien  840.062,  in  Böhmen  bloß  93.368, 
d.i.  9 mal  weniger!  An  Vorladungen  zu  Vergleichsversuchen 
nach  §  433  ZPO.  erfolgten  dort  350.971,  hier  nur  59.448, 
d.i.  fast  6mal  weniger.  Die  Zahl  der  Besitzstörungsklagen  be* 
trug  in  Galizien  19.171,  in  Böhmen  hingegen  1546,  d.i.  13mal 
weniger.  An  Klagen,  deren  Begehren  auf  einen  Geldwert  von 
über  100 — 1000  K  gerichtet  war,  wurden  bei  den  galizischen 
Bezirksgerichten  erhoben  152.846,  bei  den  böhmischen  dagegen 
69.659,  d.  i.  kaum  die  Hälfte.  Diese  ganz  gewaltigen  Unter; 
schiede  sind  nur  zum  kleineren  Teile  darauf  zurückzuführen, 
daß  in  Galizien  das  Mahnverfahren  unbekannt  ist,  da  ja  in 
Böhmen  im  Jahre  1909  im  Mahnverfahren  nur  74.623  Zahlungs; 
befehle  erlassen  wurden.  Vielmehr  erklären  sie  sich  zum  grö? 
ßeren  Teile  durch  viel  tiefer  liegende  Ursachen,  die  auch  in 
anderen  Verwaltungszweigen  die  Arbeit  der  Behörden  mehren. 

2.  Nicht  weniger  instruktiv  als  die  vorstehenden  sind  die 
statistischen  Daten  der  Strafrechtspflege.  Es  wurden  im  Jahre 
1909  verurteilt: 

in  Galizien  in  Böhmen 

wegen  Verbrechen 10.991  5.890 

„      Vergehen 5.653  1.009 

„       Übertretungen 235.742  99.328 

Mit  Ausnahme  der  Verbrechen  ist  also  die  Zahl  der  straf; 
gerichtlich  Verurteilten  in  Gahzien  mehr  als  doppelt  so  groß 
als  in  Böhmen,  und  noch  etwas  größere  Differenzen  ergeben 
sich,  wenn  man  nicht  die  Zahl  der  Ve  r  u  r  t  e  i  1 1  e  n.  sondern 
die  der  Angeklagten  (in  Galizien  474.853,  in  Böhmen 
183.257)  miteinander  vergleicht.  Nun  ist  aber  zu  erwägen,  daß 
die  leichtesten  Übertretungen  nicht  von  den  Strafgerichten, 
sondern  von  den  politischen  Behörden,  respektive  den  Ge; 
meindestrafsenaten  abgeurteilt  werden.  Im  allgemeinen  ist 
daher  wohl  der  Schluß  zulässig,  daß  die  bezüglichen  Agenden 


—     30     — 

der  politischen  Behörden  in   Gahzien  auch  zirka  doppelt  so 
ürofS  sein  dürften  wie  in  Böhmen. 


II. 

Organisation  und  Leistungen  der  staatlichen  Verwaltung 

in  Galizien. 

Die  Organisation  der  staatlichen  Verwaltung  Galiziens 
krankt  vor  allem  daran,  daß  in  sehr  vielen  Zweigen  derselben 
die  Zahl  der  Behörden  und  der  Beamten  mit  dem  Umfange 
ihrer  Agenden  im  Mißverhältnisse  steht.  So  gibt  es  z.  B. 
gegenwärtig  in  Galizien  83,  in  Böhmen  dagegen  102  Bezirks* 
hauptmannschaften;  Gerichtsbezirke  gibt  es  dort  188,  hier  229. 
Bei  der  Statthalterei  und  bei  den  Bezirkshauptmannschaften 
Galiziens  sind  im  Jahre  1912  513  Konzeptsbeamte  tätig  (davon 
41  in  der  VI.  und  höheren,  352  in  der  VII. — X.  Rangsklasse 
und  120  Konzeptspraktikanten);  in  Böhmen  566  (davon  59  in 
der  VI.  und  höheren,  371  in  der  VII. — X.  Rangsklasse  und 
136  Konzeptspraktikanten).  Das  Mißverhältnis  zv/ischen  der 
kleineren  Zahl  von  verfügbaren  Beamten  und  den  bedeutend 
größeren  Agenden  hat  in  einer  Reihe  von  Zweigen  der  Staat* 
liehen  Verwaltung  sehr  unliebsame  Folgen  gezeitigt.  So  sind 
die  galizischen  Grundbücher  in  einem  großen  Teile  des  Landes 
geradezu  wertlos  und  ein  Element  bedenklichster  Rechtsun* 
Sicherheit!  Des  weiteren  wurde  über  den  langsamen  Fortschritt 
der  Agenden  des  Wasser*  und  auch  des  Hochbaues  viel  ge* 
klagt.  Einer  raschen  Abhilfe  bedürfen  die  Mißstände  im  Mittel* 
Schulwesen,  die  dadurch  entstanden  sind,  daß  die  meisten 
Mittelschulen  sehr  schlecht  untergebracht  sind  und  daß  etwas 
über  die  Hälfte  des  Lehrkörpers  aus  Supplenten  besteht.  Dem* 
gegenüber  kann  mit  Befriedigung  hervorgehoben  werden,  daß 
in  einigen  Zweigen  der  staatlichen  Verwaltung  ganz  hervor* 
ragende  Leistungen  zu  verzeichnen  sind.  An  erster  Stelle  ist 
hier  wohl  die  Sanitätsverwaltung  zu  nennen.  Dem  opfervollen 
Wirken  des  Korps  der  galizischen  Amtsärzte  (im  Jahre  1912 


—     31     — 

nur  98,  gegen  115  in  Böhmen)  ist  es  vor  allem  zu  danken,  daß 
manche  Epidemien  ganz  erloschen,  andere  sehr  erheblich  eins 
gedämmt  worden  sind. 

III. 

Eigentümlichkeiten  und  Leistungen  der  autonomen  Verwais 
tung  Galiziens. 

Es  liegt  im  Wesen  der  autonomen  Verwaltung,  daß  sie 
sich  lokalen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  leichter  anpaßt 
als  die  staatliche;  dies  trifft  natürlich  auch  in  Galizien  zu  und 
verschafft  ihr  wesentliche  Erfolge.  Die  Eigentümlichkeiten  dieser 
Verwaltung  lassen  sich  folgendermaßen  charakterisieren: 

a)  Die  autonome  Verwaltung  Galiziens  wird  in  unterster 
Instanz  von  den  Gemeinden  und  Gutsgebieten  besorgt. 
In  neuerer  Zeit  drängen  die  Vertreter  der  Landgemeinden  auf 
Einverleibung  der  Gutsgebiete,  die  Vertreter  des  Großgrund; 
besitzes  jedoch  verhalten  sich  dagegen  ablehnend,  und  zwar 
teils  aus  finanziellen  Gründen:  die  Steuerlast  für  Gemeinde; 
zwecke  ist  im  letzten  Jahrzehnte  in  starker  Zunahme  begriffen; 
teils  aus  nationalen  Erwägungen:  die  ostgalizischen  Großgrund; 
besitzer  befürchten  eine  Majorisierung  seitens  ruthenischcr  Ge; 
meindeobrigkeiten.  Abweichend  von  anderen  Ländern  sind  in 
Galizien  fünf  Gemeindeordnungen  in  Kraft,  und  zwar  je  eine 
für  die  Städte  mit  eigenem  Statut:  Lemberg  und  Krakau,  sodann 
eine  (von  1889)  für  30  größere  Städte  (Przcmysl,  Tarnöw,  Sta* 
nislawöw,  Kolomyja,  Tarnopol,  Stryj  etc.),  eine  (von  1896)  für 
ursprünglich  131  (jetzt  140)  kleinere  Städte  und  größere  Märkte, 
endlich  eine  (von  1866)  für  die  kleinsten  Städte  und  Märkte 
sowie  für  die  Dorfgemeinden.  Von  der  Gesamtbevölkerung 
wohnten  im  Jahre  1900  in  den  zwei  Statutargemeinden  251.000 
Personen,  in  den  30  Städten  der  zweiten  Kategorie  478.000,  in 
den  133  der  Gemeindeordnung  von  1896  unterstehenden 
Städten  570.000,  in  den  6072  Gemeinden  der  vierten  Gruppe 
5,741.000,  in  den  5527  Gutsgebieten  endlich  276.000.  Die  auto; 
nome  Mittelinstanz  wird  von  den  Bezirksvertretungen  gebildet. 
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Es  gibt  im  Lande  74  autonome  Bezirke,  d.  h.  ebensoviele,  wie 
Bezirkshauptmannschaften  im  Jahre  1867,  in  welchem  die  Be* 
zirksvertretungen  errichtet  wurden,  vorhanden  waren.  Die  Be* 
zirksvertretungen  Galiziens  haben  also  einen  viel  größeren  Ge* 
bietsumfang  als  die  böhmischen  und  steirischen,  was  für  ihre 
Leistungsfähigkeit  von  großem  Vorteile  ist. 

b)  Die  finanzielle  und  intellektuelle  Schwäche  der  Gemein? 
den  hat  zu  einer  größeren  Zentralisierung  der  auto* 
nomen  Verwaltung  gezwungen  als  anderwärts.  So  ist  die  Stra« 
ßenverwaltung  mit  geringen  Ausnahmen  in  den  Bezirksaus* 
Schüssen  konzentriert.  Neuerdings  trägt  sich  sogar  der  Landes? 
ausschuß  mit  dem  Gedanken,  viele  Bezirksstraßen  in  die 
Landesverwaltung  zu  übernehmen.  Ähnlich  wurden  schon 
früher  die  wichtigsten  Agenden  der  Ortschulräte  mit  geringen 
Ausnahmen  auf  die  Bezirksschulräte  übertragen.  In  der  weiteren 
Folge  hatten  die  Bezirksschulräte  einen  Teil  ihrer  Befugnisse 
an  den  Landesschulrat  abzutreten.  Überdies  wurden  in 
vielen  Belangen  die  Aufsichtsbefugnisse  der  Bezirksausschüsse 
und  des  Landesausschusses  gegenüber  den  Gemeinden  er* 
weitert. 

c)  In  den  Dorfgemeinden  beginnt  ein  regeres  Ge? 
meindeleben  erst  seit  etwa  20  Jahren  zu  erwachen:  dank  der 
zunehmenden  Volksbildung  sowie  dem  durch  die  Tätigkeit  der 
landwirtschaftlichen  Bauernvereine  und  der  Raiffeisenkassen 
geweckten  Triebe  zur  Selbstverwaltung.  In  früherer  Zeit  wurde 
ziemlich  allgemein,  wie  in  zurückgebliebenen  Gemeinden  viel? 
leicht  noch  heute,  das  Gemeindeleben  vom  Gemeinde? 
Schreiber  beherrscht,  und  es  mußte  im  Jahre  1883  ein  bc? 
sonderes  Gesetz  erlassen  werden,  um  dem  Bezirks?,  respektive 
Landesausschusse  die  Befugnis  zu  geben,  der  Gemeinde  schäd? 
liehe  Gemeindeschreiber  selbst  gegen  den  Willen  des  Gemeinde? 
rates  aus  dem  Dienste  zu  entfernen.  Seit  langer  Zeit  veranstal? 
ten  manche  Bezirksausschüsse  und  —  jährlich  —  der  Landes? 
ausschuß  besondere  Vorbcrcitungskurse  für  Gemeindeschreiber. 
In  vielen  Bezirken  wurden  mehrere  Gemeinden  zu  Gemeinde? 
schreiberbezirken   zusammengefaßt. 


—     33     — 

Die  Leistungen  der  galizischen  Dorfgemeinden  spiegeln 
sich  am  besten  in  ihren  Rechnungsabschlüssen.  Nach  einer 
auf  genauester  Beobachtung  fußenden  Erhebung  sind  im  Jahre 
1907  von  den  131  Dorfgemeinden  des  politischen  Bezirkes  Lem* 
berg  (darunter  sind  allerdings  5  Vororte  von  Lemberg  mit 
19.845  Einwohnern)  417.781  K  verausgabt  worden;  und  zwar  an 
ordentlichen  Ausgaben  254.421,  an  außerordentlichen  163.360  K. 
Von  jenen  entfallen  auf  Bezüge  der  Gemeindefunktionäre  für 
die  allgemeine  Verwaltung  60.790,  für  Miete  von  Amtsräumen 
1629,  für  Kanzleierfordernisse  7831,  für  Reisekosten  12.302,  für 
Prozesse  und  andere  Rechtskosten  9912,  für  die  Sicherheitss 
Polizei  16.071,  für  die  Marktpolizei  368,  für  das  Feuerlösch^ 
wescn  5937,  für  die  Sanitätspflege  und  das  Veterinärwesen 
20.388,  für  das  Armenwesen  1559,  für  Straßen?  und  Wasser? 
bauten  8322,  für  Landeskultur?  und  Feldpolizei  8525,  für  den 
übertragenen  Wirkungskreis  4114,  für  Schulzwecke  45.900,  für 
kirchliche  Zwecke  3510,  für  das  Gemeindegut  und  Gemeinde? 
Unternehmungen  41.215,  für  andere  Zwecke  6049  K.  Von  den 
außerordentlichen  Ausgaben  entfallen  92.348  K  für  Bauten, 
70.381  für  Schuldentilgung  und  631  für  Ausgaben  infolge  von 
Elementarereignissen.  Auf  je  100  Einwohner  betragen  die  Aus? 
gaben  in  den  Gemeinden  unter  500  Einwohnern  375  K,  in  den 
Gemeinden  von  500  bis  1000  Einwohnern  319,  in  den  Gemein* 
den  von  1000  bis  2000  Einwohnern  371,  in  den  5  Gemeinden 
mit  über  2000  Einwohnern  endlich  381  K.  Werden  die  Ausgaben 
per  Kopf  der  Bevölkerung  mit  ca.  3  K  angenommen,  so 
können  die  Ausgaben  der  galizischen  Gemeinden,  die  der  Ge? 
meindeordnung  von  1866  unterliegen,  im  ganzen  Lande  auf 
ca.  17  Mill.  K  veranschlagt  werden.  Diese  Ziffer  stimmt  mit 
den  vom  Landesausschusse  veröffentlichten  summarischen 
Ziffern  überein. 

d)  Das  Charakteristische  der  Städteordnungen  von  1889 
und  von  1896  liegt  vor  allem  darin,  daß  sie  die  Aufsichtsbefug? 
nisse  des  Bezirks?,  respektive  des  Landesausschusses  gegenüber 
der  Gemeinde  sehr  beträchtlich  erweitern.  Sodann  ersetzen 
beide  zum  großen  Teile  die  ehrenämtlichen  durch  besoldete 

Wirtsch,  Zustände  Galiziens  i.  d.  Gegenwart.  3 
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Dienste,  schreiben  die  Einsetzung  gewisser  Berufsbeamten  mit 
vom  Landesausschusse  bestimmter  Quahfikation  vor,  erweitern 
die  Befugnisse  des  Bürgermeisters,  respektive  Gemeindevor« 
Standes,  schaffen  in  den  30  größeren  Städten  neben  Bürger? 
meister  und  Gemeinderat  als  besonderes  Organ  den  kollegial 
organisierten  Magistrat  (hauptsächlich  für  die  Zwecke  der 
Vermögensverwaltung),  vereinfachen  den  Instanzenzug,  regeln 
das  formale  Gemeindeleben  durch  zahlreiche  zwingende 
Rechtsnormen  usw.  Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß 
die  Zahl  der  wirtschaftlichen  Unternehmungen  (Gasanstalt, 
Elektrizitätswerk,  Tramway,  Schlachthaus,  Steinbrüche  etc.)  in 
den  galizischen  Städten  verhältnismäßig  hoch  ist.  Was  die 
Ausgaben  der  galizischen  Städte  anbelangt,  sollen  folgende 
Ziffern  angeführt  werden: 

Die  Ausgaben  der  beiden  Statutarstädte  Lemberg  und 
Krakau  betrugen  im  Jahre  1908  rund  11,538.000  K,  die  Ausgaben 
der  nächstgrößten  30  Städte  dagegen  im  Jahre  1906  11,544.000  K. 
Von  der  ausgewiesenen  Summe  entfallen  in  Lemberg  und 
Krakau  2,150.000  K  auf  die  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung, 
2,425.000  K  wurden  für  das  Schulwesen  verausgabt,  1,971.000 
für  Schuldenverzinsung  und  Schuldentilgung,  777.000  für  Stra* 
ßenreinigung,  678.000  für  Straßenbau  und  Pflasterung,  327.000 
für  Straßenbeleuchtung,  177.000  für  Gärten  und  Parkanlagen, 
94.000  für  Kanalisierung,  678.000  für  humanitäre  Ausgaben  und 
für  kirchliche  Zwecke,  278.000  für  die  Sanitätsverwaltung, 
250.000  für  die  FeuerpoHzei,  212.000  für  die  OrtspoHzei,  128.000 
für  die  MarktpoHzei,  121.000  für  Einquartierungskosten,  der 
Rest  (1,272.000  K)  entfällt  auf  andere  Ausgaben.  Von  den  Aus? 
gaben  der  30  Städte  wären  hervorzuheben  die  Verwaltungs* 
kosten  (2,071.000  K),  der  Schulaufwand  (1,131.000  K),  die  Aus= 
gaben  für  die  Sicherheitss  und  FeuerpoHzei  (1,010.000  K),  die 
Steuern  (558.000  K)  usw. 

e)  In  den  Bezirksvertretungen  Galiziens  ist  der 
landtäfliche  Besitz  mit  ca.  24^0.  das  städtische  Bürgertum  mit 
31  °/q,  der  bäuerliche  Besitz  mit  45<^/q  vertreten.  Noch  vor 
20  Jahren  litt  die  autonome  Bezirksverwaltung  an  dem  Mangel 
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eines  geschulten  Beamtenapparates,  damals  wurde  denn  auch 
über  diese  Verwaltung  vielfach  geklagt.  Gegenwärtig  sind 
diese  Klagen  fast  vollständig  verstummt,  viele  Bezirke  werden 
musterhaft  verwaltet,  und  es  ist  ein  gewisser  Wetteifer  unter 
den  Bezirksvertretungen  zu  spüren.  Die  Ausgaben  der  Bezirks? 
Vertretungen  betrugen  im  Jahre  1906  —  in  68  von  74  Bezirken 
—  zusammen  14,129.000  K.  Davon  entfielen:  auf  Straßenbau 
und  ^Erhaltung  7,013.000  K,  auf  andere  Ausgaben  der  Straßen* 
Verwaltung  (Schuldentilgung  etc.)  1,695.000  K,  auf  die  Kosten 
der  allgemeinen  Verwaltung  1,455.000  (davon  sachliche  Kosten 
364.000,  persönliche  1,091.000)  K,  für  Schuldentilgung  999.000  K, 
für  Ankauf  von  Grundstücken  und  Wertpapieren  610.000  K, 
für  Wasserbau  891.000,  für  sanitäre  Zwecke  263.000,  für  Volks* 
bildungszweckc  193.000,  für  andere  Zwecke  1,010.000  K. 

f)  Die  autonome  Landesverwaltung  zeichnet 
sich  durch  Sparsamkeit  in  den  allgemeinen  Verwaltungskosten 
und  durch  eine  verhältnismäßig  große  Zahl  hervorragender 
Fachleute  aus.  Die  Leistungen  des  Landesmeliorationsbureaus, 
des  Landespatronats  für  Raiffeisenkassen,  der  Rcntcngüter* 
direktion,  des  Landesarbeitsvermittlungsamtes,  des  Landes* 
industriefonds,  der  Landeseisenbahnverwaltung  etc.  sind  in 
vieler  Richtung  bedeutend. 

Sehr  instruktiv  ist  die  Entwicklung  des  galizischen  Landes* 
haushalts.  In  den  sechziger  Jahren  nahmen  unter  den  Landes* 
ausgaben  die  für  die  öffentlichen  Spitäler  die  erste  Stelle  ein, 
seit  1867  werden  im  Landesfonds  auch  Ausgaben  für  das  Stra* 
ßenwesen  ausgewiesen.  In  den  siebziger  Jahren  spielen  dann  sie 
die  erste  Rolle.  Noch  in  den  achtziger  Jahren  figuriert  der  Schul* 
aufwand  des  Landes  hinter  dem  für  Spitäler  und  für  das 
Straßenwesen.  In  den  neunziger  Jahren  tritt  er  aber  an  erste 
Stelle  und  gelangt  zu  immer  größerer  Bedeutung.  Ausgaben 
für  Wasserbauten  und  Meliorationen  werden  in  den  Landes* 
fonds  erst  seit  1880  regelmäßig  eingestellt.  Ausgaben  für  Land* 
Wirtschaft  und  Bergbau,  Industrie  und  Handwerk  sowie  für 
Eisenbahnen  gelangen  erst  in  den  neunziger  Jahren  zu  größerer 
Bedeutung.    Wie  rasch  zumal  seit  den  neunziger  Jahren  die 

5» 
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Ausgaben  des  Landes  wuchsen,  möge  folgende  —  auf  Grund 
der  betreffenden  Rechnungsabschlüsse  —  aufgestellte  Tabelle 
lehren.  Es  betrugen  die  ordentlichen  und  außerordentlichen 
Ausgaben  des  Landesfonds  in  Tausenden  Kronen  für: 


1870 

1880 

1890 

1900 

1910 

Landesvertretung    und    alU 

gemeine  Verwahung  .    .    . 

304 

668 

768 

905 

2.354 

Spitäler,  Impfung,  Irren* und 

Findelanstahen,      andere 

sanitäre  Zwecke 

744 

1.572 

1.856 

2.739 

7.188 

Landstraßen  (1900.  1910)  u. 

andere  Verkehrsmittel  .    . 

730 

1.646 

1.588 

3.245 

5.231 

Schulwesen  und  Kunst     .   . 

124 

1.178 

1.938 

6.829 

24.787 

Einquartierungskosten   und 

öffentliche  Sicherheit    .   . 

62 

200 

334 

546 

1.123 

Subventionen  für  wohltätige 

Zwecke 

44 

20 

32 
20 

38 
28 

57 
69 

138 
366 

Historische  Denkmäler     .   . 

Landesschulden 

— 

2.486 

1.366 

2.936 

9.801 

Wasserbauten  und  Melioras 

tionen 

— 

26 

422 
576 

1.116 
1.224 

7.987 
3.509 

Landwirtschaft  und  Bergbau 

Industrie  und  Handwerk     . 

— 

— 

220 

327 

1.616 

Verschiedene  Ausgaben   .    . 

78 

434 

730^ 

467 

893 

Zusammen:    Ausgaben   des 

Landesfonds  (imjahrel910) 

und  vieler  anderer  Fonde 

2.106 

8.262 

9.864 

20.460 

64.992 

Die  Zuschläge  des  Landes* 

fonds     zu     den    direkten 

Steuern  betrugen 

I6V2V0 

37  7o 

36  7o 

65,resp. 

72%' 

72,resp. 

78  «/o» 

^  Darunter  600.000  K  Unterstützungen  für  die  durch  Mißernten 
heimgesuchte  Bevölkerung. 

'  1900  und  1910  sind  die  Zuschläge  in  der  Grund*  und  Haussteuer 
um  7,  resp.  6°/o  geringer  als  die  Zuschläge  zu  den  anderen  direkten  Steuern. 


Industrialisierung  Galiziens. 

Von 

Dr.  Julius  V.  Twardowski, 

k.  k.  Ministerialrat. 

I. 

Vorgeschichte  und  Entwicklung. 

Industrialisierung  Galiziens  bedeutet  nicht  durchaus  In* 
stallation  einer  Industrie  im  Lande,  sondern  in  gewissem  Sinne 
ihre  Restauration;  denn  auf  dem  Gebiete  des  heutigen  Ga? 
liziens  hat  vom  XV.  bis  zum  XVII.  Jahrhundert  im  Zusammen* 
hang  mit  einer  starken  Bodenproduktion  ein  kräftiger  Ge* 
werbetrieb  bereits  zahlreiche  Produkte  erzeugt,  welche  dann 
später  Galizien  durch  lange  Zeit  beziehen  mußte.  Schon  im 
alten  Polen  hatte  sich  trotz  den  agrarfeudalen  Anschauungen, 
welchen  nur  Schwert  und  Pflug  vornehm  war,  das  Gewerbe 
ziemHch  günstig  entfaltet  und  erst  mit  der  Beschränkung  und 
Bedrückung  der  vielen  reichen  und  großen  Städte  zu  verfallen 
begonnen.  Hauptsächlich  blühte  die  Leinen?  und  Tuch? 
industrie,  welche  auch  kostbare  Kleiderstoffe  erzeugte;  es  gab 
Papierfabriken  und  Glashütten;  auch  Eisen*,  Kupfer?  und 
Blechwaren  wurden  im  Lande  hergestellt.  Als  Galizien  öster? 
reich  zufiel,  brachten  ihm  Maria  Theresia  und  Josef  II.  gleichwie 
ihren  übrigen  Ländern  den  radikalen  Merkantilismus;  sie  haben 
die  Ausfuhr  der  Landeserzeugnisse  begünstigt  und  den  Transit? 
handel  der  polnischen  Länder  durch  Galizien  leiten  wollen; 
ein  Hofdekret  von  1785  regelt  bereits  das  gewerbliche  Subven* 
tionswesen  und  der  Gouverneur  Graf  B  r  i  g  i  d  o  erhält  sogar 
einen  Industrieförderungsfond  von  60.000  fl.  eingeräumt.  Der 
Monarch  erließ  Verfügungen,  aber  der  Gouverneur  erließ  sich 
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ihre  Durchführung.  B  r  i  g  i  d  o  war  Reformfeind  und  Gegner 
der  Industrialisierung  Galiziens,  er  benützte  auch  den  ers 
wähnten  Fond  trotz  vielfacher  Weisungen  und  Betreibungen  aus 
Wien  nicht,  obwohl  alle  Kreishauptmänner  mit  Ausnahme  eines 
einzigen  die  Voraussetzungen  für  Fabriksgründungen  als  ge» 
geben  erachteten  und  wiederholt  Orte  hiefür  namhaft  machten. 
Daß  eine  Manufaktur  damals  vorhanden  war,  zeigt  die  galizi* 
sehe  Ausfuhr  des  Jahres  1787:  ihr  Wert  betrug  6  Mill.  fl.,  wovon 
ein  Drittel  auf  Leinwand  entfiel;  Tuch  erscheint  mit  370.000  fl., 
Zwirn  (hauptsächlich  aus  der  Umgebung  von  Tarnöw)  mit 
109.000  fl.,  Lederwaren  mit  103.000  fl.  Im  Jahre  1787  zählte  Ca* 
lizien  311  größere  und  kleinere  Städte,  deren  Einwohner  je* 
doch  meist  Landwirtschaft  trieben;  an  Städten  fehlte  es  also 
nicht,  wohl  aber  an  Städtern.  Dieser  Mangel  eines  Mittels 
Standes  sowie  die  damals  judenfeindliche  Regierungspolitik 
erwiesen  sich  als  lokale  Erschwerungen  einer  gewerblichen 
Entwicklung;  die  weltgeschichtlichen  Ereignisse,  die  um  sich 
greifende  Depression  infolge  der  Napoleonischen  Kriege  und 
der  wachsenden  Staatsschulden,  die  allgemeine  Unsicherheit, 
die  nach  der  französischen  Revolution  auf  den  Plan  tretende 
agrarische  Reaktion,  welche  in  industriellen  Zentren  revolutio* 
näre  Herde  erblickte,  taten  ein  übriges;  ^  den  Rest  gab  aber  der 
galizischen  Industrie  der  Geist  der  damaligen  Verwaltung.  Ganz 
uneingedenk  der  Mahnung  des  ersten  galizischen  Kanzlers,  Gra« 
fen  Wr  b  n  a,  daß  man  in  Galizien  investieren  müsse,  nicht  aber 
nur  Vorteil  aus  dem  Lande  ziehen,  wie  z.  B.  die  vielen  Millionen 
aus  Wieliczka,  wurde  jeder  Ansatz  zu  industrieller  Entwick* 
lung  im  Keime  unterdrückt.  Als  z.  B.  die  neu  gegründeten 
Handelskammern  in  Lemberg  und  Krakau  im  Verein  mit  der 
Landwirtschaftsgesellschaft  im  Jahre  1850  um  Errichtung  einer 
Bankfiliale  in  Galizien  baten,  erhielten  sie  von  der  Regierung 
nach  zwei  Jahren  eine  abschlägige  Antwort,  „weil  dies  ein 


^  Kaiser  Franz  II.  wollte  die  Manufakturen  überhaupt,  wenn  sie  von 
größerem  Umfange  waren,  nicht  nur  nicht  vermehrt,  sondern  nach  Tun« 
lichkeit  vermindert  wissen. 
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Eingriff  in  die  Befugnisse  der  Wiener  Nationalbank  wäre". 
Gleichzeitig  lehnte  die  Bankdirektion  die  Bevorschussung  der 
galizischen  Pfandbriefe  ab.  In  Nawsie  (Bezirk  Jaslo)  errichtete 
ein  vermögender  Mann  auf  Grund  eines  ordnungsmäßig  er* 
langten  Konsenses  mit  großen  Kosten  eine  Baumwolhvarens 
fabrik.  Die  Obrigkeit  ließ  ihn  zwar  ungehindert  produzieren, 
als  es  aber  ans  Verkaufen  ging,  trug  sie  ihm  auf,  die  Waren 
vor  dem  Vertrieb  zur  Abstempelung  nach  Wien  zu  senden,  und 
erzwang  durch  dieses  Bahnfrachtoktroi  die  Schließung  der 
Fabrik.  (In  Russisch*Polen  bestanden  damals  schon  16  große 
Wollwarenfabriken.)  Ein  anderer  Optimist  errichtete  in 
Zaloscie  eine  Tuchfabrik;  Maschinen  und  Arbeiter  waren  be* 
reits  zur  Stelle,  als  ein  noch  vor  Inbetriebsetzung  der  Fabrik 
erfolgter  Zahlungsauftrag  auf  jährHch  10.000  fl.  die  Eröffnung 
der  Fabrik  hintertrieb.  Ludwig  Zieleniewski  kam  in 
Krakau  um  den  Konsens  zur  Errichtung  einer  Fabrik  landwirt* 
schaftlicher  Geräte  ein;  da  suchte  die  Gubernialkommission 
der  Handelskammer  einen  ablehnenden  Bescheid  einzugeben. 
Als  einige  vermögende  Leute  unter  dem  Beifall  von  Triester 
und  Bremer  Kaufleuten  eine  Handels^Dampfschiffahrt  auf  dem 
Dniestr  einrichten  wollten  und  erstklassiges  Baumaterial  etc. 
bereits  bezogen  war,  untersagte  der  Gouverneur  die  Unter* 
nehmung.  Als  die  Regierung  1847  deutsche  und  böhmische 
Fabrikanten  und  Landwirte  auf  Staatskosten  nach  Belgien 
schickte,  um  die  dortigen  Flachs*  und  Hanfbaumethoden  zu 
studieren,  und  die  Lemberger  Landwirtschaftsgesellschaft 
unter  Vorlage  eines  ausführlichen  Promemoria  über  die  enorme 
Entwicklungsfähigkeit  der  galizischen  Flachs?  und  Hanf* 
Industrie  um  Mitnahme  eines  Delegierten  aus  Gahzien  bat, 
schlug  die  Regierung  dies  mit  dem  Bedeuten  ab,  das  Land 
möge,  wenn  diese  Industrie  in  Galizien  auf  einer  niedrigeren 
Stufe  stehe  als  in  den  übrigen  Ländern,  zunächst  die  Leistun* 
gen  dieser  Länder  zu  erreichen  suchen,  bevor  es  an  eine 
weitere  Entwicklung  denke.  Galizien  durfte  also  auch  ferner« 
hin  nur  grobes  Leinen  erzeugen.  Man  klagt  England  an,  daß 
es  im  XVII.  und  XVIII.  Jahrhundert  die  irische  Industrie  ge* 
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waltsam  ruiniert  habe.  Die  angeführten  Beispiele  zeigen,  daß 
GaHzien  zugunsten  der  industriell  vorgeschritteneren  Erbländer 
eine  gleiche  Wirtschaftspolitik  über  sich  ergehen  lassen  mußte. 


Als  die  Handelskammern  gegründet  waren,  wollte  man 
sich  eine  Übersicht  über  den  Stand  des  Gewerbes  im  Lande 
verschaffen  und  veranstaltete  die  Gewerbeausstellung  vom 
Jahre  1851.  Es  war  die  erste  ihrer  Art,  hastig  und  ohne  Mittel 
zustandegebracht;  außer  etwa  100  Handwerken  waren  nur 
12  Fabriken  vertreten.  Die  Unzulänglichkeit  und  Lüekenhaftigs 
keit  des  galizischen  Gewerbewesens  trat  grell  zutage,  wenn 
auch  die  Qualität  einiger  Handwerkserzeugnisse  allerdings 
Bewunderung  erweckte.  Von  einer  Industrialisierung  Galiziens 
spricht  man  erst  seit  etwa  30  Jahren.  Anstoß  gab  die  Lern* 
berger  Ausstellung  im  Jahre  1877  unter  dem  Landmarschall 
Grafen  Wladimir  Dzieduszycki  und  das  Gewerbes 
Programm  des  Landmarschalls  Zyblikiewicz  von  1881, 
dem  hauptsächhch  die  Entstehung  der  Landesbank,  die  Anfänge 
der  Landesindustriekommission  und  die  erste  Gründung  von 
Landesfachschulen  zu  danken  sind.  Als  weiterer  Markstein 
folgte  sodann  die  Landesausstellung  in  Lemberg  1894  unter  dem 
Statthalter  Grafen  Kasimir  Badeni  und  der  erste  Gewerbe* 
tag  in  Krakau  1901  unter  dem  Vorsitz  des  Landmarschalls  und 
nachmaHgen  Statthalters  Grafen  Andreas  Potocki.  Der 
Amerikaner  JohnHays  Hammond  hat  die  Ausstellungen 
Schrittzähler  der  Kulturgeschichte  genannt.  Galizien  ver« 
zeichnet  seit  1894  einen  tüchtigen  Schritt  nach  vorwärts. 
Während  bis  dahin  die  FiUale  der  Kreditanstalt  für  Handel 
und  Gewerbe  das  einzige  Finanzinstitut  in  GaHzien  war,  haben 
seither  die  meisten  Wiener  Banken  reich  dotierte  Filialen  im 
Lande  errichtet;  in  den  letzten  Jahren  schießen  auch  tschechi* 
sehe  Bankfilialen  wie  Pilze  aus  dem  Boden  hervor.  Eine  be* 
sondere  Rolle  spielt  das  in  der  Naphthaindustrie  engagierte 
englische  und  belgische  Kapital. 
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Das  wichtigste  Ergebnis  des  sonst  vielleicht  ein  wenig 
doktrinären  Krakauer  Gewerbetages  von  1901  war  die  Ent* 
stehung  des  Zentralverbandcs  der  galizischen  Fabriksindu* 
striellen.  Was  dieser  für  die  Großindustrie,  sind  der  Landes* 
industrieverein  und  die  Liga  für  Gewerbeförderung  für  Ge? 
werbe  und  Handwerk. 

Als  derzeit  letzter  Markstein  ist  die  Gründung  der  Landes* 
industriebank  zu  betrachten. 

IL 

Vorbedingungen  und  Tendenzen. 

Die  natürlichen  Vorbedingungen  für  eine  industrielle  Ent* 
Wicklung  sind  in  Galizien  vorhanden.  Zunächst  als  Kraft* 
quellen:  Kohle,  Torf,  Naphtha  (Heizöl),  Wasser.  Im  Krakauer 
Becken  werden  die  Steinkohlenlager,  deren  Ausbeutung  zu* 
nimmt  und  modernisiert  wird,  bei  einer  Flächenausdehnung 
von  1600  km2  auf  mehr  als  500  Milliarden  Meterzentner  ge* 
schätzt.  Im  Jahre  1910  bewertete  sich  die  Kohlenförderung  mit 
11  Mill.  K.  Im  Osten  des  Landes  findet  sich  auch  Braunkohle, 
deren  Abbau  jedoch  noch  keine  Stabilität  gewonnen  hat.  Un* 
gefähr  1600  km- =:  etwa  2%  der  Gesamtfläche  des  Landes  sind 
von  Torf  und  Torfmooren  bedeckt,  deren  Verwertung  eigent* 
lieh  noch  gar  nicht  in  Angriff  genommen  ist.  Die  vorhandenen 
Wasserkräfte  werden  auf  ^/^  Mill.  HP.  geschätzt.  Ihre  Ver* 
Wertung  beginnt  erst,  am  Dunajec  und  am  Dniestr  sind  elek* 
trische  Kraftzentralen  projektiert. 

Über  den  Reichtum  des  Landes  an  Rohstoffen  und  Boden* 
schätzen  braucht  man  sich  wohl  nicht  zu  verbreiten.  Eisen 
kommt  im  Krakauer  Becken  vor,  dann  längs  des  ganzen  Kar* 
pathenzuges  und  in  der  Tatra.  Zink,  Naphtha  mit  ihren  vielen 
Produkten,  Erdwachs,  Asphalt,  Schwefel,  Steinsalz,  Kalisalze, 
Gips  (auch  Alabaster),  Steine  und  Erden. 

An  geistigen  und  manuellen  Kräften  sind  überreiche  Re* 
serven  vorhanden.   Die  nach  langem  Drängen  der  Stände  1845 
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gegründete  Lemberger  Technik  zählte  gleich  im  ersten  Jahre 
259  Hörer,  welche  allerdings  im  Lande  keine  Beschäftigung 
fanden.  Im  verflossenen  Semester  hatte  die  Technik  1700  Hörer, 
die  zwar  zum  großen  Teile  in  der  Heimat  verbleiben,  zum  Teil 
aber  lieber  ausländische  Privatdienste  als  den  Staatsdienst  auf* 
suchen.  Polnische  Maschinen*  und  Eisenbahningenieure  finden 
sich  in  der  ganzen  Welt.  Auf  meiner  Reise  durch  Südamerika 
wurden  mir  mehrfach  Landsleute  als  Erbauer  von  Eisenbahnen, 
darunter  einiger  wundervoller  Bahnstrecken  in  den  Kordilleren, 
und  als  Erbauer  manches  Hafens  genannt.  Auch  die  sibirische 
Bahn  ist  von  einem  polnischen  Ingenieur  erbaut. 

An  Arbeitshänden  brauchte  das  Land  weiß  Gott  keinen 
Mangel  zu  leiden,  es  ist  aber  durch  das  jährliche  Abströmen  von 
fast  einer  halben  Million  Menschen  (und  zwar  von  mindestens 
150.000  Uberseewanderern  und  mindestens  250.000  Saison* 
Wanderern)  unter  ständigen  Aderlaß  gesetzt.  Die  durch  Werbe* 
agenten  künstlich  überreizte  Saisonwanderung  nach  Preußen 
hat  z.  B.  ein  Viertel  der  Webstühle  der  großen  Weberei  in 
Andrychöw  zum  Stillstand  gebracht.  Daß  der  gahzische  Ar* 
beiter  auch  industriell  etwas  taugt,  wissen  Nordamerika,  ganz 
Norddeutschland,  die  Berg*  und  Hüttenwerke  in  Westfalen 
und  der  Rheinprovinz  und  ebenso  die  oberschlesische  Montan* 
industrie  sehr  genau.  Der  polnische  Arbeiter,  dem  Russisch* 
Polen  eine  blühende  Industrie  verdankt,  hat  sich  aber  auch 
schon  in  Galizien  bewährt,  z.  B.  in  der  Naphthaindustrie  den 
kanadischen  Arbeiter  vollkommen  ersetzt  und  den  Eisenbahn« 
Werkstätten  in  Lemberg,  Stanislawöw  und  Stryj  ein  tüchtiges, 
bodenständiges  Personal  gestellt.  In  einigen  Zweigen,  haupt* 
sächlich  in  der  Textilindustrie,  geben  ehemalige  Heimarbeiter 
einen  guten  Stock  von  Fabriksarbeitern  ab,  und  die  zahlreichen 
Rückwanderer  sowohl  aus  den  europäischen  wie  den  über* 
seeischen  Ländern  bilden  technisch  wie  moralisch  gut  ge* 
schulte  Arbeitstruppen.  Wenn  man  aber  bedenkt,  daß  in  den 
Fabriksbetrieben  Nordamerikas  nicht  weniger  als  33.000  An* 
gehörige  unserer  Monarchie  jährlich  ihr  Leben  einbüßen,  so 
kann  man  nur  um  so  sehnlicher  wünschen,  daß  die  galizische 
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Bevölkerung  zu  Hause  Arbeit  finde.  Daß  Österreich,  mit  Italien 
der  größte  Auswanderungsstaat  Europas,  dem  Auswanderungs? 
Problem  jetzt  endlich  an  den  Leib  rückt,  ist  der  energischen 
Initiative  des  früheren  Ministers  für  GaHzicn  Wenzel 
R.  V.  Z  a  1  c  s  k  i  und  dem  tatkräftigen  Interesse  seines  Nach? 
folgers  Wladyslaw  v.  Dlugosz  zu  danken. 

Galizien  hat  auch  die  für  eine  Industrie  notwendige  Be* 
Völkerungsdichte  und  Konsumkraft.  Nur  eine  Ziffer:  es  vers 
braucht  Textilwaren  allein  für  400  Mill.  K  jährlich. 

Galizien  hat  ein  dichtes  und,  wo  strategische  Rücksichten 
mitspielen,  auch  gutes  Straßen*  und  Eisenbahnnetz.  Aller* 
dings  sind  wiederholt  Klagen  laut  geworden,  daß  z.  B.  Waggons 
und  Telephonapparate  minderer  Qualität  nach  Galizien  gc* 
bracht  wurden.  Man  hat  sich  laut  darüber  beschwert,  daß  die 
Telephonzentrale  Lemberg  eine  Apparateinrichtung  erhalten 
hat,  welche  schon  anderwärts  durch  mehrere  Jahre  in  Ver* 
Wendung  gestanden  war.  Bei  der  Errichtung  von  Postämtern 
wurde  in  der  letzten  Zeit  auf  das  Bedürfnis  in  höherem  Maße 
Bedacht  genommen. 

Was  einem  schärferen  Tempo  der  Industrialisierung  bis« 
her  im  Wege  stand,  waren  Mangel  an  Kapital  und  der  historisch 
allerdings  erklärliche  Mangel  an  Unternehmungsgeist.  Nun, 
KapitaHen  fließen,  Quecksilber  gleich,  dorthin,  wohin  man  ihnen 
eine  Neigung  gibt.  Und  seit  die  Industriescheu  in  Galizien  gc* 
brochen  ist,  macht  sich  nicht  nur  —  wie  schon  erwähnt  — 
außergalizisches  Kapital  in  dem  bodenschatzreichen  Lande 
seßhaft,  auch  die  heimische  Unternehmungslust  ist  im  Er* 
wachen,  und  ebenso  tut  das  heimische  Kapital  schon  gern  mit, 
wie  es  z.  B.  die  beiden  letzten  großen  Subskriptionen  der 
Landesindustriebank  auf  die  Zement*  und  die  Zuckerfabrik  in 
Chodorow  zum  größten  Teil  selbst  bestritten  hat.  Leicht  ging 
es  nicht.  Da(5  sich  Industrictcndenzen  in  einem  Agrarland,  wo 
über  drei  Viertel  der  Bevölkerung  von  der  Landwirtschaft 
leben,  das  eine  agrargesinnte,  humanistisch  erzogene  Gesell* 
Schaft  und  einen  agrarischen  Landtag  hat,  nur  langsam  Bahn 
brechen  konnten,  ist  natürlich.  Umso  höher  dasVerdienst  jener 
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Großgrundbesitzer,  welche  die  Bedeutung  der  letzten  Stunde 
erfaßt  und  sich  in  die  erste  Reihe  unserer  Industriepolitiker 
gestellt  haben.  Mißglückte  Anfänge  schreckten  ab,  machten 
mißtrauisch,  und  nur  in  der  galizischen  Naphthaindustrie  mit 
ihrem  typisch  aleatorischen  Charakter  und  ihren  amerikani* 
sehen  Allüren  haben  selbst  katastrophale  Vorgänge  keine  Ents 
mutigung  aufkommen  lassen.  Die  durch  Mangel  an  Erfahrung 
und  technischen  Dilettantismus  verursachten  ersten  Ver* 
unglückungen  wurden  mit  der  Zeit  vergessen,  und  seit  der  in 
England  geschulte  geniale  Stanislaw  Szczepanowski, 
der  unermüdliche  Rufer  im  wirtschaftlichen  Streite,  freilich  lange 
auch  Rufer  in  der  Wüste  und  Prophet  im  Vaterlande,  endlich 
Gehör  gefunden,  begann  sich  auch  kaufmännischer  Geist  zu 
regen.  Unsere  Wirtschaftsgeschichte  erzählt  leider  von  großen 
Versäumnissen,  jetzt  sind  aber  gar  viele  in  der  Schadensguts 
machung  tätig.  Unten  und  oben  wird  an  der  Erweckung  und 
Erstarkung  wirtschaftlichen  Sinnes  gearbeitet,  nicht  nur  in 
den  unmittelbar  gewerblich  tätigen  Schichten,  sondern  in  allen. 
Es  vollzieht  sich  die  „Industrialisierung  der  Herzen  und  Ge* 
hirne",  sie  schafft  die  psychologischen  Voraussetzungen. 

Die  Gewerbeförderungsaktion  des  Landes  setzte  zunächst 
mit  der  Unterstützung  der  unexpansiven  bäuerlichen  Haus* 
Industrie  ein  durch  Gründung  von  Fachschulen  und  Muster* 
Werkstätten  sowie  durch  Subventionen.  Es  war  dies  gewiß 
ein  Verdienst  des  Landes  zu  einer  Zeit,  da  es  an  einer  Staat« 
liehen  Förderung  des  Kleingewerbes  gebrach.  Es  war  jedoch 
viel  zu  spät,  aus  diesem  Erdreich  den  Aufstieg  zu  höheren 
Produktionsformen  zu  nehmen.  Organisch  einholender  Fort? 
schritt  war  nicht  mehr  möglich.  Es  galt  also  einen  Entwicks 
lungssprung,  um  die  zur  Begründung  einer  wirklichen  Industrie 
notwendigen  Faktoren  herbeizuschaffen:  Kapital  und  tech* 
nische  Energie.  Hier  entfaltete  der  Zentralverband  der  galizi* 
sehen  Fabriksindustriellen  eine  nachhaltige  Agitation  im  Lande, 
machte  Gesellschaft  und  Landesparlament  einer  kräftigen  In« 
dustrieaktion  geneigt  und  bahnte  eine  Entwicklung  an,  die  mit 
jedem  Jahre  ein  rascheres  Zeitmaß  annimmt. 
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Die  gesunde  Richtung  dieser  Aktion  zeigt  sich  vor  allem 
darin,  daß  sie  den  Zusammenhang  mit  dem  mittleren  und 
kleinen  Gewerbe  nicht  verliert  und  die  natürlichen  Unters 
lagen  nicht  verläßt.  Zur  Industrialisierung  Galiziens  gelangt 
man  nämlich  zunächst  durch  Industrialisierung  seiner  Land* 
Wirtschaft  und  überhaupt  der  Urproduktion,  also  durch  ihre 
kapitalistische  Betriebsweise,  wodurch  sich  der  allgemeine 
Volkswohlstand  zu  heben  vermag.  Brennereien,  Likörs  und 
Zuckerfabriken,  Mühlen,  Brots  und  Konservenfabriken,  Säges 
mühlen,  Glass,  Eisens  und  Zinkhütten,  Ziegeleien,  Zements 
fabriken  bezeichnen  diesen  Weg,  auf  welchem  die  große 
Masse  der  Bevölkerung  landwirtschaftliche  und  gewerbliche 
Arbeitsgelegenheit  findet  und  welcher  zu  Konsumgelegens 
heiten  im  Lande  selbst  führt. 

Wo  solche  Bedingungen  und  Voraussetzungen  gegeben 
sind,  kann  wohl  von  einer  künsthchen  Industriezüchtung  nicht 
gesprochen  werden.  Auch  die  ungünstige  geographische  Kons 
figuration  des  Landes  und  seine  Binnenlage  sind  als  Ers 
schwerungen,  nicht  aber  als  Hindernisse  zu  betrachten.  Die 
starke  Längenausdehnung  von  West  nach  Ost  kann  durch  eine 
wohlwollende  Tarifpolitik  weniger  fühlbar  gemacht  werden, 
und  wenn  Galizien  auch  keine  Elbe  und  kein  Hamburg  hat, 
so  kann  es  Wasserstraßen  bekommen.  Daher  der  Ruf  des 
Landes  nach  den  Kanälen. 

III. 

Methoden  und  Mittel. 

Für  eine  Industrialisierung  gibt  es  mehrere  Methoden. 
Eine  davon  ist  die  Kolonisierung  Galiziens  durch  Errichs 
tung  von  Filialbetrieben  der  westösterreichischen  Industrie; 
man  bringt  statt  der  Fabrikate  die  Fabrikanten  ins  Land. 
Gegen  diese  gegenwärtig  von  maßgebenden  Faktoren  im 
Lande  begünstigte  Methode,  welche  jedenfalls  ein  beschleus 
nigtes  Tempo  ermöglicht,  wird  von  gleichfalls  ernsten  Kreis 
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sen  eingewendet,  daß  sie  keine  eigentliche  Landesindustrie 
schaffe.  Ja,  ein  westösterreichischer  Industrieller  meinte  gar, 
daß  dadurch  die  „Mutterindustrie  zerstört  und  der  Wurzel  ihrer 
Kraft  beraubt  werde".  —  Eine  andere  Methode  besteht  in  der 
direkten  Gründung  von  Betriebsanlagen  durch  den  Staat,  wie  es 
die  großzügige  Schaffung  der  k.  k.  Mineralölfabrik  in  Drohobycz 
zur  Sanierung  der  Rohölindustrie  gewesen  ist,  —  Die  zwar  nicht 
rascheste,  aber  nachhaltigste  und  natürlichste  Politik  wird  einer 
schwachen  Privatindustrie  durch  verschiedene  Maßnahmen  zu 
Hilfe  kommen,  entweder  durch  Wegräumung  bestehender  Hin? 
dernisse,vor  allem  aber  durch  positive  Maßnahmen  (Einräumung 
von  Steuer?  und  Gebührenfreiheit,  Zollfreiheit  für  Maschinen  und 
Betriebseinrichtungen,  Tarifbegünstigungen,  Zuwendung  von 
Lieferungen,  durch  Subventionen  oder  Darlehen,  Überlassung 
von  Grundstücken,  Baumaterial  usw.,  Einräumung  des  Ex* 
propriationsrechtes  etc.).  Heute  kommen  in  Galizien  alle  diese 
Methoden  zur  Anwendung. 

Ob  nun  eine  positive  materielle  Förderung  der  Industrie 
notwendig  und  erwünscht  ist,  ob  namentlich  in  Österreich  die 
Reichs?  oder  die  Landesgesetzgebung  eingreifen  soll,  darüber 
sind  in  unserem  Industrierat  ^  verschiedene  Ansichten  laut  ge? 
worden.  Aber  schon  früher  haben  sich  Leben  und  Beispiel 
wieder  stärker  als  alle  Maximen  erwiesen.  Nachdem  Ungarn 
1881  den  Weg  staatlicher  Industrieförderung  beschritten  —  es 
haben  dort  in  diesen  30  Jahren  300  neue  Fabriken  41  Mill.  K 
Subvention  erhalten  — ,  griff  die  Entwicklung  weiter.  In  öster? 
reich  kam  das  erste  Industrieförderungsgesetz  1891  zustande, 
und  zwar  —  veranlaßt  durch  die  Einbeziehung  des  Freihafen? 
gebietes  in  das  allgemeine  Zollgebiet —  für  Triest.  In  der  Ab? 
sieht,  die  Begünstigungen  dieses  Gesetzes  auf  das  ganze  Staats? 
gebiet  auszudehnen,  brachte  die  Regierung  1901  den  Entwurf 
eines  Reichsgesetzes  zur  Förderung  der  heimischen  Industrie 
ein,  wonach  neue  Unternehmungen  begünstigt  werden  sollten, 
falls  sie  einen  im  Inlande  noch  gar  nicht  oder  nur  ungenügend 


*  VI.  Abteilung  des  Industrierates,  Sitzung  vom  17.  November  1910. 
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vorhandenen  Produktionszweig  pflegen  wollen  oder  falls  ihre 
Errichtung  überhaupt  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  gelegen 
ist.  Dieses  Gesetz  hätte  sich  also  für  die  industriereichen  Länder 
als  sehr  günstig,  für  die  industriearmen  aber  als  gleichgültig 
oder  direkt  schädlich  erwiesen.  Wäre  es  z.  B.  vernünftig,  in 
Galizien  an  die  Schaffung  eines  überhaupt  in  Österreich  noch 
nicht  bestehenden  Produktionszweiges  zu  denken?  Die  Gesetz* 
vorläge  kam  denn  auch  im  Abgeordnetenhause  über  den 
volkswirtschaftlichen  Ausschuß  nicht  hinaus  und  wurde  später 
nicht  mehr  eingebracht,  wiewohl  Abgeordneter  Prof.  G 1  q* 
b  i  11  s  k  i  den  Gegenstand  in  zwei  Anträgen  1907  und  1909 
wieder  aufgegriffen  hat.  Übrig  blieb  nur  eine  im  Budget  des 
Handelsministeriums  alljährlich  unter  dem  Titel  „Industrie? 
und  Exportförderung"  eingestellte  Kreditpost  von  nicht  ganz 
300.000  K,  welche  im  Laufe  der  Jahre  im  wesentlichen  zur  Sub? 
ventionierung  der  Seidenfilanden  in  Görz  und  Südtirol  vers 
wendet  wurde.  Der  Polenklub  setzte  es  dann  durch,  daß  dieser 
Kredit  als  Entgelt  für  die  Aufhebung  der  Ausnahmstarife  für 
Material  und  Maschinen  zu  Fabriksgründungen  im  Staats* 
voranschlage  pro  1910  auf  600.000  K  erhöht  wurde,  wovon 
443.000  K  zur  Industrieförderung,  der  Rest  für  Exportförderung 
bestimmt  ist.  Als  industriefördernder  Schritt  der  Regierung 
ist  auch  die  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  3.  April 
1909,  RGB.  Nr.  61,  zu  erwähnen,  durch  welche  das  staatliche 
Lieferungswesen  eine  Regelung  und  die  im  Inlande  ansässigen 
Bewerber  eine  Bevorzugung  erfuhren. 

Seit  sich  Ungarn,  wie  erwähnt,  1881  zur  staatlichen  Indu* 
strieförderung  bekannt  hat,  haben  —  noch  vor  dem  vorläufig 
verunglückten  Versuch  eines  österreichischen  Reichsslndustrie« 
förderungsgesetzes  —  einige  Länder  die  Hebung  ihrer  Industrie 
selbst  in  die  Hand  genommen:  Krain,  Istrien,  Schlesien, 
Mähren.  Geschaffen  haben  eine  landesgesetzliche  Industries 
förderung  zwei  Länder:  Galizien  und  die  Bukowina.  Galizien 
machte  den  ersten  Schritt  mit  dem  Landesgesetz  von  1886,  wel« 
ehern  drei  weitere  in  den  Jahren  1893,  1903  und  1906  folgten. 
Die  späteren  Gesetze,  namentlich  das  letzte  von  1906  mit  der 
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Geltungsdauer  bis  1921,  haben  sowohl  den  Kreis  der  zu  be* 
günstigenden  Unternehmungen  wie  auch  den  Umfang  der  Be* 
günstigungen  stetig  erweitert.  Es  werden  von  den  Steuer* 
zuschlagen  befreit:  neue  gewerbliche  Anlagen,  welche  einem 
bisher  in  dem  betreffenden  Kronlande  noch  nicht  betriebenen 
Produktionszweig  angehören,  wie  auch  neu  errichtete  Unter? 
nehmungen,  welche  Industriezweigen  angehören,  die  im  Lande 
schon  bestehen,  schließlich  in  Galizien  auch  bereits  bestehende 
Anlagen,  wenn  der  Betrieb  vergrößert  oder  technisch  ver* 
vollkommnet  wird  u.  dgl.  Im  galizischen  Gesetze  werden  die 
Begünstigungen  auch  ganz  allgemein  Aktiengesellschaften  zu* 
teil,  von  welchen  gewerbliche  Unternehmungen  neu  errichtet 
werden;  ebenso  auch  Unternehmungen,  welche  sich  bei  gleich« 
zeitiger  bedeutender  Erhöhung  der  Produktionsfähigkeit  in 
Aktiengesellschaften  umwandeln.  Wenn  auch  die  Zentral« 
regierung  den  Standpunkt  vertreten  hat,  daß  Produktion  und 
Konsumtion  nicht  der  Verländerung  anheimgegeben  werden 
dürfen,  sondern  die  Monarchie  ein  einheitliches  Wirtschafts« 
gebiet  zu  bilden  hat,  so  hat  doch  das  Handelsministerium  in 
einem  Erlaß  von  1908  (Z.  37422/07)  die  besondere  Lage,  in  der 
sich  Galizien  befindet,  anerkannt:  „Galizien  und  die  Bukowina 
sind  verhältnismäßig  erwerbsarme  Länder,  speziell  die  In« 
dustrie  hat  in  diesen  beiden  Kronländern  bisher  nur  eine  ge« 
ringe  Entwicklung  aufzuweisen,  so  daß  es  aus  öffentlichen 
und  volkswirtschaftlichen  Rücksichten  begründet  erscheint, 
die  Etablierung  neuer  Unternehmungen  in  diesen  Ländern 
innerhalb  bestimmter  Grenzen  nach  Tunlichkeit  zu  fördern. 
Abgesehen  hievon  gestattet  die  territorial  abgegrenzte  Lage 
dieser  Kronländer  gegen  die  übrigen  Gebiete  der  diesseitigen 
Reichshälfte  und  ihre  Entfernung^  von  den  industriellen 
Zentren  Österreichs  die  Anlegung  eines  anderen  Maßstabes." 
Neben  dem  Landesindustriegesetze  kommen  noch  be« 
sondere  Verwaltungsmaßnahmen  des  Landes  zur  Entwicklung 


^  Die  Durchschnittsentfernungen  von  industriellen  Zentren  West« 
Österreichs  betragen  600—800  km. 
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der  heimischen  Industrie  in  Betracht,  vor  allem  der  Landes* 
industriefond  und  die  Landesindustriekommission.  1887  hat 
der  Landtag  durch  Überweisung  der  Aktiven  früherer,  zu? 
gunsten  der  Hausindustrie  und  des  Handwerks  sporadisch  ge* 
führter  Aktionen,  sowie  aus  jährlichen  Landesdotationen  einen 
Industriefond  gebildet.  Diese  Dotationen  betrugen  ur? 
sprünglich  60.000  K;  nach  16  Jahren  beschloß  der  Landtag  die 
Erhöhung  des  Fonds  auf  5  Mill.  K  durch  jährliche  Dotierung 
mit  100.000  K  durch  35  Jahre;  nach  weiteren  4  Jahren  wurde 
die  Erhöhung  des  Fonds  auf  7  Mill.  K  bei  einer  Jahresdotation 
von  150.000  K  beschlossen  und  im  folgenden  Jahre,  1908,  die 
Landesdotation  auf  200.000  K  erhöht.^  Auch  vom  Staat  wird 
dieser  Fond  seit  1910  dotiert.  Inzwischen  hatte  aber  das  immer 
raschere  Anwachsen  des  industriellen  Unternehmungsgeistes 
den  Industriefond  veranlaßt,  bei  der  galizischen  Landesbank, 
welcher  der  Landtag  den  finanziellen  Dienst  des  Industrie* 
fonds  übertragen  hatte,  im  Laufe  der  Jahre  4  Mill.  K  zu  es* 
komptieren.  Die  Verfügung  über  diesen  Fond  hat  die 
Landesindustriekommission,  welche  aus  30  bis 
36  Mitgliedern  besteht,  deren  eine  Hälfte  der  Landesausschuß 
ernennt,  während  die  andere  von  den  ernannten  Mitgliedern 
kooptiert  wird.  Aus  dem  Industriefond  wurden  im  Jahre  1908 
rund  1,060.000  K  an  Darlehen  gewährt,  1909  1,400.000  K,  1910 
1,370.000  K  und  im  ersten  Halbjahr  1911  bereits  1,070.000  K. 
Von  diesen  Darlehen  machten  sowohl  Fabriken  als  auch  das 
Handwerk,  namentlich  Werkstättengenossenschaften  Ge* 
brauch.  Den  handwerksmäßigen  Betrieben  handelt  es  sich  um 
Beschaffung  von  Maschinen  und  motorischer  Kraft,  wie  denn 
diese  Darlehen  in  erster  Linie  Investitionen  ermöglichen  und 
nur  ganz  ausnahmsweise  Betriebskapital  beschaffen  sollen. 
Die  Höhe  der  einzelnen  Darlehen  hängt  von  dem  Eigenkapital 
des  Unternehmens  ab  und  schwankt  zwischen  Beträgen  von 
weniger  als  1000  K  und  400.000  K.  Die  Verzinsung  beträgt  3^1^, 
ausnahmsweise     2'^j^^[q.     Da     aber     der     Industriefond     die 

^  Inzwischen  ist  der  Fond  auf  10  Mill.  K.  gebracht  worden. 

Wirtsch.  Zustände  Galiziens  i.  d.  Gegenwart.  4 
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von  der  Landesbank  gewährten  Kapitalien  mit  4^/2  °/o  "^ßr* 
Zinsen  muß,  ist  er  heute  an  einem  Punkte  angelangt,  der  ihm 
eine  Verlangsamung  der  Aktion  auferlegt,  zumal  die  Industrie* 
fördernde  Tätigkeit  des  Landes  auch  auf  sonstigen  Gebieten 
namhafte  Opfer  erheischt.  So  hat  das  Land  die  neue  Industries 
bank  mit  5  Mill.  K  dotiert  und  einen  Fond  für  die  Aktion  des 
Landcspatronates  zur  Unterstützung  des  Handwerks  und 
Kleingewerbes  mit  2  Mill.  K  gegründet.  Außerdem  verursacht 
das  gewerbliche  Schulwesen  sowie  die  Unterstützung  und  Sub? 
ventionierung  gewerblicher  Korporationen  erhebliche  Kosten, 
so  daß  die  Ausgaben  des  Landes  zugunsten  von  Gewerbe  und 
Handwerk  pro  1912  die  Höhe  von  2,064.000  K  erreichen.  Auch 
die  Gründung  eines  Investitionsfonds  für  bergbauliche,  land? 
wirtschaftliche  und  gewerbliche  Unternehmungen  bringt  eine 
Belastung  des  Landes  mit  sich.  Die  Aktiven  dieses  Fonds  be? 
trugen  mit  Ende  1910  Vj^  Mill.  K. 

Die  fortschreitende  Entwicklung  der  galizischen  Industrie 
machte  ein  Kreditinstitut  notwendig,  welches  unter  Mitwir* 
kung  des  Landes  eine  reichlichere  Kapitalsbeschaffung  zur 
Aufgabe  hätte.  Auf  Grund  eines  Landtagsbeschlusses  vom 
Februar  1910  kam  durch  eine  Vereinbarung  mit  der  Nieder* 
österreichischen  Eskomptegesellschaft  die  Galizische  Ak* 
tienindustriebank  mit  einem  Kapitale  von  10  Mill.  K 
zustande,  dessen  Hälfte,  wie  erwähnt,  das  Land  einzahlte. 

Von  großem  Werte  erweist  sich  bei  Gründung  neuer  An? 
lagen  die  Initiative  der  Gemeinden:  durch  billige  Überlassung 
von  Grundstücken  und  Kraft  sov/ie  ähnliche  Erleichterungen 
—  die  Stadt  Lemberg  hat  seit  1895  einen  eigenen  Gewerbe* 
förderungsfond  von  200.000  K  —  wie  auch  die  vielfach  unmittel* 
bare  Förderung  seitens  der  Handels*  und  Gewerbekammern  und 
der  sonstigen  industriellen  Korporationen. 

Der  bereits  erwähnte  Zentralverband  der  gali* 
zischen  Fabriksindustriellen,  der  bei  seiner  Grün* 
düng  im  Jahre  1903  300  Mitglieder  zählte,  hat  ihrer  heute  500, 
also  ein  Viertel  der  Mitgliederzahl  der  größten  österreichischen 
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industriellen  Organisation,  des  „Bundes  der  Industriellen";  der 
galizischc  Verband  gehört  selbst  dem  „Zentralverbande  öster? 
reichischer  Industrieller"  als  Mitglied  an. 

Im  Jahre  1897  entstand  in  Lemberg  der  Landesindu* 
s  t  r  i  e  V  c  r  e  i  n  G.  m.  b.  H.,  der  die  Kleinproduzenten  in  Pro* 
duktivgenossenschaften  organisierte  und  den  Warenabsatz  der 
Hausindustrie  in  die  Hand  nahm.  Er  unterhält  mehrere  Ver? 
kaufsbazare  und  hat  das  ganze  Land  mit  einem  Netz  von  Platz* 
agenturen  überspannt.  Seine  Erfolge  sind  sehr  ansehnlich.  So 
weist  z.  B.  eine  Kürschnergenossenschaft  einen  Jahresumsatz 
von  mehr  als  3  Mill.  K  auf,  und  der  erst  1908  gegründete  Textil* 
industrieverein  in  Lemberg  setzt  bereits  über  1  Mill.  K  um.  Die 
Korbflechterei  exportiert  nach  Süd*  und  Nordwestafrika,  nach 
Deutschland. 

Sehr  verdient  um  die  Popularisierung  der  Vergewerb* 
lichung  des  Landes  und  um  die  Kräftigung  des  Gewerbes  selbst 
macht  sich  auch  die  1904  gegründete  Liga  für  Gewerbe* 
förderung  durch  Veranstaltung  zahlreicher  Kurse,  Errich* 
tung  von  Schulwerkstätten,  auch  für  Gymnasial*  und  Real* 
Schüler,  und  Veranstaltung  zahlreicher  Gewerbeausstellungen  im 
ganzen  Lande,  in  letzter  Zeit  auch  durch  die  mustergültig  organi* 
sierte  Wanderausstellung,  welche  bereits  zirka  400  Lokalaus* 
Stellungen  mit  mehr  als  800.000  Besuchern  durchgeführt  hat  und 
Sinn  und  Herz  der  breiteren  Bevölkerungsschichten  dem  hei* 
mischen  Gewerbefleiß  gewinnt.  Die  Liga  zählte  im  Juli  1911 
317  Filialstätten  aller  Art  mit  15.000  Mitgliedern. 

Auch  der  1903  gegründete,  vorzüglich  arbeitende  Frauen* 
verein  „G  ewerbliche  Hilfe"  hat  in  der  Hausindustrie 
viel  geleistet.  Seine  Zwirnknöpfereiorganisation  beschäftigt 
einige  Tausend  Heimarbeiterinnen  und  zählt  190  Exposituren; 
er  zahlt  jährlich  12.000  K  an  Arbeitslöhnen,  setzt  über  40.000  K 
um  und  exportiert  Zwirnknöpfc  nach  England,  Frankreich, 
Russisch*Polen  und  Amerika. 

Ebenso   erfreulich   als  wichtig   ist   das  harmonische   Zu* 
sammenwirken  aller  dieser  Vereine  —  der  Fabriksverband  und 

4* 
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die  Gewerbeliga  sind  sogar  von  denselben  Personen  gegründet 

—  und  ihre  Wirksamkeit  beschränkt  sich,  zum  Unterschiede 
von  der  industriellen  Vereinstätigkeit  in  industriereichen  Län« 
dern,  nicht  auf  die  Vertretung  der  Standesinteressen  und  die  ge* 
schäftliche  Förderung  ihrer  Mitglieder:  sie  ist  vielmehr  auch 
eine  eminent  soziale,  indem  sie  die  schon  erwähnte  psychologi? 
sehe  Grundlage,  die  industriefreundliche  Stimmung  im  Lande 

—  bei  Bevölkerung,  Gesellschaft  und  Obrigkeit  —  schaffen 
und  verbreiten  hilft. 

In  diesem  Zusammenhange  muß  auch  der  staatlichen  Ge« 
Werbeförderung  gedacht  v/erden,  die  erst  seit  1907  von  Gaiizien 
mehr  in  Anspruch  genommen  wird.  Im  Verein  mit  den  beiden 
autonomen  Gewerbeförderungsinstituten  in  Krakau  und  Lem* 
berg,  dem  Landesausschusse  und  seit  1911  speziell  dem  ges 
werblichen  Landespatronate,  sowie  in  steter  Fühlung  mit  den 
früher  genannten  Organisationen,  trägt  das  k.  k.  G  e  w  e  r  b  e* 
förderungsamt  sehr  verdienstvoll  zum  organischen 
Wachsen  einer  bodenständigen  Industrie  bei.  Von  1894 — 1911 
standen  28  galizische  Erwerbs«  und  Wirtschaftsgenossen* 
Schäften  —  1902  wurden  ihrer  im  ganzen  54  gezählt  —  in  der 
Pflege  des  Gewerbeförderungsamtes.  Während  dieses  Zeit? 
raumes  wurden  Arbeitsbehelfe  (Maschinen)  im  Gesamtwerte 
von  fast  ^/g  Mill.  K  gegen  ratenweise  Rückzahlung  überlassen 
und  3°/pige  Darlehen  von  zusammen  115.200  K  gewährt.  In  den 
für  ausgewählt  tüchtige  Handwerker  bestimmten  12  Musters 
betrieben  des  Gewerbeförderungsamtes  wurden  während 
der  letzten  fünf  Jahre  in  steigendem  Maße  verhältnismäßig 
viele  galizische  Handwerker  fortgebildet.  Die  Qualität  der 
kleingewerblichen  Heereslieferungen  an  Schuhen  und  anderen 
Lederwaren  hat  sich  bereits  sehr  gehoben,  so  daß  nur  noch  ganz 
kleine  Quantitäten  als  minderwertig  zurückgewiesen  werden. 
Der  galizische  Anteil  beläuft  sich  im  Jahre  1912  auf  521.000  K. 
In  der  Textilindustrie,  Holz*  und  Metallbearbeitung  hat  das 
Gewerbeförderungsamt  größere  Aktionen  durchgeführt  und 
in  den  letzten  Jahren  unter  anderem  mehrere  größere  Betriebs? 
genossenschaften  mit  beschränkter  Haftung  neu  eingerichtet; 
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darunter  auch  die  Schlosser  in  Swiatniki,  von  denen  schon  der 
galizische  Referent  bei  der  Vereinigten  Hofkanzlei  Hofrat 
Johann  Wenzel  Margelik  auf  seiner  Inspektionsreise 
1783  notiert,  daß  sie  im  Ausland  Absatz  haben.  Einige  ges 
nossenschaftliche  Betriebe  wurden  sogar,  unter  Wahrung  der 
Selbständigkeit  der  Genossen,  zu  modernen  Fabriksbetrieben 
ausgestaltet. 

IV. 

Resultate. 

Nicht  ein  Wald  von  Schloten  charakterisiert  die  galizische 
Industrie,  zu  ihrem  Bild  gehört  zunächst  die  große  Zahl  der 
Werkstätten,  und  dieses  Bild  sagt  uns  vor  allem,  daß  Gali* 
zien,  Österreichs  größtes  Kronland,  an  Ausdehnung  und  Bevöl* 
kerung  etwa  ein  Viertel  des  Staates,  gewerblich  sehr  zurück 
ist,  indem  es  nach  der  Gewerbezählung  von  1902  nur  lö^/^ 
der  Gewerbebetriebe,  über  10°/^  gewerbetätige  Menschen  und  nur 
etwa  6^1q  der  industriellen  Pferdekräfte  aufweist.  Gegenüber 
dem  Staatsdurchschnitt  von  3'3  Gewerbebetrieben  per  Quadrat* 
kilometer  wurden  in  Galizien  nur  2  gezählt.  Das  Gegen« 
bild  gewährt  Böhmen,  das  mehr  als  ein  Drittel  der  österreichi« 
sehen  Gewerbebetriebe  und  industriellen  Pferdekräfte  behers 
bergt.  Die  Sudetenländer  Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  be* 
streiten  allein  fast  die  halbe  österreichische  Industrie.  Von 
den  bei  der  letzten  Betriebszählung  in  Galizien  erfaßten 
154.000  Betrieben  waren  150.000  kleingewerblicher  Natur, 
4000  mittelgewerblicher  Art  und  nur  250  großindustriellen 
Charakters,  davon  nur  47  Aktiengesellschaften.  Zwei  Drittel 
aller  Unternehmungen  beschäftigten  nur  eine  einzige  Person! 

Leider  fehlen  aber  gerade  für  das  letzte,  so  außerordent* 
lieh  ergiebige  Jahrzehnt  genaue  statistische  Daten.  —  Denn 
das  heutige  industrielle  Bild  Galiziens  zeigt  einen  großen 
Unterschied  gegen  früher.  Vor  einem  Vierteljahrhundert 
klagte  Szczepanowski  in  seinem  düster  berühmten 
Buche  „Das  Elend  Galiziens  in  Ziffern":  „Zwei  Papiermühlen. 
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etliche  zehn  Raffinerien,  ein  paar  größere  Brauereien  und 
Brennereien,  eine  Handvoll  Dampfmühlen  und  Brettersägen, 
einige  Hüttenwerke  des  Erzherzogs  Albrecht,  die  neue  Soda* 
fabrik  in  Szczakowa,  etliche  Eisenbahnwerkstätten  —  das  ist 
die  galizische  Großindustrie."  Und  heute?  Nur  einige  Daten 
an  der  Hand  des  letzten  Mitgliederverzeichnisses  des  Fabriks* 
industriellenverbandes:  11  fabriksmäßige  Steinbrüche,^  12  Kalks 
brennereien,  4  Glashütten,  3  Kunststein*  und  2  Zementfabriken, 
36  Ziegeleien  (darunter  mehrere  mit  100 — 640  Arbeitern)  und 
Dachziegelfabriken,  25  Brettersägen  (eine  mit  1000  Arbeitern), 
17  Etablissements  der  Holzs  und  Möbelindustrie,  38  Mühlen 
(die  Dampfmühle  in  Przemysl  mit  150  Arbeitern),  24  Brauereien, 
17  Naphtharaffinerien,  40  Fabriken  der  Textilindustrie,  70  Fa* 
briken  der  Metaliindustrie,  66  Fabriken  der  chemischen,  zirka 
20  der  Konfektionss  und  22  der  Installationsindustrie,  5  große 
Konserven?,  18  Spiritusfabriken  und  14  Spiritusraffinerien,  7  Li* 
kör*,  5  Schokolade*  und  Zuckerwaren*,  5  Kaffeesurrogat*,  9  Pa* 
pierfabriken,  6  Papierwarenfabriken,  5  Zigarettenpapierfabriken, 
12  Druckereien,  3  lithographische  Anstalten,  3  graphische  Kunst* 
anstalten,  5  Gerbereien  und  viele,  viele  andere  Betriebe,  welche 
schon  verfeinerten  Bedürfnissen  dienen.  Gedenkt  man  noch  der 
gewaltigen  Naphthaindustrie  und  solcher  Etablissements,  wie  die 
schwer  erkämpfte  L  u  b  o  m  i  r  s  kische  Zuckerfabrik  in  Prze* 
worsk,  die  prachtvolle  Freih.  v.  G  ö  t  z  sehe  Brauerei  in  Okocim, 
die  Zementfabrik  in  Szczakowa  mit  HOO  Arbeitern,  die  neue, 
auf  das  allermodernste  eingerichtete  Zementfabrik  in  Görka, 
die  Dampfbrotfabrik  in  Lemberg,  die  Eisenkonstruktions*  und 
Brückenbauwerkstätte  Zieleniewski  in  Krakau  mit  700  Ar* 
heitern,  ferner  die  große,  von  Graf  Hompesch  1878  be* 
gründete  Korbflechterei*Verlagsindustrie  in  Rudnik,  welche 
3000  Heimarbeiter  beschäftigt,  1  Mill.  K  an  Löhnen  zahlt  und 
ihre  Waren  nach  Alexandrien,  Beirut  und  selbst  nach  Indien 
exportiert,  wo  beim  letzten  Krönungsdurbar  galizische  Korb* 


^  Im  Jahre  1909/10  gab  es  im  ganzen  465  Steinbrüche  in  Betrieb  und 
733  außer  Betrieb. 
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möbel  aus  Rudnik  die  Räume  der  Majestäten  zierten  und  Rud* 
niker  Korbgestelle  die  Elefanten*  und  Kamelreiter  vor  den 
Sonnenstrahlen  schützten  —  bedenkt  man  vor  allem,  daß  die 
Gesamtindustrie  Galiziens  heute  500 — 600  Mill.  K  produziert 
—  dann  muß  man  zugeben,  daß  schon  heute  viel,  sehr  viel  ge? 
schehen  ist,  daß  die  IndustriaHsierung  Galiziens  kein  leerer 
Wahn  und  daß  die  hicfür  aufgewendeten  Summen  —  um  mich 
einer  Bismarckschen  Wendung  zu  bedienen  —  „nicht  in 
den  bodenlosen  Brunnen  der  Bedürfnisse  einer  wankenden  In* 
dustrie  geschüttet  sind".  Das  Gebäude  der  Lemberger  Handels* 
kammer,  durchwegs  made  in  Galicia,  zeigt  allein,  was 
Galizien  leisten  kann.  Es  formt  sich  bereits  der  Typus  des 
galizischjpolnischen  Unternehmers,  und  eine  reiche  Industrie* 
politische  und  gewerbliche  Literatur,  teils  wissenschaftlichen, 
teils  propagandistischen  Inhalts,  arbeitet  an  der  ganzen  Be* 
wegung  mit. 

Während  bisher  die  Kraftquellen  für  die  Verteilung  der 
Industriezentren  im  Lande  allein  den  Ausschlag  gaben, 
wird  die  Industrie  mit  der  Ausbreitung  der  Heizölfeuerung  immer 
freizügiger  werden.  Heute  sind  Biala,  2ywiec,  Oswiqcim,  Trze* 
binia,  Podgorze,  Krakau,  Tarnöw  samt  Umgebungen  Brenn* 
punkte  des  gewerblichen  Lebens.  Auch  in  der  besonders  über* 
völkerten  Gegend  um  Myslcnice  und  Chaböwka,  wo  in  der 
intelligenten  Goralcnbevölkerung  mit  ihrer  alten  hausindu* 
striellen  Tradition  in  Holzverarbeitung  und  Weberei  ein  vor* 
zügliches  Arbeitertreffen  aufgestellt  ist,  dürften  sich  weitere 
Industrien  bilden.  In  Ostgalizien  kommen  vorläufig  nur  die 
größeren  Städte,  also  Lemberg,  Tarnopol,  Stanislawöw,  Kolo« 
myja,  dann  natürlich  das  Naphthagebiet  als  Industriezentren 
in  Betracht.  Und  wenn  gar  einmal  eine  systematische  Ver* 
Wertung  der  Wasserkräfte  einsetzt,  dürften  die  Karpathen* 
flüsse  zahlreiche  Industrien  an  den  galizischen  Berghängen  er* 
stehen  lassen.  Der  Holzreichtum  des  Landes  allein  vermöchte 
Hunderttausende  von  Arbeitern  zu  beschäftigen. 

Dem  Industrialisierungsprozesse  kommt  gegenwärtig  die 
Ausbildung  eines  produktiven  Bürgerstandes  zustatten.    Wer 
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waren  aber  die  ersten  Fabrikanten  im  Lande?  Es  wird  schon 
bisher  die  große  Zahl  von  Namen  aus  dem  Hochadel  aufges 
lallen  sein.  1780  wollte  Graf  Wilhelm  Siemienski  eine 
große  Tuchfabrik  gründen,  Fürst  Leon  Sapieha  gründete 
Glass  und  Leinenfabriken,  die  Grafen  Alfred  und  Adam 
P  o  t  o  c  k  i  Tuchfabriken,  Graf  Wladimir  Dziedu* 
s  z  y  c  k  i,  Graf  M  i  ^,  c  z  y  li.  s  k  i,  waren  es,  die  angesichts  der 
geschilderten  Verhältnisse  wahrlich  nicht  aus  Profitgier,  son* 
dern  aus  Gemeinsinn,  um  der  Bevölkerung  Verdienstmöglichs 
keiten  zu  schaffen,  den  Kampf  mit  den  damaligen  industrie* 
feindlichen  Mächten  aufnahmen.  Aus  der  letzten  und  der 
gegenwärtigen  Zeit  beweisen  Namen  solchen  Klanges,  wie 
Graf  Andreas  Potocki,  Fürst  Andreas  Lubo? 
m  i  r  s  k  i ,  Graf  Eduard  Mycielski  u.  a.,  daß  Männer, 
die  den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  angehören,  an 
der  Industrialisierung  des  Landes  mit  Eifer  und  Erfolg  ar? 
beiten.  Und  weil  wir  schon  bei  Namen  sind,  so  sollen 
als  praktische  und  theoretische  Pioniere  der  galizischen 
Industrie  außer  Szczepanowski  auch  Tadeusz  Ru* 
towski,  Anton  V.  Gorayski,  die  energischen  Industrie* 
anwälte  Minister  a.  D.  G  1  j\  b  i  n  s  k  i  und  Baron  B  a  1 1  a  g  1  i  a, 
wie  auch  die  unermüdlichen  Gewerbeorganisatoren  W.  S  z  ys 
d  1  o  w  s  k  i  und  Jözef  Olszewski  dankbar  genannt 
und  die  vielen  Ungenannten  nicht  vergessen  werden. 

Doch  auch  beim  lebhaftesten  industriellen  Aufschwünge 
wird  den  größten  Teil  Galiziens  die  Landwirtschaft  und  das 
ihr  dienende  Gewerbe  beherrschen.  Die  vom  Staatssekretär  a.  D. 
Dr.  JosefSzterenyi  unlängst  in  einem  im  Niederösterreichi* 
sehen  Gewerbevereine  über  Ungarn  gehaltenen  Vortrage  ge* 
sprochenen  Worte  lassen  sich  auch  auf  Galizien  anwenden. 
Sie  lauten  dann:  ,, Galizien  will,  muß  und  wird  eine  Industrie 
haben;  es  will,  muß  und  wird  daher  die  größten  Anstrengungen 
machen,  um  sich  eine  solche  zu  schaffen.  Die  Er  folge,  insbesondere 
die  des  letzten  Dezenniums,  liefern  den  Beweis  dafür,  daß  es 
mit  der  Zeit  möglich  sein  wird.  Davon,  daß  Galizien  ein  Indu* 
f^trieland  werde,  kann  keine  Rede  sein.  Galizien  ist  überwiegend 
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Agrarland  und  wird  es  auch  bleiben,  aber  mit  entsprechender 
Industrie,  die  es  haben  muß,  ohne  welche  seine  Leistungsfähig* 
keit  für  die  Zukunft  nicht  gesichert  werden  kann." 

In  den  letzten  Worten  liegt  auch  die  Erklärung  für  den 
Umschwung,  der  in  der  Haltung  der  Regierung  und  der  wests 
österreichischen  Industrie  gegenüber  der  galizischen  Industrie 
eingetreten  ist.  Je  größer  die  wirtschaftliche  Stärke  Galiziens, 
desto  größer  seine  Steuerkraft,  desto  größer  der  Vorteil  des 
Staatssäckels  und  desto  größer  die  Entlastung  der  westöster* 
reichischen  Industrie.  Heute  nimmt  sich  die  Regierung  der 
galizischen  Industrie  an,  heute  schreibt  der  Handelsminister: 
„er  wisse  sich  mit  dem  galizischen  Landesausschuß  in  dem 
Bestreben  einig,  an  der  von  diesem  in  besonders  opferfreudiger 
Weise  geförderten  industriellen  Entwicklung  des  Königreiches 
Galizien  werktätigst  mitzuarbeiten".  Sollten  sich  anders  Den« 
kende  an  den  maßgebenden  Stellen  heute  noch  finden,  so  würs 
den  sie  nur  eine  Ausnahme  bilden.  Die  Führung  haben  moderne 
österreichische  Beamte  von  wirtschaftlicher  Schulung  und  weis 
tem  Blick.  Was  heute  für  Galizien  geschieht,  wird  vom  Lande 
und  seiner  Industrie  dankbar  anerkannt;  diese  Erkenntnis  wird 
natürlich  auch  dadurch  nicht  im  geringsten  berührt,  daß  jene 
Leistungen  sub  specie  aeternitatis  nur  ein  Wiedergutmachen 
sind.  Für  das  Verhältnis  zwischen  west?  und  ostösterreichischer 
Industrie  aber  möge  je  ein  Wortführer  gehört  werden.  Baron  Bat; 
taglia  schreibt:  ,,So  paradox  es  klingen  mag,  so  bedeutet 
doch  eine  Schwächung  der  unsere  Industrie  bedrückenden  west; 
österreichischen  Industrie  eine  Erschwerung  der  industriellen 
Entwicklung  Galiziens.  Wir  haben  nur  dann  Chancen,  wenn 
die  Lebensfähigkeit  des  betreffenden  Industriezweiges  im  gan* 
zen  österreichischen  Zollgebiete  gegeben  ist."  Und  wenn  man 
von  den  Wenigen  absieht,  die  im  altgewohnten  Gedanken* 
geleise  in  Galizien  noch  immer  das  Absatzgebiet  für  west* 
österreichische  Provenienzen  erblicken,  so  will  man  gerne  die 
Worte  des  Präsidenten  des  Bundes  österreichischer  Indu* 
strieller  Heinrich  Ve  1 1  e  r  gelten  lassen:  „Ich  glaube,  die 
gesamte  Industrie   Österreichs   blickt  vollständig  neidlos   auf 
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Galizien,  wenn  sich  dort  aus  gesunden  Verhältnissen  heraus 
eine  gesunde  Industrie  entwickelt."  Vielleicht  hat  Ve  1 1  e  r 
hiebei  auch  daran  gedacht,  daß  Ungarn,  das  seine  Produktion 
mit  Hilfe  der  staatlichen  Industrieförderung  jährlich  um 
350  Mill.  K  vermehrt  hat,  trotzdem  im  letzten  Dezennium 
aus  Österreich  um  490  Mill.  K  mehr  importiert  hat.  Jedenfalls 
können  Auffassungen  der  eben  gehörten  Art  bewirken,  daß 
aus  dem  „hüben"  und  „drüben"  ein  , .zusammen"  wird. 

Galizien  ist  ein  Land  in  potentia,  das  aber  auch  schon  auf 
vielen  Gebieten  zur  Energie  übergeht.  Die  keimende  Industrie 
des  Landes  begrüßt  Gäste  aus  dem  Westen  aufs  freudigste; 
denn  Sehen  heißt  Verstehen.  Und  das  Verständnis  ist  es, 
dessen  Galizien  ganz  besonders  bedarf. 


Die  galizische  Landwirtschaft  der 
Gegenwart. 

Von 

Dr.  Josef  v.  Raczyiiski, 

Sekretär  der  landwirtschaftlichen  Gesellschaft  in  Krakau. 

Die  galizische  Landwirtschaft  bietet  gegenwärtig  kein  ein? 
heitliches  Bild.  Dies  gilt  nicht  nur  von  den  Unterschieden, 
welche  in  den  diversen  Landesteilen  auf  Klima  und  Boden* 
beschaffenheit  sowie  auf  das  allgemeine  Bildungsniveau  der 
Bewohner  zurückzuführen  sind,  sondern  auch  von  der  Entwick* 
lungsstufe,  welche  einzelne  landwirtschaftliche  Betriebe  er* 
reicht  haben. 

Während  die  westlichen  Teile  ein  dem  schlesischen  ahn* 
liches  Klima  haben,  nähern  sich  die  östlichen  mehr  dem  Klima 
Südrußlands  und  der  Bukowina.  Vom  Westen  gegen  Osten 
zu  nimmt  die  Menge  der  Niederschläge  ab,  dagegen  aber  die 
Anzahl  der  sonnigen  Tage  im  Jahre  zu.  Was  die  Bodenfrucht* 
barkeit  anbelangt,  so  steht  Ostgalizien  höher  als  Westgalizien. 
Zu  den  fruchtbarsten  Gebieten  zählen  die  östlich  von  der  Linie 
Kolomyja — Tlumacz — Tarnopol  gelegenen  Bezirke,  die  Be* 
zirke  Sokal,  Przemysl,  Jaroslaw  und  zum  Teile  auch  Rzeszöw 
und  Krakau,  zu  den  ärmsten  zählen  die  Karpathengebiete.  Im 
Westen  steht  die  allgemeine  Bildung  der  Bewohner  höher,  wo* 
durch  die  Nachteile,  welche  für  Westgalizien  aus  der  minderen 
Bodenfruchtbarkeit  erwachsen,  gewissermaßen  ausgeglichen 
werden. 

Außerdem  aber  findet  der  Beobachter  öfters  auf  dem* 
selben  Gebiete,  unter  denselben  natürlichen  Verhältnissen 
landwirtschaftliche  Betriebe,  die  allen  Anforderungen  der  mo* 
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dernen  Landwirtschaftskunde  und  Praxis  entsprechen,  und  da* 
neben  andere,  welche  noch  an  lang  vergangene  Zeiten  er? 
innern  und  eine  ziemlich  primitive  Einrichtung  aufweisen;  und 
zwar  ist  dies  keine  Ausnahme,  sondern  eine  Massenerschei* 
nung,  die  dem  gegenwärtigen  Stande  der  galizischen  Landwirt? 
Schaft  das  Gepräge  eines  Übergangsstadiums  gibt.  Die  gali* 
zische  Landwirtschaft  ist  heutzutage  in  einem  raschen  Um* 
Wandlungsprozesse  begriffen.  Die  Ursachen  hievon  sind  die 
Änderungen  der  Verhältnisse,  unter  denen  die  Landwirtschaft 
Galiziens  arbeitet. 

In  erster  Linie  kommen  die  Änderungen  in  der  Grund* 
besitzverteilung  in  Betracht.  Durch  die  Parzellierung,  welche 
teilweise  in  Güterschlächterei  ausartet,  wird  der  Schwer* 
punkt  der  landwirtschaftlichen  Produktion  nach  und  nach  in 
die  kleinen  bäuerlichen  Betriebe  verlegt.  Dieselben  werden  im 
großen  genommen  die  Hauptträger  der  Tierzucht,  während  die 
Großbetriebe  meistens  (besonders  in  Ostgalizien)  noch  auf 
Getreide*  und  Spiritusproduktion  ihr  Hauptaugenmerk  richten. 
Die  Schichtung  der  landwirtschaftlichen  Betriebe,  deren  Ge* 
samtzahl  beiläufig  1  Mill.  beträgt,  bietet  nämlich  mit  Rück* 
sieht  auf  ihre  Anzahl,  ihre  Größe  und  ihre  Tierproduktion  in 
beiläufigen  runden  Ziffern  folgendes  Bild: 


Größe    der    landwirtschaftlichen 
Betriebe 

Anteil  an  der 
Gesamtzahl 
der   Betriebe 

Anteil 

an  der 

Betriebsfläche 

in    Prozenten 

bis       2  ha 

2     „        5    „ 

43 

38 

15 

4 

1 

V2 

6 

17 

14 

7 

7 

35 

5    „       10    , 

10    „      20   „ 

20    „     100   „ 

1       über  100    

Durch  die  Parzellierung  entstehen  mitunter  neue  Wirt* 
Schaftseinheiten,  die  ihrer  Größe  nach  zur  Kategorie  der  meist 
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intensiven  zählen  sollen,  die  aber  in  der  Regel  anfänglich  zu 
wenig  Betriebskapital  besitzen  und  infolgedessen  eine  Zeitlang 
nicht  nur  keinen  Fortschritt  der  landwirtschaftlichen  Kultur, 
sondern  geradezu  einen  Rückgang  aufweisen.  Gleichzeitig  wer* 
den  die  für  die  Parzellierung  bestimmten  Güter  vernachlässigt, 
ja  nicht  selten  devastiert. 

Ein  weiterer  Faktor  ist  der  Bau  neuer  Kommunikationss 
linien  sowie  die  Entstehung  neuer  Industrieanstalten  und  In; 
dustriezentren,  die  innerhalb  der  landwirtschaftlichen  Produks 
tion  ihrer  Umgegend  eine  rapide  Umwälzung  mit  sich  bringen, 
der  aber  nicht  alle  Betriebe  gleichmäßig  zu  folgen  vermögen. 

Eine  wesentliche  Besserung  der  Kreditverhältnisse  gibt 
den  Landwirten  die  Möglichkeit  zur  Beschaffung  des  erforder* 
liehen  Betriebskapitals,  ohne  daß  sie  in  die  Hände  der  Wucherer 
geraten.  Ein  dichtes  Netz  von  Raiffeisenkassen  besorgt  das 
Gros  der  außerhypothekarischen  Kreditansprüche  der  Bauern. 
Zahlreich  entstehende  größere  Institutionen  sorgen  für  die  Be? 
friedigung  der  Kreditanforderungen  des  Großgrundbesitzes. 
Fördernd  wirkt  ferner  ein  immer  kräftiger  auftretender  Drang 
nach  fachmäßiger  Ausbildung.  Die  bestehenden  landwirts 
schaftlichen  Hochschulen  in  Dublany  und  Krakau,  die  Mittels 
schule  in  Czernichöw,  die  landwirtschaftlichen  Schulen  in  Ko* 
biernice,  Milocin,  Suchodöl,  Jagielnica,  Dublany,  Horodenka, 
Bereznica  weisen  eine  wachsende  Frequenz  auf,  erweitern 
und  vervollkommnen  ihre  Lehrpläne.  Außerdem  entstehen 
Spezialschulen,  landwirtschaftliche  Winterschulen  und  Ergän? 
zungskurse;  es  mehrt  sich  die  Anzahl  der  bei  den  landwirtschafts 
liehen  Korporationen  angestellten  Wanderlehrer;  in  der  letzten 
Session  hat  der  Landtag  ein  umfangreiches  Programm  für 
die  Popularisierung  der  landwirtschaftlichen  Fachkenntnisse 
beschlossen.  Gleichzeitig  werden  die  galizischen  Dörfer  mass 
senhaft  umgebaut.  Es  verschwinden  die  traditionellen,  chas 
rakteristischen  Strohhütten,  und  an  deren  Stelle  erheben  sich 
gemauerte  Bauernwohnungen  und  feuersicher  gedeckte  Wirt? 
Schaftsgebäude.  Wo  alle  diese  Faktoren  zusammenwirken,  da 
sieht  man  Musterwirtschaften,  welche   denen   der  westlichen 
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Kronländer  vollkommen  gleichstehen;  wo  alle  fehlen,  da  bleibt 
es  beim  alten.  Im  allgemeinen  ist  aber  der  Fortschritt  deutlich 
erkennbar  und  sein  Tempo  wird  immer  rascher. 

Eine  ziffermäßige  Feststellung  desselben  ist  sehr  schwer. 
Es  fehlen  genaue  Daten.  Erst  im  abgelaufenen  Jahre  ist 
das  Ackerbauministerium  zur  Sammlung  solcher  Daten  ge? 
schritten  und  hat  sich  an  sämtliche  landwirtschaftliche  Haupts 
korporationen  mit  der  Aufforderung  gewendet,  landwirtschafts 
liehe  Buchstellen  zu  errichten,  denen  die  Aufgabe  zufallen 
soll,  die  Rentabilität  typischer  Landwirtschaftsbetriebe  zu  er* 
mittein  und  die  Produktionskosten  der  Landwirtschaft  zu  be* 
rechnen.  Bei  der  Landwirtsehaftsgesellsehaft  in  Krakau  be* 
steht  bereits  seit  10  Jahren  eine  solche  Buchstelle.  Sie  hat 
ein  belehrendes  Material  gesammelt,  aus  welchem  Anhalts* 
punkte  über  die  wachsende  Intensität  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe  Galiziens  entnommen  werden  können  und  aus  dem 
man  ersieht,  daß  jahraus  jahrein  mehr  Kunstdünger,  Ma* 
schinen,  veredeltes  Saatgut  gebraucht  werden.  Die  Höhe  der 
Betriebskosten,  die  im  großen  Durchschnitte  von  10  Jahren 
auf  300  K  per  Hektar  angegeben  wurde,  ist  heute  beinahe  auf 
das  Doppelte  gestiegen. 

Allerdings  steigern  sich  auch  die  Produktionskosten.  Im 
letzten  Dezennium  beträgt  diese  Steigerung  beim  Bodenpreise 
60Vo,  bei  Maschinen  und  Geräten  50%,  bei  der  Kohle  40%,  bei 
Eisen  und  Kunstdünger  sowie  beim  Eisenbahntransport  je 
30°/o,  bei  Ziegelbeschaffung  100  °/q,  bei  den  Arbeitslöhnen 
schließlich  120 '7o. 

Saisonarbeiter,  welche  in  Deutschland  den  Hauptteil  der 
Feldarbeiten  besorgen,  werden  in  Galizien  noch  selten  ver* 
wendet.  Es  wird  eine  solche  Verwendung  gleichermaßen  durch 
die  Kürze  der  Arbeitssaison  gehindert  wie  durch  mangelhafte 
Ausnützung  der  Arbeitskraft  während  der  Saison. 

Erträge  zunehmender  Intensität  der  landwirtschaftlichen 
Betriebe  sind  zunächst  im  Pflanzenbau  zu  konstatieren.  Der 
Durchschnittsertrag  der  vier  Getreidehauptarten  hat  während 
des  letzten  Dezenniums  um  2*6 •^/q  jährlich  zugenommen. 
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Nachstehende   Tabelle    führt    die   Anbaufläche   und    die 
Ernteerträge  pro  Hektar  der  einzelnen  Kulturpflanzen  an. 


Kulturart 


Anbau« 

fläche  in 

ha 


Ernte  im 

ganzen  in 

<3 


Emte 
pio  ha  in 

q 


Weizen 

Roggen  

Gerste 

Hafer 

Spelz , 

Mais 

Mengfrucht 

Buchweizen    I.  Frucht 

II 

Hirse  und  Sorgho 

Hülsenfrüchte 

Raps 

Stroh,  Gesamtmenge 

Leindotter 

Mohn 

Anis  und  Fenchel 

Sonnenblumen 

,    .      f  Samen 

Lein      „ 

l  raser   

TT     r  f  Samen 

Hanf       T- 

I  Faser     

Weberkarden 

Chrysanthemum 

Tabak     

Hopfen 

Kartoffeln 

Zuckerrüben 

Zichorie 

I     I.  Frucht 

Futterrüben  )  u.      ^,  (Stoppel 

I      rüben) 

^      ^   i    l.  Frucht 

^""*   1  II 

Kürbis 

Fürtrag  ... 


529.241 

701.746 

304.034 

705.613 

4.084 

62.598 

10.549 

61.347 

20.389 

128.126 

5.702 

147 

473 

40 

9.580 
15.021 


1.938 

2.166 

514.226 

6.233 

178 

27.554 

1.507 
16.697 


3,163.082 


6,382.251 

8.319.458 

4,299.123 

8,435.085 

36.291 

719.881 

107.434 

612.951 

216.885 

1,417.348 

73.207 

69,157.999 

1.370 

3.213 

324 

45.127' 
51.276' 
89.815! 
95.017: 


28.284 

7.164 

64,831.058 

1,376.715 

22.288 

9,019.357 

184.271 
2.230.794 


12-1 
11-9 
12-6 
11-9 

11-5 


9-3 
6-8 
8-1 


14-6 


122-3 
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K  u  1  t  u  r  a  r  t 

Anbaur 

fläche  in 

ha 

Ernte  im 
ganzen  in 

q 

Ernte 
pro  h  in 

q 

Übertrag  .... 
Nicht     benannte     Handelspflanzen 

und  Gemüse 

Klee  und  Grummet 

Mengfutter      f    I.  Anbau 

(Wickfutter)  in 

Egartenfläche  vom  Ackerland  .  .  . 
Fläche    der    nicht    benannten    Kul» 

turen  und  Brache 

3.163.082 

7.460 

359.426 

73.668 

9.423 

192.960 

10.803.392 
1.884.529 

— 

Gesamtackerland 

3.806.619 

— 

— 

Die  Saatgutproduktion  beschränkt  sich  noch  auf  wenige 
Großbetriebe,  wie  Grodkowice,  Piekary,  Mikulice,  Przeworsk. 
Herr  Dolkowski  in  Wielka  Wies  hat  sich  einen  europäis 
sehen  Ruf  als  Produzent  von  Saatkartoffeln  erworben.  Von 
Industriepflanzen  wird  Zuckerrübe,  Hopfen  und  Tabak  mit 
wachsendem  Erfolge  gebaut.  Dagegen  sind  der  Flachs«  und 
Hanfbau  im  Rückgange  begriffen. 

Auch  im  Obstbau  sind  erfreuliche  Fortschritte  zu  ver* 
zeichnen.  Einige  10  Obstbaumschulen  produzieren  edle  Obst« 
bäume  en  gros.  Landwirtschaftliche  Hauptkorporationen  legen 
jährlich  zirka  150  Musterobstgärten  an,  und  auch  der  Landes« 
ausschuß  sowie  die  Bezirksvertretungen  sorgen  für  die  An« 
Pflanzung  von  Obstbäumen  auf  den  in  ihrer  Verwaltung  stehen« 
den  Wegen. 

Ein  wesentlicher  Fortschritt  ist  ferner  bei  der  Tierzucht 
zu  bemerken,  deren  Führung  sich  in  den  Händen  der  k.  k.  Land« 
Wirtschaftsgesellschaften  Lemberg  und  Krakau  befindet.  Nach 
den  Ergebnissen  der  letzten  Haustierzählung  ist  in  Galizien 
die  rund  2,500.000  betragende  Anzahl  der  Rinder  um  37  "/o 
gesunken.  Es  wäre  aber  verfehlt,  hieraus  zu  schließen,  daß  die 
Rinderzucht  in  Galizien  im  Rückgange  wäre.  Vielmehr  erklärt 
sich  diese  Feststellung  in  der  Weise,  daß  im  Winter  1904/05 


—    65     — 

infolge  der  Futternot  ein  großer  Teil  der  Rinderbestände  ver* 
kauft  werden  mußte.  Auch  in  den  nachfolgenden  Jahren  wur; 
den  die  Landwirte  durch  günstige  Preise  verlockt,  mehr  zu  vers 
kaufen,  als  sie  sonst  verkauft  hätten.  Natürlich  ist  aber  das 
schlechteste  Material  verkauft  und  das  bessere  zur  weiteren 
Zucht  behalten  worden.  Auf  diese  Weise  ist  eine  umfang* 
reiche  Selektion  erfolgt,  welche  zwar  zeitweilig  eine  Verminde? 
rung  der  Rinderzahl  herbeigeführt,  zugleich  aber  bessere  Be; 
dingungen  für  die  Erhaltung  und  Zucht  der  Rinder  geschaffen 
hat.  Auf  dem  Wiener  Markte  wurde  denn  auch  in  unzweifel; 
hafter  Art  festgestellt,  daß  das  Lebendgewicht  der  aus  Gali* 
zien  zugeführten  Stücke  zunimmt  und  die  Kontrolle  der 
Leistungsfähigkeit,  welche  die  Landwirtschaftsgesellschaften 
in  Krakau  und  Lemberg  ausüben,  bestätigt  diesen  Erfolg  sowohl 
hinsichtlich  des  Lebendgewichtes  wie  auch  der  Milchergiebigkeit 
der  einzelnen  Stücke.  In  einzelnen,  auch  größeren  Gebietsteilen 
ist  im  letzten  Dezennium  das  Lebendgewicht  der  Rinder  sogar 
in  der  bäuerlichen  Zucht  von  300  auf  500  kg  gestiegen.  Der 
ziffermäßige  Rückgang  der  Stückanzahl  erscheint  somit  durch 
die  Qualität  vollkommen  und  sogar  mehr  als  wettgemacht. 

Gezüchtet  werden  hauptsächlich  drei  Rassen:  Niede* 
rungs?,  Simmentalers  und  das  rote  heimische  Vieh,  welches 
wegen  seiner  Widerstandsfähigkeit  gegen  Krankheiten  und 
wegen  vorzüglicher  Leistungen  auch  bei  kärglicherer  Ernährung 
und  Pflege  für  die  bäuerliche  Zucht  als  besonders  geeignet  sich 
darstellt.  Die  ZuchtssTiefeneinteilung  ist  in  der  Weise  durch* 
geführt,  daß  in  Kiederungsgebieten  und  in  der  Nähe  von 
größeren  Städten  Niederungsvieh,  im  Hügelland  Simmentaler* 
vieh  gezüchtet  werden  soll.  Die  rote  Landrasse  überwiegt  in  den 
Gebirgsgegenden  Westgaliziens  und  verbreitet  sich  immer  mehr 
in  ganz  Westgalizien  .  Ihre  Hauptzuchtzentren  sind  die  Bezirke 
Biala,  Limanowa,  Nowy  Targ  und  Pilzno.  Zur  Veredlung  der 
Zucht  werden  außer  Privatbullen  zirka  1500  Subventionsbullen 
aller  drei  Rassen  verwendet. 

Die  besseren  Züchter  Westgaliziens  sind  von  der  k.  k. 
Landwirtschaftsgesellschaft  in  Krakau  in  3  große  und  23  bäuer* 

Wirtsch.  Zustände  Galiiiens  i.  d.  Gegenwart.  5 
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liehe  Zuchtvereine  organisiert  worden.  Die  bedeutendsten 
Stammherden  bestehen  derzeit  für  Niederungsvieh  in  Krzeszos 
wice,  Piekary,  Soboniowice,  Grodkowiee,  Okocim,  Dziköw, 
Boguchwata,  Nosöwka,  Rudna,  Przeworsk,  Pelkinie,  Mikulice; 
für  Simmentalervieh  in  Brosnik,  JedHcze,  Okocim,  Zarszyn, 
Trzciniow,  Wierzbna,  Przeworsk,  Mycöw,  Chlopin,  Zagwozdz, 
Kamienica;  für  die  rote  Landrasse  in  Jodlownik,  Raba,  Topo* 
rupka,  Kory,  Kobiernice,  Komorniki,  Przyborowie. 

Schweinezucht  ist  der  Hauptproduktionszweig  der  bäuer? 
liehen  Wirtschaften.  Für  die  kleinsten  Betriebe  ist  es  die  ein* 
zige  Exportware,  die  beste  Verwertung  aller  Abfälle  des  Haus? 
haltes,  die  übliche  Quelle  zur  Beschaffung  von  Bargeld.  Sie 
wächst  auch  mit  der  Vermehrung  der  Kleinbetriebe  beständig. 
Parallel  zur  quantitativen  Vermehrung  vollzieht  sich  eine  qua* 
litative  Vervollkommnung  der  Schweinezucht.  Galizisches 
Borstenvieh  ist  auf  dem  Wiener  Markte  die  meist  gesuchte 
Ware. 

Gezüchtet  werden  zwei  Rassen:  die  weiße  englische  und 
die  westfälische  Rasse.  Westfäler  sind  gesünder,  weniger  gegen 
Krankheiten  empfindlich  und  vertragen  besser  das  Klima.  Der 
Borstenviehstand  beträgt  gegenwärtig   1,835.000  Stück. 

Die  Pferdezucht  befindet  sich  im  Rückgange.  Zwar  weist  die 
letzte  Tierzählung  rund  850.000  Pferde  und  somit  einen  weite* 
ren  Zuwachs  an  Pferden  aus.  Dies  ist  aber  auf  eine  Liebhaberei 
zurückzuführen,  welche  dem  galizischen  Landv/irt  sehr  teuer 
zu  stehen  kommt.  Das  Stutenmaterial  beträgt  zirka  öO^/o  der 
Gesamtzahl  der  Stuten  in  Zisleithanien.  Es  sind  aber  vor* 
wiegend  die  kleinen  Pferdchen  („koniki"),  und  es  fehlt  an  gutem 
Reproduktorenmaterial.  Der  Staat,  welcher  die  Leitung  der 
Pferdezucht  sehr  strenge  handhabt,  fördert  in  Galizien  aus* 
schließlich  die  Remontenproduktion.  Der  Remontenpreis  ist 
aber  so  niedrig  bemessen,  daß  der  Landwirt  nicht  einmal  auf 
seine  Produktionskosten  kommt.  Deshalb  werden  allmählich 
die  einst  so  zahlreichen  Gestüte  aufgelöst.  Von  den  wenigen, 
die  noch  erhalten  bleiben,  sind  die  besten:  die  englischen  Voll* 
blutgestüte  Krzeszowice,  Turzepole,  Chorostköw,  Dyl^göwka; 
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die  Halbblutgestüte  Dziköw,  Kolodziejöwka;  endlich  die  Ge* 
stüte  mit  orientalischem  Blut  Gumniska  und  Pelkinie. 

Die  Schafzucht  erhält  sich  noch  in  den  Karpathen,  wo  sie 
auf  Produktion  von  Wolle  und  Milch  berechnet  ist,  und  die 
Landwirtschaftsgesellschaften  sind  bemüht,  durch  Blutauf; 
frischungen  die  Leistungsfähigkeit  des  vorhandenen  Materials 
zu  heben.  Die  Anzahl  der  Schafe  vermindert  sich  mit  dem 
Schwinden  der  extensiven  Wirtschaft  und  beträgt  gegenwärtig 
rund  360.000. 

Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf  die  Fischzucht,  und 
zwar  aus  dem  Grunde,  weil  sie  in  gewissem  Grade  geeignet 
ist,  die  Approvisionierung  der  Städte  zu  erleichtern.  Es  gibt  viele 
stehende  Wässer,  welche  für  die  Fischzucht  verwendet  werden 
und  in  kurzer  Zeit  bedeutende  Mengen  Fischfleisch  liefern 
können.  Dieser  Aufgabe  widmet  sich  mit  großer  Energie  der 
galizische  Fischzuchtverein. 

Die  Bienenzucht  wird  von  Volksschullehrern,  im  Osten 
aber  auch  von  den  Bauern  betrieben. 

Als  ein  Land  landwirtschaftlichen  Kleinbetriebes  würde 
Galizien  als  geeignetes  Terrain  für  die  Entwicklung  des 
Genossenschaftswesens  gelten.  Je  schwächer  die  Einheiten, 
desto  eher  müssen  sie  sich  zu  Genossenschaften  zusammen; 
schließen,  um  mit  gemeinsamen  Kräften  jene  Vorteile  zu  er; 
reichen,  die  größeren  Einheiten  ihre  eigene  Stärke  bietet.  Aber 
die  Schwäche  der  Betriebe  bildet  auch  ein  Hindernis  für  die 
Assoziation.  Wenn  z.  B.  in  Mähren  eine  Molkereigenossen; 
Schaft  schon  bei  einer  Anzahl  von  20  Mitgliedern  zustande 
kommen  kann,  die  eine  Acker;,  Wiesen;  und  Weidefläche  von 
500  ha  bewirtschaften  und  täglich  zusammen  1200  kg  Milch  an 
die  Genosscnschaftsmolkerei  abführen,  so  braucht  man  in 
Galizien  für  dasselbe  Milchquantum  wenigstens  100  Mitglieder. 
Dies  vergrößert  vielfach  die  Arbeit,  um  die  Leute  zur  Grün; 
düng  einer  Genossenschaft  zu  überreden,  und  vermehrt  auch 
vielfach  die  Manipulationskosten,  so  daß  das  Endresultat 
weniger  günstig  sich  gestaltet. 

5* 
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Diese  Umstände  erklären  denn  auch,  weshalb  in  Galizien 
das  Genossenschaftswesen  verhältnismäßig  spät  Wurzeln  ge* 
schlagen  hat.  Aber  auch  hier  sind  bedeutende  Erfolge  zu 
verzeichnen.  Bemerkenswert  ist,  daß  in  letzter  Zeit  landwirt; 
schaftliche  Verkaufs*,  Produktions?  und  Veredlungsgenossen;: 
Schäften  eifrige  Anhänger  finden.  Es  entstehen  Mühlen?,  Backe? 
reis,  Schlächterei*  und  Selchereigenossenschaften,  treten  mit 
ihren  Produkten  auf  dem  Markte  erfolgreich  als  preisregulicren* 
der  Faktor  auf  und  geben  Aufschluß  über  die  Art  und  Weise, 
wie  der  eingerissenen  Nahrungsmittelteuerung  entgegenge? 
steuert  werden  soll.  Als  genossenschaftliche  Zentralorganisa? 
tionen  fungieren:  der  „Syndykat  rolniczy"  für  den  Bezug  land* 
wirtschaftlicher  Maschinen,  Geräte,  Kunstdünger,  Saatgutu.dgl.; 
der  galizische  Molkereiverband  für  Butter?  und  Käseabsatz;  der 
Verein  galizischer  und  Bukowinaer  Unternehmer  der  landwirt? 
schaftlichen  Brennereien  für  die  Spiritusverwertung;  die  gali? 
zische  Viehverwertungsgesellschaft  „Pecus";  die  galizische 
Eierverwertungsgesellschaft  „Ovum";  der  Verband  rutheni? 
scher  landwirtschaftlicher  Genossenschaften;  der  Verband  ru? 
thenischer  Viehverwertungsgenossenschaften.  Diesen  Zentral? 
Organisationen  gliedern  sich  Bezirks?  und  Lokalgenossenschaf? 
ten  an. 

Als  landwirtschaftliche  Hauptkorporationen,  denen  die 
Vertretung  der  landwirtschaftlichen  Interessen,  die  Mitwirkung 
an  der  Agrarverwaltung,  die  Propaganda  der  landwirtschaft? 
liehen  Technik  und  der  Kooperation  obliegt,  welche  somit  die 
Aufgaben  erfüllen,  mit  denen  in  den  westlichen  Kronländern 
die  Landeskulturräte  betraut  sind,  wirken  seit  1845  die  k.  k.  gali? 
zische  Landwirtschaftsgesellschaft  in  Lemberg  für  Ostgalizien 
und  die  k.  k.  Krakauer  Landwirtschaftsgesellschaft  für  West? 
galizien.  Seit  30  Jahren  entwickelt  ferner  der  Verband  der 
Landwirtschaftlichen  Gauvereine  eine  lebhafte  und  gedeihliche 
propagandistische  und  handelsorganisatorische  Tätigkeit  unter 
der  polnischen  Landbevölkerung.  Analoge  Aufgaben  für  die 
ruthenischen  Bauernwirtschaften  übernahm  vor  drei  Jahren  die 
Gesellschaft  „Silskyj  hospodar".  Diese  vier  Korporationen  ver? 
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einigen  ungefähr  100.000  Mitglieder  und  stützen  sich  auf  zahls 
reiche  Filialorganisationen. 

Schon  diese  knapp  bemessenen  Ausführungen  zeigen,  daß 
die  Landwirtschaft  Galizicns  zwar  im  allgemeinen  noch  hinter 
der  der  westlichen  Kronländer  zurückbleibt,  aber  den  richtigen 
Weg  der  Entwicklung  bereits  eingeschlagen  hat,  auf  welchem 
sie  hofft,  den  üblichen  Namen  der  Getreide;  und  Fleischkammer 
des  Reiches  auch  künftighin,  wenn  auch  unter  gesteigerten 
Anforderungen,  zu  rechtfertigen. 


Die  wirtschaftliche  und  soziale  Tätig* 
keit  des  galizischen  Landtages. 

Von 

Dr.  Franz  Stefczyk, 

Direktor  des  Landespatronatsbureaus  für  Spars  und  Darlehenskassen^ 
vereine  in  Lemberg. 

Die  erste  Sitzung  des  beim  Anbruche  der  konstitutionellen 
Ära  in  Österreich  ins  Leben  gerufenen  galizischen  Landtages 
hat  am  15.  April  1861  unter  dem  Vorsitze  des  Landmarschalls 
Fürsten  Leon  Sapieha  stattgefunden.  Die  galizische  Statt* 
halterei  übergab  aber  erst  in  den  Jahren  1866 — 1869  dem 
Landesausschusse  jene  öffentlichen  Fonds  und  Anstalten, 
welche  fortan  zum  Bereiche  der  autonomen  Landesverwal* 
tung  gehören  sollten.  Es  war  dies  ein  zwar  kleiner,  aber 
trauriger  Nachlaß  des  fast  hundertjährigen  absoluten  und 
zentralistischen  Regierungssystems.  In  eine  detaillierte  Schil« 
derung  der  ökonomischen  und  allgemeinkulturellen  Rück* 
ständigkeit  und  Vernachlässigung  des  Landes  kann  hier  nicht 
eingegangen  werden.  Nachdrücklich  soll  aber  betont  werden, 
daß,  wenn  man  die  Gegenwartszustände  unserer  Heimat  mit 
denjenigen  im  Westen  der  Monarchie  vergleicht,  man  nicht 
unterlassen  darf,  den  langen  Weg  abzumessen,  den  wir  im  Ver* 
laufe  von  fünf,  oder  vielmehr  von  vier  Dezennien  autonomer 
Verwaltung  zurücklegen  mußten,  um  auf  das  heutige  Niveau 
zu  gelangen.  Wird  man  auch  dann  noch  das  Erreichte  nicht 
befriedigend  nennen,  so  wird  man  doch  wenigstens  eben* 
sowohl  unsere  Bemühungen  und  Fortschritte  wie  unsere  Mängel 
und  Unzulänglichkeiten  gerechter  und  milder  zu  beurteilen 
geneigt  sein. 
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Zuerst  einige  kurze  Daten  betreffend  die  Gesund^ 
heitspflege  und  das  Volksschulwesen. 

Im  Jahre  1866  übernahm  der  Landesausschuß  außer  den 
hauptstädtischen  Krankenhäusern  nur  21  andere  öffent? 
liehe  Spitäler:  meistenteils  in  gemieteten  und  ruinierten  Ge* 
bäuden,  durchaus  vernachlässigt,  unter  der  Pflege  von  so? 
genannten  „Chirurgen"  und  pensionierten  Wundärzten,  mit 
Zuhilfenahme  von  jüdischen  oder  fremden  Unternehmern, 
welche  den  Kranken  Nahrung,  Medizin  und  Versorgung  gegen 
tägliche  Entschädigung  pro  Person  zuteil  werden  ließen.  Jetzt 
haben  wir  fast  doppelt  so  viel  Landeskrankenhäuser  in  eigenen 
Gebäuden,  an  gesunden  Stellen,  mit  modernen  Einrichtungen, 
unter  der  Pflege  von  Doktoren  der  Medizin  und  in  eigener 
zentralisierter  Verwaltung.  Die  Zahl  der  Verpflegten  stieg  von 
20.000  auf  rund  100.000  Personen,  die  Sterblichkeit  sank  von 
11*2  "^/q  auf  5'7'^Iq.  In  beiden  Hauptstädten  wurden  ganze  Serien 
monumentaler  Gebäude  für  Kliniken  gebaut;  für  Geistes? 
kranke  wurden  zwei  großartige  Anstalten  mit  einem  Kosten? 
aufwand  von  10  Mill.  K  errichtet.  Die  Kurkosten  der  Armen 
trägt  seit  dem  Jahre  1875  das  Land.  Laut  des  Landesgesetzes 
von  1890  wurden  Bezirksärzte  auch  in  entlegensten  Gegenden 
eingeführt.  —  Der  Landtag  führt  mit  Unterstützung  von  Schule 
und  Literatur  einen  erfolgreichen  Kampf  gegen  die  Trunk« 
sucht.  Das  Volk  selbst  tritt  an  die  Spitze  dieser  Bewegung  und 
fordert  die  Einschränkung  der  Schankstuben  und  ihre  völlige 
Schließung  an  Feiertagen.  Zu  dieser  Wandlung  trug  wesent? 
lieh  bei  der  Beschluß  des  Landtages  von  1877  über  den  Auf? 
kauf  des  privaten  Propinationsrechtcs,  der  im  Jahre  1910  durch? 
geführt  wurde.  Der  konzessionierte  Verkauf  von  geistigen  Ge- 
tränken wurde  auf  Grund  des  Landesgesetzes  von  1905  zu 
einer  ergiebigen  Einnahmequelle  für  den  Landesschatz.  Gleich? 
zeitig  wurde  die  Biersteuer  auf  8  K  pro  Hektoliter  erhöht.  — 
Über  40  "^/q  aller  Ausgaben  bestimmt  unser  Landtag  für  die 
Zwecke  der  Volksauf  klärung.  Im  Jahre  1869  gab  es  in 
Galizien  2460  meist  einklassige  Volksschulen,  heute  6000  Schulen 
mit  über   14.000  aktiven  Klassen.    Die  Zahl   der  Volksschul? 
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lehrer  stieg  von  3165  auf  15.000,  der  Schüler  von  164.000  auf  über 
1,000.000.  Im  Anfange  der  konstitutionellen  Ära  waren  Schulen 
mit  eigenem  Gebäude  eine  Seltenheit;  Lemberg  besaß  im 
Jahre  1871  kein  einziges  Gebäude,  das  zu  Volksschulzwecken 
errichtet  worden  wäre.  1910  haben  nur  821  Schulen,  d.h.  15^ j^ 
keine  eigenen  Gebäude,  und  nur  23°/q  hat  man  als  nicht  ent* 
sprechend  befunden.  In  den  12  letzten  Jahren  votierte  der 
Landtag  nicht  weniger  als  28  Mill.  K  für  Landesbeiträge  zu 
dem  Bau  von  Volksschulen.  Was  für  Wandlungen  in  der  Aus? 
stattung  unserer  Volksschulen  mit  Lehrhilfsmitteln  und 
in  ihrem  ganzen  didaktischen  und  pädagogischen  Organismus 
zustande  gekommen  sind,  muß  hier  selbstverständlich  unbe* 
rührt  bleiben. 

Betrachten  wir  nunmehr  das  Kommunikationswesen, 
so  ist  festzustellen,  daß  der  Landesausschuß  im  Jahre  1869  von 
der  Regierung  1206  km  sogenannte  Konkurrenzstraßen  zur  Ver^ 
waltung  überwiesen  erhielt,  die  sofort  in  Landesstraßen 
umgewandelt  wurden.  Zwei  Drittel  davon  waren  in  schlechtem, 
wenn  nicht  vollständig  verwahrlostem  Zustande  und  mußten 
gründlich  ausgebessert  oder  umgebaut  werden,  was  eine  Ver? 
längerung  dieser  Straßen  um  256  km  erheischte.  Außerdem  er# 
baute  das  Land  642  km  weitere  Landesstraßen.  Mit  Hilfe  er* 
giebiger  Landessubventionen  wurden  gute  Bezirks«  und 
Gemeindefahrstraßen  I.  Klasse  in  der  Länge  von 
6657  km  fertiggestellt,  wovon  2500  km  stufenweise  in  die  Ver* 
waltung  des  Landes  übernommen  wurden. 

Mit  dem  Landesgesetze  von  1893  beginnt  die  Landesaktion 
zur  Entwicklung  des  Lokalbahnwesens.  Zu  diesem 
Zwecke  wurde  ein  besonderes  technisch?kommerzielles  Bureau 
für  Eisenbahnangelegenheiten  begründet  und  ein 
spezieller  Landeseisenbahnfond  geschaffen.  Insgesamt  wurden 
in  den  letzten  zwei  Dezennien  17  Bahnen  mit  einer  Gesamt* 
länge  von  826  km  ausgebaut,  woran  sich  das  Land  mit  einem 
Betrage  von  36  Mill.  K  beteiligte.  Für  weitere  9  Lokalbahnen 
sind  Vorprojekte,  beziehungsweise  Detailprojekte  bereits  aus* 
gearbeitet. 


Abgesehen  vom  Straßenbauwesen  hat  sich  unser  Land* 
tag  bis  in  die  erste  Hälfte  der  achtziger  Jahre  des  vorigen 
Jahrhunderts  mit  WirtschaftspoHtik  nicht  in  nennenswerter 
Weise  befaßt.  Die  zweite  Periode  in  seiner  Tätigkeit  beginnt 
erst  mit  der  Ernennung  des  Krakauer  Bürgermeisters  Dr.  Z  y* 
b  1  i  k  i  e  w  i  c  z  zum  Landmarschall,  dessen  bedeutendste  Tat 
die  Begründung  unserer  Landesbank  im  Jahre  1883  war, 
durch  welche  unsere  wirtschaftHche  Landespolitik  glückhch 
inauguriert  wurde  und  in  der  sie  ihre  kräftigste  Stütze  fand. 
Diese  Kreditanstalt  versorgt  unsere  autonome  Landesverwal* 
tung  mit  dem  nötigen  Kapital  in  Form  von  Kommunaldarlehen, 
Eisenbahnobligationen,  Meliorationsdarlehen,  Barvorschüssen 
für  verschiedene  Investitionen  und  Unternehmungen  der 
Landesvertretung;  sie  verwaltet  ferner  verschiedene  Landes* 
fonds  und  ist  eine  ergiebige  Quelle  des  Hypothekarkredites  für 
Land  und  Stadt;  sie  unterstützt  mit  Rat  und  Geld  die  Organi* 
sation  und  die  Tätigkeit  der  Vorschußvereine  und  der  Raiff* 
eisenkassen;  sie  belebt  unseren  Handel  durch  ihre  vernünftige 
WechseleskomptpoHtik  und  wird  zur  Lehrerin  und  Helferin 
unserer  Industrie  in  deren  Kinderkrankheiten  durch  ihre  Be? 
teihgung  an  einigen  industriellen  Unternehmungen  oder  durch 
Kreditgewährung;  sie  hat  in  günstigster  Weise  unsere  Zins* 
fußverhältnisse  beeinflußt  und  zur  kreditmäßigen  und  wirt* 
schaftlichen  Erziehung  Galiziens  in  hervorragendster  Weise 
beigetragen.  In  gefährlichen  Kredit*  und  Wirtschaftskrisen 
stand  die  Landesbank  in  tatkräftigster  Weise  an  der  Seite 
des  Landtages,  um  das  Land  oder  wichtige  Landesinteressen 
vor  schwerem  Schaden  zu  bewahren.  Ihre  eigenen  Kapitalien 
sind  von  2  bis  auf  22  Mill.  K,  die  eine  Seite  ihres  Bilanz* 
kontos  von  8  bis  auf  300  Mill.  K  angewachsen,  ihre  Jahres* 
Umsätze  haben  1  Milliarde  überschritten.  Die  Landesbank  ist 
nicht  mehr  unsere  einzige  Landeskreditanstalt,  sie  ist  aber 
unter  allen  die  älteste  und  verdienstvollste. 

Bevor  wir  uns  jenem  Wirkungskreise  unseres  Landtages 
zuwenden,  welcher  die  Förderung  unserer  Landwirtschaft  und 
der  Berufsinteressen  unserer  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
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umfaßt,  müssen  wir  erst  einen  Blick  auf  die  Galizien  eigen* 
tümlichen  Grundbesitzverhältnisse  werfen,  die 
vielfach  von  jenen  in  Westösterreich  oder  in  den  meisten 
Teilen  Deutschlands  verschieden  sind  und  viel  mehr  Ahn* 
lichkeit  aufweisen  mit  denjenigen  der  Rheinlande  oder  Frank* 
reichs. 

Bald  nach  der  Grundentlastung  von  1848  wurde  auch  die 
schrankenlose  Freiteilbarkeit  ausgesprochen  (1869),  von  der 
die  Bevölkerung  weitesten  Gebrauch  machte.  Kein  Anerben* 
recht  wird  anerkannt,  alle  Anwärter  sind  gleichberechtigt  und 
teilen  das  Erbschaftsgut  in  natura.  Es  gibt  in  Galizien  heut* 
zutage  beiläufig  eine  Million  landwirtschaftlicher  Betriebe,  dar* 
unter  aber  ca.  60.000  Groß*  und  Bauernwirtschaften  mit  je 
einer  Bodenfläche  von  über  10  ha,  und  950.000  Betriebe  mit  ge* 
ringerer  Bodenfläche,  wovon  die  Hälfte  Zwergwirtschaften 
unter  2  ha.  Aus  der  Masse  der  gesamten  ländlichen  Bevöl* 
kerung  haben  sich  die  wirklichen  Bauern  nach  deutschem  Be* 
griffe  dieses  Wortes  bis  jetzt  noch  nicht  auszuscheiden  ver* 
mocht:  Bauer  heißt  bei  uns  sowohl  der  Besitzer  von  ^/o  ha,  wie 
ein  solcher  von  10  oder  20  ha.  Im  engen  Zusammenhang  damit 
steht  der  äußerst  häufige  Besitzwechsel  durch  Parzellenkauf 
und  Verkauf  und  eine  unglückselige  Zersplitterung  der  Wirt* 
Schäften,  die  gewöhnlich  aus  mehreren  entlegenen  und  schwer 
zu  bebauenden  Grundstücken  bestehen.  Endlich  muß  noch 
bemerkt  werden,  daß  die  durchschnittliche  Bevölkerungs* 
dichtigkeit  102  Köpfe,  in  Westgalizien  sogar  bedeutend  mehr 
per  1  km^  beträgt,  und  daß  über  drei  Viertel  der  gesamten  Bevöl* 
kerung  von  der  Landwirtschaft  leben.  Es  gibt  kein  Land  in 
Europa  mit  einer  gleich  dichten  landwirtschaftlichen  Bevöl* 
kerung.  Daher  der  ungeheuere  Bodenhunger,  welcher  die  Bo* 
denpreise  unnatürlich  über  den  wirklichen  Wert  und  umsomehr 
in  die  Höhe  treibt,  je  mehr  Geld  die  Landbevölkerung  ins* 
besondere  für  ihre  Lohnarbeit  im  In*  oder  Auslande  verdient. 
Die  Übervölkerung  treibt  nämlich  Hunderttausende  von  jün* 
geren,  arbeitslustigen,  und  zu  Hause  entbehrlichen  Familien* 
mitgliedern  zu  fortwährenden  Wanderungen  nach  verschiedenen 
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Ländern,  wo  sie  für  kürzere  oder  längere  Zeit  Arbeit  finden, 
um  dann  in  die  Heimat  zurückzukefiren  und  das  ersparte 
Geld  meist  zum  Bodenankauf  oder  zur  Abzahlung  von  Schul* 
den  zu  verwenden.  Der  Bodenankauf  bedeutet  auch  für  unseren 
Wanderarbeiter  die  Begründung  seiner  persönlichen  Freiheit, 
den  Weg  zur  Erlangung  einer  besseren  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Lage  und  zugleich  seine  Altersversicherung  sowie  eine 
Versicherung  für  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit.  Diesem  Andrän* 
gen  des  Bodenhungers  mit  seinen  hohen  Kaufpreisen  vermögen 
nur  die  am  besten  situierten  Großgrundbesitzer  und  unter  den 
mittleren  Landwirten  nur  die  tüchtigsten  zu  widerstehen;  die 
übrigen  unterliegen  früher  oder  später  der  mächtigen  Par* 
zellierungsbewegung,  welche  noch  durch  Spekulationsgeist 
und  unlautere  Vermittlerpraktiken  weiter  genährt  wird. 

Also  stellen  sich  nun  bei  uns  am  Lande  die  wichtigsten 
sozialen  Probleme  dar;  sie  verknüpfen  sich  aufs  innigste  mit 
einem  anderen  großen  wirtschaftlichen  Probleme  unseres  Lan? 
des,  und  zwar  mit  der  Frage  der  Industrialisierung  Galiziens. 
Es  überschreitet  die  gegenwärtige  Kompetenz  und  die  dis? 
poniblen  Mittel  unseres  Landtages,  alle  diese  schwierigen 
Probleme  in  ein  richtiges  Bett  zu  lenken,  um  sie  glücklich  lösen 
zu  können.  Im  Gegenteil,  eben  dadurch,  daß  sie  bis  jetzt  un; 
gelöst  und  ungeregelt  dastehen,  belasten  und  erschweren  sie 
vielfach  die  Tätigkeit  des  Landtages  auf  anderen  zugäng* 
lieberen  Gebieten.  Nichtsdestoweniger  wird  alles  mögliche 
versucht,  um  in  diese  w'irtschaftlichen  und  sozialen  Verhält? 
nisse  mit  ordnender  Hand  einzugreifen. 

Ein  Jahr  später  als  Böhmen  hat  auch  Galizien  einen  Ver; 
such  zur  gesetzlichen  Regelung  der  Arbeitsvermittlung 
gemacht.  Mit  dem  Landesgesetze  vom  17.  März  1904  wurde 
die  Errichtung  eines  Landesarbeitsvermittlungsamtes  be* 
schlössen;  die  Stadtgemeinden  Lemberg  und  Krakau  wurden 
verpflichtet,  öffentliche  Arbeitsbureaus  einzuführen  und  zu 
erhalten,  und  eine  fakultative  Bildung  von  Bezirksarbeitsämtern 
nach    freiem    Ermessen    der    Bezirksvertretungen    bei    even? 
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tuellen  Landessubventionen  wurde  vorgesehen.  Bisher  sind 
24  Bezirksarbeitsbureaus  ins  Leben  gerufen  worden,  während 
die  übrigen  Bezirksvertretungen  sich  ablehnend  verhalten. 
In  den  acht  Jahren  ihres  Bestehens  wirkten  unsere  öffent* 
liehen  Arbeitsvermittlungsämter  nicht  ohne  Nutzen  für  die 
Bevölkerung  und  für  das  allgemeine  Wohl.  Im  Jahre  1910 
haben  sie  beispielsweise  28.981  erfolgreiche  Vermittlungen  zu 
verzeichnen,  und  zwar  5837  im  Inlande  und  23.094  im  Aus* 
lande;  von  den  letzteren  entfallen  62  "^/q  auf  Stellen  in  Deutsch« 
land,  27  ^Iq  auf  solche  in  anderen  österreichischen  Kronländern 
und  ll°/o  auf  andere  Staaten. 

Diese  Organisation  der  Arbeitsvermittlung  genügte 
jedoch  nicht,  um  die  ihr  gestellten  Aufgaben  bei  unseren 
sehr  komplizierten  Verhältnissen  in  befriedigender  Weise  zu 
lösen.  Die  gemachten  Erfahrungen  haben  hinreichend  be? 
wiesen,  daß  dazu  zwei  Hauptbedingungen  notwendig  sind. 
Einerseits  muß  unsere  Landesorganisation  der  Arbeitsvermitt* 
lung  stärker  und  einheitlicher  gestaltet  werden,  um  ein  tatkräf* 
tiges  Zusammenwirken  einzelner  Organe  zu  sichern.  Anderer* 
seits  muß  aber  auch  der  Staat  in  diese  Verhältnisse  der  Ar* 
beitsvermittlung  und  der  Abeiterbewegung  eingreifen  und  mit 
der  Landesorganisation  innige  Fühlung  unterhalten,  um  durch 
entsprechende  Maßregeln  und  Anordnungen,  welche  die  Kom* 
petenz  und  die  Mittel  einzelner  Länder  überschreiten,  die 
Wirksamkeit  der  öffentlichen  Arbeitsvermittlungsämter  zu 
unterstützen.  Der  Landesausschuß  hat  bereits  einen  Entwurf 
des  neuen  Landesgesetzes  betreffend  die  Reorganisation  des 
autonomen  Arbeitsvermittlungsdienstes  vorbereitet,  und  auch 
die  Zentralregierung  beginnt  der  Sache  näher  zu  treten.  Es  ist 
noch  zu  wünschen,  daß  man  in  dieser  für  Staat  und  Land 
äußerst  wichtigen  Angelegenheit  zwischen  diesen  beiden  Fak* 
toren  ein  wirkliches  Einvernehmen  schaffe  und  von  den  Worten 
zu  den  Taten  eiligst  übergehe. 

Zu  günstiger  Beeinflussung  der  landwirtschaftlichen  Be* 
Sitzverhältnisse  dienen  vor  allem  das  Rentengütergesetz 
von  1905  und  das  Kommassationsgesetz  von  1899. 
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Zu  einem  Rentengut  kann  ein  landwirtschaftlicher  Besitz 
im  Ausmaße  von  5 — 60  ha  oder  mit  einem  Katastralreinertrag 
von  50 — 1000  K  umgewandelt  werden.  Es  muß  eine  besondere 
Bucheinlage  bilden  und  zur  Gänze  in  einer  und  derselben  Kata? 
stralgemeinde  gelegen  sein.  Die  Begründung  eines  Rentengutes 
geschieht  durch  einen  Rentendarlehensvertrag.  Das  Gut  darf 
bis  zu  drei  Vierteln  des  Gesamtwertes  mit  diesem  Darlehen  be^ 
lastet  werden  und  ist  bis  zur  vollständigen  Amortisierung  der 
Schuld  in  52  Jahren,  jedenfalls  aber  durch  volle  10  Jahre  uns 
teilbar.  Die  Rentendarlehen  werden  aus  einem  besonderen 
Landesfond  für  Rentengüter,  der  gegenwärtig  10  iMill.  K  be^ 
trägt,  gegeben.  Zur  Entscheidung  und  Erledigung  aller  An* 
gelegenheiten  im  Sinne  dieses  Rentengütergesetzes  ist  eine 
besondere  „Landeskommission  für  Rentengüter"  berufen.  Bis 
Ende  1911  sind  578  Rentengüter  mit  der  Gesamtfläche  von 
11.657  Joch  und  mit  der  Belastung  durch  Rentendarlehen  bis 
zur  Gesamthöhe  von  5,627.400  K  gebildet  worden. 

Bei  der  Durchführung  unseres  Agrargesetzesüber 
die  Grundzusammenlegung  haben  sich  große  Schwie* 
rigkeiten  ergeben,  die  den  gewünschten  und  gehofften  Forts 
schritt  der  Arbeit  hemmen.  Die  nach  dem  Muster  der  wests 
liehen  Länder  angewendeten  Methoden  haben  sich  in  unseren 
Besitzs  und  Kulturverhältnissen  als  ungenügend  und  zu  kost? 
spielig  erwiesen.  So  wird  denn  eine  Novelle  vorbereitet,  die 
den  im  Lande  gemachten  besonderen  Erfahrungen  Rechnung 
trägt  und  einen  rascheren  und  billigeren  Fortgang  der  ganzen 
Aktion  sichern  soll. 

Eine  rege  und  umfangreiche  Tätigkeit  hat  der  Landtag 
auf  dem  Gebiete  des  Meliorationswesens  entwickelt. 
Unser  Landesmeliorationsbureau  wurde  im  Jahre  1878  ges 
schaffen  und  besteht  gegenwärtig  aus  100  Ingenieuren,  2  jus 
ristischen  Referenten  und  156  geschulten  Meliorationsaufs 
Sehern.  Es  hat  61  Meliorationsunternehmungen  ausgeführt 
oder  vorbereitet.  Diese  Arbeiten  dienen  zur  Trockenlegung 
oder  zum  Schutze  gegen  Überschwemmungen  von  800.000  Joch 
Ackerboden   durch    Eindämmung    oder    Flußs   und   Bachregus 
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lierungen  in  der  Länge  von  41.000  km.  Ihr  Kostenaufwand  be? 
läuft  sich  auf  132  Mill.  K,  wozu  der  Landesfond  ca.  40°/^  bei* 
trägt.  Für  die  Drainierung  von  385.000  Joch  Ackerboden  hat 
das  Meliorationsbureau  Projekte  ausgearbeitet  und  für 
111.000  Joch  auch  die  Arbeiten  durchgeführt,  wozu  das  Land 
ein  Drittel  der  Kosten  beigetragen  hat.  Mit  Staats?  und  Landes* 
fonden  werden  ferner  vom  Meliorationsbureau  Versuchs? 
Stationen  für  Moorkultur  angelegt,  Kunstdünger  wird  unter  die 
Bauern  zur  Förderung  der  Moorkultur  verteilt,  Wasserleitungen 
oder  Brunnen  und  die  Kanalisation  in  den  Dörfern  und  kleine? 
ren  Städten  werden  ausgeführt,  gemeinsame  Gemeindeweiden 
gründlich  melioriert,  wozu  für  neun  Jahre  je  500.000  K  von  der 
Entschädigungsdotation  für  die  Handelsverträge  mit  den 
Balkanländern  bestimmt  sind. 

Zur  Förderung  der  landwirtschaftlichen 
Ausbildung  besitzt  Galizien  neben  dem  landwirtschaft? 
liehen  Institut  an  der  Krakauer  Universität  eine  landwirt? 
schaftliche  Landeshochschule  in  Dublany,  eine  landwirtschaft? 
liehe  Mittelschule  in  Czernichöw,  7  Ackerbauschulen,  1  höhere 
Forstwirtschaftsschule,  3  Landesgartenbauschulen,  1  Landesmol? 
kereischule,  4  landwirtschaftliche  Wanderlehrer.  Das  Land 
subventioniert  die  Abhaltung  von  kurzen  landwirtschaftlichen 
Kursen,  die  Errichtung  der  landwirtschaftlichen  Versuchsfelder 
und  andere  Unternehmungen  zu  demselben  Zwecke  seitens 
der  landwirtschaftlichen  Zentralgesellschaften.  Alle  diese 
Mittel  wurden  aber  für  nicht  genügend  erkannt,  um  unter  der 
großen  Menge  unserer  bäuerhchen  Bevölkerung  die  erforder? 
liehen  Kenntnisse  zu  popularisieren,  die  wünschenswerte  Vor? 
liebe  zum  landwirtschaftlichen  Berufe  zu  erwecken  sowie  in? 
tensivere  Fortschritte  zu  erzielen.  Daher  hat  der  Landtag  in 
seiner  letzten  Session  eine  Landesaktion  mit  dem  Ziele  der 
Begründung  von  landwirtschaftlichen  Bezirksanstalten  oder, 
wo  dies  anfänglich  nicht  tunlich  wäre,  von  Bezirksinstruk? 
toraten  beschlossen.  Außer  einigen  speziellen  Dotationen  zu 
diesem  Zv/ecke  bei  freier  Hand  in  der  Ausführung  der  ganzen 
Aktion  hat  der  Landtag  auch  noch   einen  ordentlichen  Pau? 
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schalbctrag  in  der  Höhe  von  150.000  K  votiert,  was  mit  Zu? 
Ziehung  der  gehofften  Beiträge  aus  staatlichen  Mittehi  und  der 
verlangten  Beiträge  der  örtlichen  Faktoren  eine  anfänglich  hin* 
reichende  finanzielle  Grundlage  der  schon  eingeleiteten  Ak? 
tion  bildet. 

Im  Zusammenhange  mit  dieser  Aktion  steht  auch  die 
immer  energischere  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Haus; 
haltungsschulen  und  ?kurse,  wozu  auch  die  in  der  letzten  Land* 
tagsscssion  beschlossene  Gründung  einer  höheren  landwirt* 
schaftlichen  Landesschule  für  Frauen  und  Lehrerinnen  an 
Haushaltungsschulen  bestimmt  ist. 

Erwähnung  verdienen  auch  zwei  spezielle  Landesdar* 
lehensfonde,  deren  einer  die  Förderung  der  Vieh* 
z  u  c  h  t  durch  Ankauf  und  Lizenziierung  der  Gemeinde* 
stiere  u.  dgl.  im  landesgesetzlichen  Rahmen,  der  andere  —  in 
der  Höhe  von  ca.  700.000  K  —  die  Unterstützung  der 
landwirtschaftlichen  Industrie  bezweckt. 

Nicht  unbedeutende  Landesdotationen  von  jährlich  über 
600.000  K  erhalten  die  landwirtschaftlichen  Zen* 
tralgeseUschaften  Galiziens  sowohl  zur  Bestrei* 
tung  eigener  Regiekosten  wie  auch  für  verschiedene  Zweige 
ihrer  Tätigkeit.  Für  die  Hebung  sowohl  der  allgemeinen  wie 
der  landwirtschaftlichen  Kultur  der  Kleinwirte  hat  sich  die 
Gesellschaft  der  landwirtschaftlichen  Gau* 
vereine  („Kölka  rolnicze"),  welche  schon  auf  eine  30jährige 
Tätigkeit  zurückblickt  und  über  1700  Vereine  mit  70.000  Mit* 
gliedern  zählt,  unschätzbare  Verdienste  erworben.  Sie  bildet 
eine  eigentümliche  heimische  Form  der  kulturellen,  landwirt* 
schaftlich*beruflichen  und  genossenschaftlichen  Organisation 
unserer  ländlichen  Bevölkerung  und  ist  auf  verschiedenen  Ge* 
bieten  des  ländlichen  Lebens  tätig.  Insbesondere  haben  die 
landwirtschaftlichen  Gauvereine  die  Sanierung  der  ländlichen 
Handelsverhältnisse  unternommen. 

Der  ländliche  Handel  befand  sich  noch  vor  30  Jahren  fast 
ausschließlich  in  den  Händen  der  jüdischen  Krämer  und  Inhaber 
von  Ausschankgeschäften.  Nach  längeren  Bemühungen  wurden 


—  so- 
mit gemeinsamen  Kräften  und  Fonden  der  Gemeindebewohner 
tausendc  „christlicher  Gemischtwarenläden  der  landwirtschaft« 
liehen  Gauvereine"  gegründet.  Sie  wurden  dann  nicht  selten 
einzelnen  Mitgliedern  der  Gauvereine  verpachtet.  Ende  1911 
zählte  man  490  Gemischtv/arenhandlungen  der  Gauvereine,  die 
in  eigener  Regie  betrieben  wurden,  und  456  verpachtete.  Ein  bes 
deutender  Teil  von  ursprünglich  gemeinsamen  Handelsgeschäft 
ten  wurde  verkauft  oder  liquidiert  und  ging  in  die  Hände  von 
selbständigen  Unternehmern  über,  und  Tausende  von  christ* 
liehen  Handelsgeschäften  am  Lande  entstehen  unabhängig  von 
landwirtschaftlichen  Gauvereinen,  aber  unter  Anregung  der  von 
den  Gauvereinen  hervorgerufenen  Bewegung  und  nach  deren 
bahnbrechenden  Beispielen.  In  der  Art  und  Weise,  wie  diese  ge« 
meinsamen  und  individuellen  Handelsunternehmungen  geführt 
werden,  macht  sich  auch  ein  erfreulicher  Fortschritt  bemerkbar, 
insbesondere  im  Vergleiche  mit  dem  elenden  Betriebe  in  den 
meisten  der  einstigen  monopolistischen  Geschäfte.  Dies  alles 
bedeutet  einen  vollständigen  Umschwung  in  der  Versorgung 
der  Landbevölkerung  mit  Handelsartikeln  und  eine  gelungene 
Emanzipation  von  der  drückenden  wirtschaftlichen  Abhän? 
gigkeit.  In  letzter  Zeit  fangen  die  in  eigener  Regie  geführten 
Gemischtwarenhandlungen  der  Gauvereine  an,  sich  in  wirk? 
liehe  Konsumvereine  umzubilden,  gründen  ihre  Bezirkswaren* 
lager  (gegenwärtig  ca.  40  mit  einem  Anlagekapital  von  etwa 
500.000  K  und  einem  jährlichen  Warenumsätze  von  über  6  Mill.K) 
und  schließen  sich  bereits  zu  einem  „ökonomischen  Ve  r* 
bände  der  landwirtschaftlichen  Gauvereine" 
zusammen. 

Hervorragend  hat  sich  die  Gesellschaft  landwirtschaft* 
lieber  Gauvereine  neben  anderen  landwirtschaftlichen  Ver* 
einigungen  Galiziens  auch  für  die  Durchführung  des  gemein* 
samen  Bezuges  und  Absatzes  landwirtschaftlicher  Artikel  und 
Produkte  betätigt.  Im  Jahre  1911  erreichte  der  Bezugswert 
6,290.278  K.  der  Absatzwert  3,532.065  K.  Große  Rührigkeit  ent=. 
wickelt  die  Generalanwaltschaft  der  Gauvereine  in  der  Ver» 
anstaltung  von  zahlreichen  Wanderkursen  aus  dem   Gebiete 
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des  Pflanzenbaues,  der  Tierzucht,  der  landwirtschaftlichen  Ves 
terinärkunde,  des  Obstbaues,  der  Haushaltungslehre  (1911:  zu* 
sammen  36  Kurse),  in  der  Errichtung  von  demonstrativen  Ver« 
Suchsfeldern  (1911:  2132),  in  der  Organisierung  und  Ausbildung 
eigener  Feuerwehrvereine  der  Gauvereine  (1911  Bestand:  396 
Vereine),  in  der  Gründung  von  Volksbibliotheken,  in  der  Her* 
ausgäbe  ihres  ausgezeichnet  redigierten  Fachblattes  (,,Przes 
wodnik  Kölek  rolniczych")  und  eigener  Fachbibliotheken  u.  a.  m. 

Das  Hauptverdienst  unserer  Gauvereine  besteht  aber 
darin,  daß  sie  die  galizische  Landbevölkerung  aus  ihrer  frühe* 
ren  wirtschaftlichen  Apathie  und  Passivität  herausgerissen, 
ihr  Mut  und  Lust  zum  Wirken  und  Streben  und  zur  gc* 
meinsamen  Arbeit  eingeflößt,  die  dazu  nötigen  Kenntnisse 
verbreitet  und  die  Unterlage  für  die  Bildung  und  Tätig* 
keit  anderer  spezieller  Organisationen  der  Volksarbeit  vor* 
bereitet  haben.  In  dieser  Beziehung  haben  die  landwirtschaft* 
liehen  Gauvereine  in  der  ersten  Hälfte  ihrer  30jährigen  Tätig* 
keit  für  beide  Nationen,  sowohl  für  die  Polen  als  auch  für  die 
Ruthenen,  segensreich  gewirkt,  was  noch  einigermaßen  fort* 
dauert.  Später  trat  auch  teilweise  in  die  Spuren  der  Gauver* 
eine  der  ruthenische  Volksaufklärungsverein  „Proswita",  bis 
sich  endlich  in  den  letzten  drei  Jahren  zwei  ruthenische  land* 
wirtschaftliche  Gesellschaften,  und  zwar  die  ukrainische  unter 
dem  Namen  „Silskij  Hospodar"  und  die  altruthenische  unter 
dem  Namen  „Sojuz  rölnyczyj"  gebildet  haben,  welche  die 
Weiterführung  der  landwirtschaftlichen  Vereinsarbeit  unter 
den  Ruthenen  übernommen  haben  und  insbesondere  in  orga* 
nisatorischer  Richtung  eine  rege  und  umfangreiche  Tätigkeit 
entfalten. 

Die  genannten  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  haben 
einen  volkstümlichen  Charakter,  während  die  zwei  —  ältesten 
—  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaften  in  Lemberg  und  Krakau 
einen  allgemeinen  Charakter  beibehalten  haben,  alle  Landwirte 
ohne  Rücksicht  auf  soziale  oder  nationale  Unterschiede  mit 
ihrer  Tätigkeit  umfassen  und  in  gewissem  Grade  als  eine 
offizielle  Berufsorganisation  der   galizischen  Landwirte  ange* 
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sehen  werden  können,  um  so  mehr,  als  im  letzten  Dezennium 
eine  starke  Demokratisierung  beider  Gesellschaften  stattge* 
funden  hat. 

Die  Großgrundbesitzer  gründeten  vor  einigen  Jahren  auch 
ihre  besonderen  landwirtschaftlichen  Vereine  (Kölka  ziemian), 
die  sich  in  letzter  Zeit  zu  einem  Bunde  zusammengeschlossen 
haben. 

In  eigentümlicher  Weise  hat  der  Landtag  in  das  1  a  n  d* 
wirtschaftliche  Genossenschaftswesen  einge* 
griffen,  als  er  vor  13  Jahren  mit  schaffender  Hand  das  Landes* 
patronat  für  Spar*  und  Darlehenskassenvereine  begründete.  In 
den  zehn  vorangegangenen  Jahren  sind  kaum  26  Raiffeisen« 
vereine  in  Galizien  entstanden.  Jetzt  haben  wir  über  1300  pol* 
nische,  ruthenische  und  gemischte  Patronat*Spar*  und  Dar* 
lehenskassenvereine,  die  mit  ihren  Sprengein  4000  Gemeinden, 
also  zwei  Drittel  der  Gesamtzahl  umfassen.  Sie  hatten 
Ende  1911  255.820  Mitglieder  mit  21/2  MiH.  K  Geschäfts* 
guthaben  und  mehr  als  2'^j^  Mill.  K  Reservefond,  also  über 
5  Mill.  K  eigenes  Kapital;  die  Spareinlagen  erreichten  die  Höhe 
von  58  Mill.  K  und  die  Kassaumsätze  133  Mill.  K.  Im  Jahre 
1909  begann  die  Landes*Zentralkasse  für  landv/irtschaftliche 
Genossenschaften  in  Lemberg  ihre  Tätigkeit  mit  einem  An* 
lagekapital  von  2  Mill.  K.  Im  Gegensatze  zu  allen  übrigen 
Kronländern  ist  sie  keine  Verbandszentralkasse,  sondern  eine 
Landesanstalt. 

Die  Bedeutung  des  Landespatronats  liegt  nicht  so  sehr  in 
seinen  materiellen  Leistungen  als  vielmehr  in  seiner  erziehe* 
Tischen  Tätigkeit.  Die  Leute  v/erden  zu  Ordnung  und  Be* 
folgung  der  geltenden  Vorschriften,  zu  Kreditwürdigkeit  und 
Einhaltung  der  eingegangenen  Verpflichtungen,  zu  Sparsamkeit 
und  Opfcrwilligkeit  systematisch  erzogen.  Die  frivolen  und 
eigennützigen  Elemente  werden  vom  Einflüsse  in  der  Genossen* 
Schaft  verdrängt,  jeder  Mißbrauch  strenge  geahndet,  gute 
Arbeit  und  Verdienst  gelobt  und  ausgezeichnet.  Der  Sinn  für 
eine  rationelle  Geld*  und  Kreditwirtschaft  in  der  Genossen* 
Schaft  wird  geweckt  und  unterstützt.    Auf  Grund  ihrer  Sta* 
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tuten  und  der  vom  Landespatronate  herausgegebenen  allgemein 
geltenden  Geschäftsordnung  stehen  unsere  Raiffeisenkassen 
in  einem  engeren  Abhängigkeitsverhältnisse  vom  Landcspatro; 
nate  als  anderwärts;  sonst  aber  wird  die  Selbständigkeit  einer 
jeden  Genossenschaft  in  keiner  Richtung  beschränkt,  viel^ 
mehr  das  Bewußtsein  eigener  Selbstverantwortlichkeit  der 
Genossenschaft,  ihrer  Organe  und  Mitglieder  bei  jeder  Ge« 
Icgenheit  wachgehalten.  Die  materielle,  und  zwar  die  Kredit« 
hilfe  wird  möglichst  beschränkt  und  die  Genossenschaft  auf 
eigene  Emsigkeit  in  der  Gewinnung  von  Spareinlagen  aus 
dem  Sprengel  des  Vereins  angewiesen  und  dazu  ange* 
spornt.  So  ist  es  wirklich  dazu  gekommen,  daß  die  meisten 
unserer  Raiffeisenkassen  vorwiegend  mit  gesammelten  Spar* 
einlagen  wirtschaften,  und  fast  die  Hälfte  unserer  Vereine  ist 
imstande,  nicht  nur  die  Kreditbedürfnisse  der  Bevölkerung  zu 
befriedigen,  sondern  auch  die  Überschüsse  ihrer  Betriebsfonde 
in  die  Zentralkasse  zur  Verzinsung  und  als  Betriebsreserve 
einzulegen.  Unsere  Zentralkasse  hatte  am  Jahresschlüsse  1911 
beinahe  12  Mill.  K  Einlagen  der  Genossenschaften  und  weniger 
als  6  Mill.  K  an  Darlehen  oder  Krediten  in  laufender  Rechnung 
bei  den  Genossenschaften. 

Seine  fürsorgliche  Tätigkeit  hat  der  Landesausschuß 
vor  einigen  Jahren  auch  auf  Molkereigenossenschaften 
erstreckt.  Gegenwärtig  befinden  sich  rund  100  Molkereigenos* 
senschaften  mit  einem  anderen  Hundert  von  Filialanstalten 
unter  dem  unmittelbaren  Landespatronate.  Sie  erhielten  vom 
Lande  einen  Gründungsbeitrag  von  je  200  K,  billige  Darlehen 
für  den  Bau  oder  die  Adaptierung  der  Molkereigebäude,  unents 
geltliche  technische  und  geschäftliche  Hilfe  und  Oberaufsicht, 
auf  Staatskosten  dagegen  die  hauptsächlichsten  Teile  der  ma? 
schinellen  Einrichtung.  Die  Milchverarbeitung  betrug  im  Jahre 
1911  bei  59  im  Betriebe  stehenden  Molkereien  über  15,200.0001, 
die  Butterproduktion  496.72475  kg  im  Werte  von  1,460.370  K. 
Die  anwaltschaftlichen  Agenden  besorgt  das  LandessMolkerei* 
bureau.  Für  den  gemeinsamen  Butterverkauf  wurde  auf  Anre* 
gung  des  Landespatronats  vor  drei  Jahren  ein  Molkereiverband 

6* 
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gegründet,  der  gute  Dienste  leistet,  auch  dem  Landespatronate 
unterstellt  ist  und  1911  nicht  weniger  als  379.954  kg  Butter  im 
Werte  von  1,128.034  K  verkauft  hat.  Diese  Landesorganisation 
vereinigt  nur  diejenigen  polnischen  und  ruthenischen  Molkerei* 
genossenschaften,  welche  sich  den  höheren  molkereitechni* 
sehen  und  geschäftlichen  Anforderungen  anpassen  wollen. 

Auch  eine  mittelbare  Erweiterung  des  Landespatronats 
auf  andere  Typen  und  insbesondere  auf  E  i  n  k  a  u  f  sj  und  A  b« 
Satzgenossenschaften  wird  vorbereitet.  Diese  Maßs 
nähme  hängt  davon  ab,  ob  die  betreffenden  Genossenschaften 
und  noch  mehr  deren  Verbände  sich  entschließen,  den  höheren 
genossenschaftlichen  Anforderungen  und  Grundsätzen  einer 
gesunden  Kreditwirtschaft  Genüge  zu  leisten. 

Denn  es  sei  mir  erlaubt,  zu  der  genossenschaftlichen  Be* 
wegung  —  nicht  nur  in  Galizien,  sondern  auch  in  ganz  Österreich 
—  eine  Bemerkung  zu  machen:  es  wird  allzu  hastig  und  scha* 
blonenmäßig  vorgegangen.  Unter  dem  Drucke  einer  ungesun* 
den,  oft  leichtfertigen  Agitation,  unter  dem  Einflüsse  der  un? 
glückseligen  Subventionspolitik,  der  auch  das  Ackerbauminis 
sterium  sich  nicht  entziehen  konnte,  werden  allerorten  und  ins* 
besondere  in  den  am  wenigsten  vorbereiteten  Ländern  die 
schwierigsten  genossenschaftlichen  Scheinorganisationen  künsts 
lieh  großgezogen.  Ob  zum  Segen  der  Bevölkerung  und  der  ge* 
nossenschaftlichen  Idee,  das  wird  wohl  schon  eine  nahe  Zu* 
kunft  lehren.  Ich  bezweifle  es  und  empfehle  meinem  Lande  auf 
Grund  eigener  Erfahrungen  und  Beobachtungen  auf  diesem 
Gebiete  ein  ruhigeres  und  sichereres  Vorgehen. 

Zur  Ergänzung  und  Abrundung  der  vorstehenden,  haupt* 
sächlich  den  landwirtschaftlichen  Verhältnissen  gewidmeten 
Ausführungen  mögen  nun  noch  einige  Mitteilungen  über  die 
Landesaktion  zur  Förderung  des  Gewerbes  und  der 
Industrie  folgen.  Diese  Wirksamkeit  setzt  schon  im  Jahre 
1879  ein,  belebt  sich  aber  erst  1888  mit  der  Bildung  der  „Lan* 
deskommission  für  gewerbliche  Angelegenheiten".  Man  orga* 
nisiert  und  unterstützt  gewerbliche  Fortbildungsschulen,  gründet 
32  gewerbliche  Landesfachschulen,  schafft  einen  Landesindu* 
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striedarlehensfond,  der  nach  und  nach  bis  zu  10  Mill.  K  erhöht 
wird,  verteilt  zahlreiche  Stipendien,  errichtet  schon  im  Jahre 
1897  —  früher  als  sonst  wo  in  Österreich  —  die  ersten  Meister* 
kurse,  subventioniert  die  Gewerbemuseen  und  technologischen 
Institute  u.  dgl.  Die  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  jährHchen 
Dotationen  im  Landesbudget  wachsen  von  ungefähr  200.000  K 
im  Jahre  1887  auf  P/o  Mill.  K  für  1912. 

Im  letzten  Dezennium  war  aber  das  Augenmerk  des  Land* 
tages  und  des  Landesausschusses  wohl  am  meisten  auf  die  Ent* 
Wicklung  der  Großindustrie  gelenkt.  Dazu  gehörten  die  Be? 
freiungen  von  autonomen  Steuerzuschlägen,  die  Verwendung 
des  Löwenanteiles  des  Landesindustriedarlehensfondes  für 
größere,  billigere  oder  zinsfreie  Darlehen,  die  Errichtung  von 
Landespetroleumrescrvoirs,  die  Begründung  der  Industrie* 
bank  des  Königreiches  Galizien  und  noch  vieles  andere. 
In  den  zwei  letzten  Jahren  tritt  aber  die  gewerbliche  Mittel* 
Standspolitik  wieder  in  den  Vordergrund  und  findet  ihre 
hervorragendste  Betätigung  in  der  Begründung  des  Landes* 
patronats  für  Handwerk  und  K  1  e  i  n  i  n  d  u  s  t  r  i  e 
mit  einem  besonderen  Beirate  und  einem  besonderen  Landes* 
bureau.  In  diesem  Landespatronate  werden  alle  Angelegen* 
heiten  konzentriert,  welche  sich  auf  die  Förderung  des  Hand* 
Werks  und  der  Haus*  oder  Kleinindustrie  beziehen.  Für  Regie* 
kosten  beschließt  der  Landtag  40.000  K,  für  unrückzahlbare 
Subventionen  einen  Pauschalbetrag  von  30.000  K,  und  zur  För* 
derung  der  gewerblichen  Kreditorganisation  und  der  gewerb* 
liehen  Betriebsgenossenschaften  wird  ein  spezieller  Landes* 
darlehensfond  in  der  Höhe  von  2  Mill.  K  geschaffen.  Dieses 
Zentralorgan  der  Landesaktion  zur  Förderung  des  gewerblichen 
Mittelstandes  soll  in  engste  Fühlung  treten  mit  allen  anderen 
Faktoren,  welche  berufen  sind,  auf  demselben  Gebiete  in  spe* 
ziellen  Richtungen  zu  wirken. 

Eine  sehr  gelungene  und  gemeinnützige  Unterneh* 
mung  unserer  Landesvertretung  ist  die  Organisierung 
und  Monopolisierung  des  Salzverkaufes.  Auf 
Grund  der  mit  der  Regierung  vereinbarten  Modahtäten  kauft 
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der  Landesausschuß  beinahe  die  ganze  galizische  Salzproduk« 
tion  auf  und  verkauft  jährlich  ca.  6500  Waggonladungen  Küchen* 
und  250  Waggonladungen  Viehsalz  sowie  1650  Waggonladun* 
gen  Kainit  durch  seine  zahlreichen  Vertretungen  direkt  an  die 
Konsumenten  zu  festen  Detailpreisen.  Wir  waren  dazu  ge* 
nötigt,  weil  früher  die  Salzhändler  die  Salzgruben  oder  Salz* 
siedereien  untereinander  verteilten,  die  Preise  kartellierten  und 
durch  verschiedene  unlautere  Praktiken  die  Konsumenten  in 
schamlosester  Weise  ausbeuteten.  Seitdem  der  Landesausschuß 
den  Salzverkauf  übernommen  hat,  sind  die  Salzpreise  nicht 
selten  bis  zur  Hälfte  reduziert  worden.  Von  ihm  erst  wurde 
die  hygienische  Verpackung  des  Küchensalzes,  das  früher  un* 
verpackt  und  oftmals  in  elendestem  oder  gefälschtem  Zustande 
in  die  Hände  der  Konsumenten  gelangte,  eingeführt.  Zu  dem 
Zwecke  wurde  mit  Landesgeldern  eine  Papier*  und  Kartonnage* 
fabrik  installiert,  deren  Jahresproduktion  für  den  Bedarf  des 
Landesausschusses  einen  Wert  von  500.000  K  darstellt.  Der 
Landesausschuß  besitzt  auch  in  Bochnia  und  Wieliczka  eigene 
modern  eingerichtete  Salzmühlen,  und  im  Zuge  ist  eine  Landes* 
aktion  zur  großindustriellen  Gewinnung  und  Verarbeitung  der 
Kalisalze. 

Parallel  mit  der  Landesaktion  ging  auch  dieTätigkeit 
anderer  autonomer  Körper  in  Galizien.  Immer 
weitere  Kreise  der  Bevölkerung  in  allen  Volksschichten  werden 
aus  der  Passivität  herausgezogen  und  zur  aktiven  Mitwirkung 
an  dem  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fortschritte  angeregt. 

Überblickt  man  den  Umschwung,  der  sich  in  Galizien 
während  der  letzten  50  Jahre  vollzogen  hat,  so  erscheint 
die  Überzeugung  berechtigt,  daß  das  Land  doch  nicht  verloren 
ist.  Wohl  hat  es  wahrlich  noch  sehr  viel  nachzuholen,  um  zu 
voller  Kraft  zu  gelangen,  die  schlimmsten  Krankheiten  sind 
aber  schon  überwunden.  Wir  sind  noch  nicht  so  reich,  wir  sind 
noch  nicht  in  der  Kultur  so  vorgeschritten,  wie  die  glücklicheren 
westlichen  Länder,  wir  sind  aber  nicht  mehr  ein  „Volk  der 
Bettler  und  Trinker",  das  Land  ist  kein  ständiger  Seuchenherd 
mehr,  sondern  vielmehr  ein  Bollwerk  für  die  ganze  Monarchie 
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zum  Schutze  gegen  die  Pest  vom  Osten  her.  Wir  sind  auch 
nicht  mehr  das  klassische  Land  des  Wuchers,  sondern  haben 
schon  angefangen,  ein  Volk  der  Sparer  zu  werden,  ein  Erfolg, 
der  um  so  höher  anzuschlagen  ist,  als  unser  Land  geographisch 
einen  langen,  weit  nach  dem  Osten  vorgestreckten  Arm  öster* 
reichs  bildet  und  wir  in  dieser  Lage  fast  von  allen  Seiten 
politisch  und  wirtschaftlich  isoliert  und  unnatürlich  abge* 
schnitten  sind,  indem  wir  nur  durch  einen  schmalen  Lands 
strich  an  der  ostschlesischen  Grenze  mit  dem  Westen  östers 
reichs  zusammenhängen. 


über  die  Petroleumindustrie 
in  Galizien/ 

Von 

Johann  Zaratiski, 

k.  k.  Oberbergrat,  Reichsratsabgeordneter. 

Aus  sehr  kleinen  Anfängen  hat  sich  die  galizische  Erdöl* 
Industrie  zu  bedeutender  Höhe  emporgeschwungen  und  ist  eine 
Weltindustrie  geworden.  Ihre  ersten  erwähnenswerten  Anfänge 
datieren  in  die  fünfziger  Jahre  des  abgelaufenen  Jahrhunderts 
zurück,  in  denen  die  Gewinnung  des  Erdöls  auf  bergmännische 
Art  durch  Abteufung  von  Schächten  und  Niederstoßung  von 
Bohrlöchern,  aus  welchen  das  Erdöl  gepumpt  wurde,  begonnen 
hat.  Die  anfangs  auf  primitive  Art  mit  Menschenhand  betrie« 
benen  Anlagen  ergaben  finanziell  befriedigende  Resultate;  die 
Betriebe  gewannen  von  Jahr  zu  Jahr  an  Ausdehnung,  mit  welcher 
die  Höhe  der  Rohölproduktion  Hand  in  Hand  wuchs.  Im  Jahre 
1862  erfolgte  die  gesetzliche  Regelung  dieses  Industriezweiges, 
indem  mit  der  kaiserlichen  Entschließung  vom  22.  Januar  1862 
(Erlaß  des  Ministeriums  für  Handel  und  Volkswirtschaft  vom 
29.  Januar  1862,  Z.  573)  für  Galizien  angeordnet  wurde,  daß  in 
diesem  Kronlande  Erdharze  und  insbesondere  das  Erdöl  (Rohöl, 
Naphtha),  wenn  es  zur  Gewinnung  von  Leuchtölen  benützt 
wird,  keinen  Gegenstand  des  Bergregales  zu  bilden,  sonach 
nicht   zu   den   sogenannten   „vorbehaltenen",   d.  h.   dem   Ver? 


*  Unter  Benützung  des  an  das  Abgeordnetenhaus  erstatteten  Be« 
richtes  des  Vortragenden,  als  Berichterstatters  des  Volkswirtschaftlichen 
Ausschusses,  Beilage  Nr.  903  zu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeord? 
netenhauses,  XX.  Session  1910. 
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fiigungsrechte  des  Grundeigentümers  entzogenen  Mineralien 
zu  gehören  habe.  Eine  analoge  Bestimmung  wurde  auch  für  die 
Bukowina  (woselbst  die  Bohrversuche  bisher  allerdings  zu 
keinem  namhaften  Resultate  geführt  haben)  durch  die  kaiser? 
liehe  Entschließung  vom  12.  September  1866  (Erlaß  des  Finanz* 
ministeriums  vom  16.  September  1866,  Z.  15010)  getroffen.  Eine 
Regelung  der  Gewinnungsrechte,  insbesondere  eine  Aufstel* 
lung  von  Normen  über  den  Betrieb  und  die  Verwaltung,  über 
die  Bergpolizei  und  alle  damit  in  Zusammenhang  stehenden 
Gegenstände  erfolgte  jedoch  damals  nicht,  und  erst  der  kon* 
stitutionellen  Ära  blieb  es  vorbehalten,  diesbezüglich  definitive 
Normen  aufzustellen.  Insbesondere  wurde  auf  Grund  des 
Reichsgesetzes  vom  11.  Mai  1884,  RGB.  Nr.  71,  das  galizische 
Landesgesetz  vom  17.  Dezember  1884,  LGB.  für  Galizien  Nr.  35 
ex  1886,  erlassen,  welches,  als  das  Reichsgesetz  durch  das  Ge* 
setz  vom  9.  Januar  1907,  RGB.  Nr.  7,  novelliert  worden  war, 
durch  ein  neues  Landesgesetz  vom  22.  März  1908,  LGB.  für 
Galizien  Nr.  61,  ersetzt  wurde.  Dieses  Landesgesetz  trägt  den 
geänderten  Betriebsverhältnissen  besser  Rechnung  als  das 
frühere  Landesgesetz. 

Die  bedeutenderen  und  für  die  weitere  Entwicklung  der 
Industrie  ausschlaggebenden  Aufschlüsse  des  Erdöls  fallen  in 
die  Zeit  der  Erlassung  des  ersten  Naphthareichsgcsetzes  zu« 
rück.  Der  mächtige  Aufschwung  der  amerikanischen  Erdöls 
Industrie  sowohl  auf  dem  Gebiete  des  Bergbaues  als  auch  jenem 
der  Destillation  des  Rohproduktes  ist  an  Galizien  nicht  wir? 
kungslos  vorübergegangen.  Im  Jahre  1884  führten  die  Ameris 
kaner  (mit  Mac  Garvey  an  der  Spitze)  in  Galizien  an  Stelle 
des  mit  Hand  betriebenen  ,,Freifan"?Apparates  das  sogenannte 
kanadische  (maschinelle)  Bohrsystem  ein,  welches  seither 
festen  Fuß  gefaßt  und  zu  einem  ungeahnten  Aufschwünge  der 
Industrie  wesentlich  beigetragen  hat. 

Die  maschinelle  Bohrung,  für  welche  über  dem  beab? 
sichtigten  Bohrloche  ein  hölzernes,  turmartiges  Gebäude  er* 
richtet  wird,  geschieht  in  eisernen  Röhren,  welche  —  nach  Maß? 
gäbe  ihrer  Senkung  in  die  erbohrten  Gesteinsschichten —  in 
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der  Regel  nach  oben  durch  bündige  Verschraubung  verlängert 
werden.  Der  Durchmesser  des  ersten  Rohres  hängt  von  der 
beabsichtigten  Tiefe  der  Bohrung  ab.  Für  die  jetzt  üblichen 
großen  Tiefen  verwendet  man  Rohre  mit  innerem  Durchmesser 
von  9  bis  12  Zoll.  Ist  das  erste  mehrmals  verlängerte  Rohr  zum 
Stillstande  gelangt,  wird  in  dasselbe  ein  engeres  eingeschoben 
und  dieses  letztere  in  dem  weiteren  Rohre  so  tief  versenkt,  als 
dies  die  Reibung  der  Außenwände  mit  dem  Gestein  gestattet, 
wobei  auch  dieses  zweite  Rohr  oben  nach  Bedarf  verlängert 
wird.  Dieser  Vorgang  wiederholt  sich  bis  zur  Erreichung  des 
ölhorizonts.  Die  Betriebskraft  liefert  eine  neben  dem  Bohr« 
loche  in  einem  besonderen  Gebäude  befindliche  Dampf* 
maschine,  die  mit  Rohöl,  oft  aber  mit  den  bei  der  Bohrung 
aufgefangenen  Gasen  geheizt  wird.  Nur  selten  wird  die  Boh« 
rung  in  eigener  Regie  des  Grundeigentümers  ausgeführt,  in 
den  meisten  Fällen  schließen  die  Grundeigentümer  langfristige 
Verträge  mit  Unternehmern  ab,  wobei  dem  Grundeigentümer 
ein  fixer  Geldbetrag  gezahlt  und  außerdem  ein  Teil  der  zu« 
künftigen  Produktion  in  Form  von  sogenannten  Bruttoprozen* 
ten  (bis  20^ jf^)  zugestanden  wird,  wohingegen  die  Unternehmer 
Bohrverpflichtungen  übernehmen.  Diese  Verträge  werden  oft 
zum  Gegenstande  v/eiterer  Spekulation  gemacht. 

Nach  Einführung  des  kanadischen  Bohrsystems  wird  die 
Gegend  von  Gorlice  in  Westgalizien  bald  zum  Zentrum  der 
galizischen  Erdölindustrie;  die  Bohrungen  nehmen  an  Zahl  und 
Ausdehnung  in  raschem  Tempo  zu,  die  Tiefe  der  Bohrlöcher, 
welche  zur  Zeit  der  ersten  Anfänge  bloß  400  bis  500  Fuß  (120 
bis  150  m)  betrug,  wird  bedeutend  größer;  die  Industrie  beginnt 
mehr  Arbeiter  zu  beschäftigen,  deren  Leistungen  und  vorzüg? 
liehe  Lebensbedingungen  allenthalben  gepriesen  werden.  Dem 
Aufschlüsse  der  Gegend  von  Gorlice  folgt  die  Entdeckung 
der  reichen  Erdölquellen  von  Stoboda  Rungörska  in  Ostgalizien 
durch  den  für  die  galizische  Erdölindustrie  hochverdienten  und 
ihr  durch  den  Tod  viel  zu  früh  entrissenen  Reichsratsabgeord* 
neten  Szczepanowski,  welchem  auch  die  Aufschlüsse  von 
Schodnica  im  Jahre  1895  mit  ihrem  ungeahnten  Reichtume  an 
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Erdöl  zu  verdanken  sind.  Dortselbst  wurde  der  bekannte  Erup* 
tivschacht  „Jakob"  mit  seiner  für  die  damaligen  Verhältnisse 
ungeheuren  Tagesproduktion  von  20  Waggons  erbohrt,  dem 
eine  Reihe  weiterer  sehr  ergiebiger  Bohrlöcher  folgte  und  der 
die  erste  sprunghafte  Erhöhung  der  gesamten  Produktion  Gali* 
ziens  samt  einer  partiellen  Krise  der  Rohölindustrie  ver* 
ursachte. 

Wie  in  der  Rohölindustrie  die  Einführung  des  kanadischen 
Systems  für  die  weitere  Entwicklung  entscheidend  war,  ebenso 
haben  die  amerikanischen  Einrichtungen  in  den  dortigen  Raffi* 
nerien  auf  den  technischen  Aufschwung  der  Raffinerieindustrie 
in  ganz  Österreich  einen  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt.  Sehr 
viele  auf  dem  technischen  Gebiete  in  den  österreichischen  und 
ungarischen  Raffinerien  eingeführte  Neuerungen  sind  ameri* 
kanischen  Ursprungs. 

Die  neueste  Geschichte  der  galizischen  Rohölindustrie 
hängt  mit  der  Entdeckung  des  weltberühmten  Revieres  von 
Boryslaw^Tustanowice  zusammen,  welches  seither  zu  dem  maß? 
gebendsten  Zentrum  der  ganzen  galizischen  Rohölproduktion 
geworden  ist.  Die  Erschließung  dieses  Revieres  war  nur  durch 
die  Fortschritte  der  Tiefbohrtechnik  möglich,  welche  den  Ruhm 
der  galizischen  Bohrtechniker  über  die  ganze  Erdkugel  hinaus 
verbreitet  und  es  ermöglicht  hat,  tiefere,  reichhaltige,  früher  uns 
erreichbare  Lager  zu  erschließen.  Während  zur  Zeit  der  Er* 
lassung  der  Naphthagesetze  Bohrlöcher  mit  einer  Tiefe  von 
500  bis  600  m  noch  zu  den  Seltenheiten  gehörten,  sind  mit  dem 
Entstehen  von  Schodnica  und  noch  mehr  Boryslaw  Bohrlöcher 
mit  einer  Tiefe  zunächst  bis  1200  m  und  darüber  notwendig 
geworden  und  es  gelten  jetzt  in  Tustanowice,  wo  das  Erdöl  in 
noch  größerer  Tiefe  vorkommt,  Bohrungen  mit  einer  Tiefe  von 
1300  bis  1500  m  als  Regel.  Bohrungen,  welche  noch  tiefer  sind, 
gehören  dort  auch  nicht  mehr  zu  den  Seltenheiten,  und  man 
wird  sich,  wenn  nicht  alles  täuscht,  trotz  den  gewaltigsten 
technischen  Schwierigkeiten,  trotz  dem  Eruptivcharakter  des 
Vorkommens,  trotz  steter  Explosions*  und  Brandgefahr  und  trotz 
dem  immensen  Risiko,  das  der  Unternehmer  zu  tragen  hat,  vor« 
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aussichtlich  auf  Tiefen  um  1500  m  vorbereiten  müssen,  Tiefen, 
denen  jedoch  sowohl  die  galizischen  Betriebsleiter  als  auch  die 
geschickten  Bohrmeister  gewiß  gewachsen  sein  werden. 

Die  erste  Tiefbohrung  in  Boryslaw  wurde  im  Jahre  1897 
von  der  galizischen  Karpathen;Petroleum?Aktiengesellschaft, 
vormals  Bergheim  &  Mac  Garvey,  zur  Zeit  als  der  gegenwärtige 
Minister  für  Galizien  v.  D  I  u  g  o  s  z  als  Direktor  fungierte,  ausge« 
führt  und  ergab  ein  derart  befriedigendes  Resultat,  daß  sich 
bald  —  zumal  die  Produktion  von  Schodnica  in  steter  Ab* 
nähme  begriffen  war  —  nahezu  der  ganze  Bohrbetrieb  in  Bo* 
ryslaw,  dem  einige  Jahre  später  Tustanowice  folgte,  konzen* 
triert  hatte.  Schon  im  Jahre  1901  ist  die  Produktion  von  Bo* 
r>slaw  stark  in  die  Wagschale  der  gesamten  Produktion  Gali* 
ziens  gefallen  und  sie  nahm  von  Jahr  zu  Jahr  derart  rapid  zu, 
daß  der  Anteil  des  Boryslawer  Reviers  an  der  Gesamtproduk* 
tion  Galiziens  ein  geradezu  erdrückender  geworden  ist.  Es  ist 
das  eine  in  den  Wandlungen  des  Erdölbergbaues  viel  beob* 
achtete  Erscheinung,  daß  das  Revier  „en  vogue"  den  Betrieb 
der  anderen  unterdrückt  und  die  ganze,  oft  fieberhafte  Unter* 
nehmungslust  konzentriert.  Man  trachtet,  einen  durchschlagen* 
den  Erfolg  zu  erreichen,  man  hofft  einen  Monsterschacht  zu  er* 
bohren,  wie  sie  eben  nur  selten  vorzukommen  pflegen,  und  man 
verläßt  ältere  Werke,  wenn  sich  dort  eine  Produktionsabnahme 
zeigt.  Freilich  kehrt  man  zu  denselben  immer  wieder  und 
wieder  zurück,  so  daß  Werke  mit  20  bis  30jähriger  Dauer  durch* 
aus  nicht  zu  den  Ausnahmen  gehören.  Es  dürfte  auch  —  so* 
bald  das  Revier  von  Boryslaw*Tustanowice  der  Erschöpfung 
nahe  sein  wird  —  auf  viele  zurzeit  verlassene  Terrains  zurück* 
gegriffen  werden,  um  tiefere  Horizonte,  in  welchen  reichhalti* 
gere  Erdöllager  vorzukommen  pflegen,  durch  Bohrbetrieb  zu 
erschließen.  Dieser  Zeitpunkt  ist  viel  näher  gerückt,  als  man 
noch  vor  kurzer  Zeit  annehmen  zu  können  geglaubt  hat. 

Wie  sich  die  Produktionsverhältnisse  in  der  Zukunft  ge* 
stalten  werden,  läßt  sich  nicht  voraussagen.  Zweifellos  ist  nur, 
daß  in  der  nördlichen  Karpathenzone  bis  zur  Bukowina  ein 
ölsandstein  vorkommt,  dessen  Mächtigkeit  eine  bedeutende 
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ist  und  welcher  erst  an  verhältnismäßig  wenigen  Orten  Gali* 
ziens  aufgeschlossen  worden  ist.  Da  an  vielen,  weit  ausein* 
anderliegenden  Punkten  der  ölzone  Aufschlüsse  mit  ergiebiger 
Produktion  gemacht  worden  sind,  so  ist  anzunehmen,  daß  die 
Produktion  vorübergehend  und  insbesondere  dann,  wenn  nicht 
bald  Werke  mit  solchem  Ausbruchscharakter  wie  jene  von 
BoryslawsTustanowice  erschlossen  würden,  zwar  sinken  kann, 
jedoch  bald  wieder  die  frühere  Höhe  erreichen  oder  noch  über* 
treffen  wird. 

Ich  glaube  mit  meiner  Behauptung  Recht  zu  behalten.  Dies 
geht  daraus  hervor,  daß  nach  einem  von  Dr.  Szajnocha, 
Professor  der  Geologie  an  der  Universität  Krakau,  in  der  geo« 
logischen  Gesellschaft  in  Wien  am  13.  Januar  1911  gehaltenen 
Vortrage  über  „Das  Erdölvorkommen  in  Galizien  im  Lichte 
neuerer  Erfahrungen"  die  Erstreckung  der  sogenannten  Moni* 
litschieferkomplexe  mit  1000  km-  und  ihre  mittlere  Mächtigkeit 
mit  50  m  mit  voller  Sicherheit  angenommen  werden  kann. 
Wir  erhalten  daraus  eine  Masse  von  50  Milliarden  Kubikmeter 
oder  bei  dem  spezifischen  Gewichte  von  1*2  bis  600  Milliarden 
Zentner  Schiefermasse,  deren  niedrigster  Bitumengehalt  auf 
mindestens  l°/o  geschätzt  werden  darf,  wenn  auch  neueste 
Analysen  den  Bitumengehalt  der  Menilitschiefcr  viel  höher, 
auf  2'8,  ja  sogar  9°/^  angeben.  Das  würde  6  Milliarden  Zentner 
Bitumenmasse  ergeben  und  wenn  wir  annehmen,  daß  daraus 
nur  50%  Erdöl  entstehen  würden,  so  könnten  aus  jener 
Schiefermasse  mindestens  3  Milliarden  Zentner  Rohöl  ents 
stehen.  Mit  Recht  fragt  Prof.  Szajnocha  nach  dieser  Fest? 
Stellung,  was  diese  Ziffer  bedeutet  gegenüber  der  in  Galizien 
im  Laufe  der  letzten  Jahre  gewonnenen  Rohölmenge  von  etwa 
125  Millionen  Zentnern. 

Aus  der  Masse  der  statistischen  Daten  über  die  galizische 
Rohölproduktion  seien  hier  nur  zwei  charakteristische  Ziffern 
über  die  Entwicklung  unserer  heimischen  Produktion  hervor* 
gehoben,  welche  den  Werdegang  innerhalb  einer  25jährigen 
Periode  lebhaft  illustrieren.  1885  betrug  die  Produktion  von 
ganz  Galizien  6500  Zisternen,  d.i.  Waggons  ä  10.000kg,  1909 
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schon  207.674  Zisternen.  Von  dieser  letzteren  Produktion  ent* 
fielen  auf  das  Revier  BoryslawsTustanowice  allein  193.763  Zi* 
Sternen. 

Diese  Ziffern  führen  eine  beredte  Sprache,  insbesondere 
wenn  man  sie  mit  denen  des  Inlandkonsums  und  des  Exportes 
an  raffiniertem  Petroleum  vergleicht.  Bevor  wir  diesen  Ver* 
gleich  anstellen,  sei  aber  noch  erwähnt,  daß  das  Boryslawer 
Rohöl  45%  Petroleum  als  Hauptprodukt,  5°/^  Paraffin,  5^Iq 
Benzin,  10 «^  Maschinenöl,  15%  Gasöl,  3%  Koks,  5%  Teer  als 
Nebenprodukte  liefert,  während  der  Rest  auf  Rückstände  ent* 
fällt.  Das  Verhältnis  des  Rohmaterials  zum  Petroleum,  das 
aus  dem  Rohstoffe  erzeugt  wird,  berechnet  sich  sonach  mit 
1  : 2'2,  d.  h.  es  sind  zur  Erzeugung  von  100  kg  Petroleum  zirka 
220  kg  Rohöl  Boryslawer  Provenienz  erforderlich.  Wenn  man 
nun  die  für  die  Deckung  des  Inlandbedarfes  erforderlichen 
Petroleummengen  in  Rechnung  stellt  und  hiezu  das  in  das 
Ausland  exportierte  Petroleum  addiert,  so  ergibt  sich  hieraus 
eine  Summe,  welche  bei  Berücksichtigung  der  Verarbeitungs* 
koeffizienten  die  Gesamtproduktion  des  Inlandes  bei  weitem 
nicht  erreicht.  Die  daraus  sich  ergebende  Überproduktion  an 
Rohöl  trat  mit  besonderer  Schärfe  in  den  Jahren  1908  und  1909 
hervor  —  jenen  Jahren,  in  welchen  die  seit  dem  Sommer  1907 
in  der  Rohölindustrie  eingetretene  Krise  zu  verschiedenen  Maß« 
nahmen  seitens  des  Staates  geführt  hatte,  um  die  Verhängnis; 
vollen  Folgen  derselben  möglichst  hintanzuhalten. 

Der  Produktion  des  Jahres  1909  stand  der  Konsum  in 
österreichsUngarn  mit  28.900,  der  Export  mit  29.000  Zisternen, 
somit  der  gesamte  Verbrauch  an  Petroleum  mit  57.900  Zister« 
nen  oder  —  auf  Rohöl  umgerechnet  —  127.380  Zisternen  des 
Rohproduktes  gegenüber. 

Wird  nun  in  Erv/ägung  gezogen,  daß  die  Leistungsfähig* 
keit  der  österreichischsungarischen  Raffinerien  mit  der  sprung* 
haften  Erhöhung  der  Rohölproduktion  nicht  gleichen  Schritt 
gehalten  hat,  daß  ferner  Lagerräume  für  die  Aufstapelung  des 
überschüssigen  Rohöls  in  genügender  Menge  nicht  vorhanden 
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waren  und  die  Aufbewahrung  in  den  vorhandenen  nur  zu  un* 
verhältnismäßig  hohen  Kosten  möglich  war,  so  ist  es  evident, 
daß  es  im  Jahre  1907,  als  die  Rohölproduktion  unerwarteter^ 
weise  sprunghaft  in  die  Höhe  ging,  zu  einer  Krise  kommen 
mußte,  v/elche  die  Rohölproduzenten  mit  dem  Ruin  bedroht 
hatte.  Unmittelbar  veranlaßt  wurde  diese  Krise  durch  die  Kün* 
digung  der  Kommissionsverträge  seitens  der  ,,Petrolea"*Aktiens 
gesellschaft,  einer  Assoziation,  welche  durch  die  österreichi* 
sehe  Kreditanstalt  zum  Zwecke  der  Aufbewahrung  und  Bevor* 
schussung  des  Rohöls  ins  Leben  gerufen  worden  war,  welche 
jedoch  bei  Eintritt  der  gewaltigen  Überproduktion  ihren  Auf* 
gaben  nicht  weiter  gewachsen  zu  sein  glaubte  und  zur  Auf* 
lösung  der  Kommissionsverträge  schritt.  Die  Auflösung  dieser 
Organisation,  welche  zirka  vier  Jahre  mit  wechselndem  Er* 
folge  tätig  war,  hatte  einen  plötzlichen  Sturz  der  Preise  des 
Boryslawer  Rohöls  zur  unmittelbaren  Folge,  welche  auf  1  K 
50  h  und  darunter,  später  sogar  auf  einen  nie  gewesenen  Tief* 
stand  von  75  h  herunterfielen,  auf  dem  sie  monatelang  ver* 
blieben,  ohne  je  später  ihre  frühere  Höhe  von  7  K  16  h  im  Jahre 
1890,  von  6  K  52  h  im  Jahre  1900  und  zirka  3  K  in  den  folgenden 
Jahren  zu  erreichen. 

In  dieser  Situation  mußte  die  Frage  der  Erweiterung  der 
Absatzgebiete  für  das  Rohöl  als  das  geeignete  Mittel  zur  Sa* 
nierung  der  Verhältnisse  angesehen  werden.  Bei  der  Prüfung 
dieses  Problems  kam  zunächst  die  Frage  der  Ermäßigung,  be* 
ziehungsweise  Aufhebung  der  Petrolcumkonsumsteuer  in  Be* 
tracht  —  eine  Frage  von  großer  Wichtigkeit,  deren  glückliche 
Lösung  zweifellos  geeignet  gewesen  wäre,  nicht  nur  der  Erdöl* 
Industrie  in  ihrer  Bedrängnis  zu  helfen,  sondern  auch  die 
breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  zu  befriedigen.  Diese 
Steuer  wurde  in  Österreich  im  Jahre  1882  im  Ausmaße  von 
13  K  pro  100  kg  eingeführt,  welcher  Satz  während  der  ganzen 
Zeit  des  Bestandes  der  Steuer  einer  Revision  nicht  unterzogen 
v/urde,  obwohl  die  Verhältnisse  der  Petroleumindustrie  wäh* 
rend  dieser  Zeitperiode  eine  vollständige  Umwälzung  erfahren 
haben. 
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Das  Petroleum  ist  seither  zum  notwendigsten  Konsum* 
artikel  der  Bevölkerung  geworden.  Während  in  der  Zeit  der  Eins 
führung  der  Steuer  das  Petroleum  gewissermaßen  noch  als 
Luxusartikel  gegolten  hatte,  verläßt  es  jetzt  die  Stadt,  wo  es 
durch  das  Gas  und  die  Elektrizität  verdrängt  wird,  und  wandert 
in  die  Bauernhütten.  In  jenen  Staaten  Europas,  in  denen  die 
Petroleumsteuer  nicht  bekannt  ist,  wie  England,  Belgien, 
Schweden  und  Norwegen,  zum  Teile  auch  in  der  Schweiz,  wo 
nur  ein  Zoll  von  P/^  Franken  pro  100  kg  besteht,  ist  das  Pe* 
troleum  um  die  Hälfte  billiger  als  in  Österreich.  Die  höchste 
Konsumsteuer  hat  Italien  eingeführt,  dann  folgt  Österreich, 
sodann  Rußland,  Frankreich  und  Deutschland. 

Es  ist  kein  Zufall,  daß  der  Petroleumkonsum  in  jenen 
Ländern  der  größte  ist,  wo  keine  Petroleumkonsumsteuer  be* 
steht,  daß  dagegen  dort,  wo  die  Steuer  die  höchste  ist,  der 
Konsum  die  niedrigste  Ziffer  aufweist.  Zum  Beweise  mögen 
folgende  Ziffern  dienen:  Der  Konsum  pro  Kopf  der  Bevölke* 
rung  beträgt  jährlich:  in  der  Schweiz  24  kg,  in  Belgien  23  kg,  in 
Norwegen  20  kg,  in  Deutschland  18  kg,  in  österreichsUngarn 
nicht  ganz  6  kg.  Hieraus  folgt,  daß  der  Bewohner  von  öster« 
reich*Ungarn  viermal  weniger  Petroleum  verbraucht  als  der 
Bewohner  der  Schweiz  oder  Belgiens,  wo  eben  keine  Konsum? 
Steuer  eingeführt  ist,  und  dreimal  weniger  als  der  Bewohner 
Deutschlands,  wo  ein  Zoll  von  7  Mark  50  Pfennig  besteht. 

Der  Petroleumkonsum  in  verschiedenen  Ländern  hängt 
daher  ganz  zweifellos  vom  Preise  ab,  welcher  durch  die  Höhe 
der  Steuer  normiert  wird.  Der  geradezu  beschämend  niedrige 
Petroleumkonsum  in  österreichsUngarn  ist  gewiß  auffallend 
und  ebenso  gewiß  ist  es,  daß  er  sich  bedeutend,  und  zwar  in 
dem  Maße  heben  würde,  in  welchem  die  Konsumsteuer  herab* 
gesetzt  werden  würde.  Daß  damit  auch  der  Petroleumindustrie 
gedient  wäre,  braucht  nicht  erst  besonders  hervorgehoben  zu 
werden.  Hiebei  ist  auch  die  Frage  von  Belang,  ob  es  der  Ge* 
rechtigkeit  entspricht,  daß  gerade  das  Licht  der  ärmeren,  ja  der 
ärmsten  Bevölkerung  besteuert  wird,  während  das  Gas*  und 
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das  elektrische  Licht  der  reicheren  Bevölkerung  unbesteuert 
bleibt. 

Die  diesbezüglich  im  Parlamente  eingeleitete  Aktion  blieb 
jedoch  ohne  Erfolg  und  dürfte  voraussichtlich  nicht  bald  eine 
gedeihliche  Erledigung  finden. 

Die  in  ihrer  Existenz  im  höchsten  Maße  bedrohten  Erdöl* 
Produzenten  konnten  bei  diesen  Verhältnissen  nur  von  einer 
ausgiebigen  Erweiterung  der  Absatzgebiete  und  Schaffung  von 
Lagerräumen  für  das  Rohöl  eine  Sanierung  der  unhaltbaren 
Verhältnisse  erwarten.  Eine  Erhöhung  des  Inlandkonsums  des 
raffinierten  Petroleums  konnten  sie  nicht  erhoffen,  weil  dieser 
Konsum  eine  nicht  in  die  Wagschale  fallende  jährliche  Zu* 
nähme  aufweist.  Einer  bedeutenden  Erweiterung  des  Exports 
standen  die  ungenügenden  Einrichtungen  der  Raffinerien  im 
Wege,  deren  Kapazität  seit  der  Zeit  der  Einführung  des  Ex* 
ports  im  größeren  Stile  sich  allerdings  rasch  gehoben  hatte, 
ohne  jedoch  in  der  Vergrößerung  und  Erweiterung  ihrer  Be> 
triebe  und  insbesondere  in  den  Einrichtungen  für  die  Verarbeis 
tung  des  Rohöls  auf  verschiedene  Nebenprodukte  gleichen 
Schritt  mit  dem  Anschwellen  der  Rohölproduktion  halten  zu 
können. 

Nicht  unerwähnt  kann  in  diesem  Zusammenhange  ge* 
lassen  werden,  daß,  während  das  Exportgeschäft  anfangs  natur* 
gemäß  verlustbringend  war,  weil  in  Deutschland,  Frankreich 
und  in  der  Schweiz,  wohin  unser  Petroleum  vorgedrungen  war, 
schwierige  Konkurrenzverhältnisse  von  selten  des  amerikani? 
sehen  Standard  OilsTrusts  und  der  russischen  Exporteure 
herrschten,  sich  dasselbe  im  weiteren  Verfolge  aus  dem  Grunde 
als  gewinnbringend  erwies,  weil  die  kartellierten  Raffinerien 
durch  ihre  Preispolitik  es  verstanden  haben,  die  Preise  im  In? 
lande  hochzuhalten  und  durch  Unterbietungen  im  Auslande 
das  amerikanische  und  russische  (in  der  Qualität  nach* 
stehende)  Petroleum  nach  und  nach  zu  verdrängen.  Auch 
fanden  die  Raffinerien,  welche  eine  stramme  Kartellorganis 
sation  im  Inlande  hatten,  ihre  Rechnung  darin,  daß  sie  ihre 
Betriebe  auf  die  Erzeugung  von  wertvollen  Nebenprodukten, 
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die  mit  der  Zeit  eigentlich  Hauptprodukte  geworden  sind, 
immer  mehr  erweiterten,  woraus  sie  einen  Nutzen  zogen,  v/eh 
eher  ihnen  crmögHchte,  das  Petroleum  um  einen  niedrigen 
Preis  zu  erzeugen,  dasselbe  in  großen  Mengen  und  zum  niedris 
geren  Preise  auf  ausländische  Handelsplätze  zu  werfen  und 
gleichzeitig  auf  die  Abschreibung  ihrer  Investitionen  bedacht 
zu  sein.  Der  niedrige  Preis  des  Rohöls  konnte  sie  unter  diesen 
Umständen  nur  stärken,  weshalb  es  nicht  wundernehmen  kann, 
daß  sie  bestrebt  waren,  den  niedrigsten  Preis  für  das  Rohöl  so 
lange  als  möglich  auf  dem  Tiefstande  zu  erhalten. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  in  alle  Details  des  damals  seitens 
der  Raffineure  gegen  die  Rohölproduzenten  geführten  scharfen 
Kampfes  einzugehen,  zumal  die  Organisationsbestrebungen  der 
einen  Verzweiflungskampf  führenden  Rohölproduzenten  — 
allerdings  nach  Ablauf  einer  geraumen  Spanne  Zeit  —  schließ* 
lieh  doch  siegreich  geworden  sind.  Nur  ein  Detail  verdient 
in  diesem  Zusammenhange  besonders  hervorgehoben  zu 
werden.  Die  damalige  Situation  scheinen  die  Verwaltungsbe* 
hörden  nicht  erkannt  zu  haben,  weil  sie  neue  Gründungen  von 
Raffinerien  verhinderten,  von  der  gewiß  irrigen  Ansicht  aus* 
gehend,  daß  neue  Fabriken  eine  Gefahr  für  die  heimische  In* 
dustrie  involvieren. 

Es  war  notwendig,  die  Situation  im  Jahre  1907  aus  dem 
Grunde  eingehender  zu  schildern,  um  unter  Hinweis  darauf, 
daß  sich  die  Gestehungskosten  des  Rohöls  im  Jahre  1907  nach* 
weislich  auf  zirka  3  K  50  h  stellten,  zu  konstatieren,  daß  die 
galizische  Rohölindustrie  tatsächlich  vor  einem  Ruin  gestanden 
war,  welcher  sehr  verhängnisvolle  Folgen  nicht  nur  für  sie 
selbst,  sondern  vermöge  ihrer  Verknüpfung  mit  anderen  In* 
dustrien  und  vermöge  der  Beteiligung  weiter  Kreise  an  der 
Rohöiproduktion  auch  für  das  Land  Galizien  hätte  zeitigen 
müssen,  wenn  nicht  rechtzeitig  Hilfe  gekommen  wäre. 

Diese  Hilfe  kam  über  Veranlassung  des  Polenklubs  von 
Seiten  der  Regierung,  welche  der  Verwendung  des  Rohöls  zu 
Heizzwecken  für  den  Lokomotivbetrieb  der  Staatsbahnen  nun« 
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mehr  mit  Energie  näher  getreten  ist  und  sie  auch  zum  erwünscht 
ten  Abschluß  gebracht  hat.  Zwar  hat  sich  das  Eisenbahnmini* 
sterium  schon  seit  dem  Jahre  1901  mit  dem  Studium  der  Frage 
der  Einführung  der  Rohölfeuerung  auf  den  galizischen  Staats? 
bahnen,  welche  vorwiegend  mit  preußischer  Steinkohle  ver? 
sorgt  waren,  befaßt,  doch  haben  diese  jahrelangen  Studien 
nicht  genügt,  um  das  in  den  westHchen  Staaten  von  Nord* 
amerika,  in  Rumänien  und  Rußland  längst  gelöste  Problem 
auch  in  Österreich  zu  verwirklichen.  Erst  in  dem  Finanz« 
expose,  welches  der  damalige  Finanzminister  Dr.  v.  K  o  r  y* 
t  o  w  s  k  i  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom  5.  No* 
vember  1907  gehalten  hat,  findet  sich  ein  Hinweis  auf  die  Not* 
läge  der  Petroleumindustrie  und  die  Vorbereitungen  zur  Ver* 
Wendung  des  Rohöls  zur  Heizung  von  Lokomotiven  unter  der 
Bedingung,  daß  seitens  der  Rohölindustrie  Garantien  dafür  ge* 
boten  werden,  daß  die  Beistellung  der  erforderlichen  Mengen 
für  diese  Zwecke  auf  eine  Reihe  von  Jahren  um  einen  ent* 
sprechenden  Preis  gesichert  werde.  Trotz  dieser  Erklärung 
von  der  Regierungsbank  blieb  die  Sache  noch  durch  mehrere 
Monate  auf  dem  toten  Punkte,  und  erst  als  im  Frühjahre  des 
Jahres  1908  das  berühmte  Bohrloch  „Oil  City"  in  Tustanowice 
mit  seinen  100  Zisternen  täglicher  Produktion  erschlossen  wurde 
und  das  Petroleum,  durch  die  Kraft  des  Gasdruckes  aus  dem  Erd* 
innern  geschleudert,  sich  über  die  Umgebung  ergoß  und  Wiesen 
und  Acker  meilenweit  überflutete,  fand  sich  die  Regierung 
über  wiederholtes  Einschreiten  des  Polenklubs  veranlaßt,  werk* 
tätig  einzugreifen.  Der  damalige  Eisenbahnminister  Dr.  v.  D  e  r* 
s  c  h  a  1 1  a,  welcher  im  Vereine  mit  seinem  Ministerkollegen 
Dr.  V.  Korytowski  sich  unvergängUche  Verdienste  um  die 
Sanierung  der  nun  auf  das  äußerste  gestiegenen  Krise  in  der 
Rohölindustrie  erworben  hat,  hat  sich  im  Juni  1908  ent* 
schlössen,  das  Rohölproduktionsgebiet  zu  besichtigen  und  sich 
an  Ort  und  Stelle  über  die  Situation  zu  informieren,  worauf 
dann  in  rascher  Aufeinanderfolge  eine  neue  Organisation  der 
Rohölproduzenten  unter  der  Firma:  „Landesverband  der  Roh« 
ölproduzenten"  ins  Leben  gerufen  und  die  Abschließung  eines 

7* 
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Heizöllieferungsvertrages  zwischen  diesem  Verbände  und  der 
Staatseisenbahnverwaltung  zustande  gekommen  ist. 

Bevor  auf  den  Inhalt  dieses  Vertrages  näher  eingegangen 
wird,  sollen  noch  einige  Bemerkungen  über  die  Wirtschaftlich? 
keit  und  die  sonstigen  großen  Vorzüge  der  Rohölheizung  auf 
den  Bahnen  vorausgeschickt  werden.  Der  Heizwert  des  gah# 
zischen  Rohöls  Boryslawer  Provenienz  beträgt  10.770  Kalorien, 
während  gute  Steinkohle  5500  bis  6000,  beste  schlesische  Kohle 
ungefähr  7000  Wärmeeinheiten  bindet.  Bei  den  heutigen  Dampfs 
anlagen  mit  Kohlenheizung  sind  die  beiden  größten  Verluste 
der  Schornsteinverlust  und  die  latente  Wärme  des  Abdampfes, 
wobei  der  erstere  Verlust  25  bis  35^ j^  beträgt,  aber  selbst  auf 
50%  steigt,  während  die  Rohölfeuerung  eine  rauch«  und  ruß* 
freie  Verbrennung,  daher  vollkommene  Ausnutzung  der  Wärme* 
energie  ermöglicht.  Eine  moderne  Heißdampflokomotive  hat 
einen  Kohlenverbrauch  von  0"8  kg  pro  Pferdekraft  und  Stunde 
und  einen  Nutzeffekt  des  Kessels  von  70  ^/q.  Wird  Kohle  von 
6000  Kalorien  geheizt,  die  durch  Lagerung,  Abrieb  usw.  im 
Mittel  10%  vom  Heizwert  verliert,  so  werden  70%  von  den 
vom  ursprünglichen  Heizwerte  verbleibenden  5400  Kalorien, 
das  sind  3780  Kalorien  an  den  Kessel  abgegeben.  Wird  bei 
der  gleichen  Anlage  Rohöl  von  10.500  Kalorien  gefeuert,  so 
werden,  da  der  Nutzeffekt  90  bis  95%  beträgt  und  das  Rohöl 
keinen  Schwendungsverlust  hat,  mindestens  9450  Kalorien  an 
den  Kessel  abgegeben.  1  kg  Rohöl  ist  also  gleich  2'5  kg  Kohle 
und  es  kann  daher  eine  Lokomotive  von  0"8  kg  Kohlenver* 
brauch  mit  0*32  kg  Rohöl  betrieben  werden. 

Bei  der  Rohölfeuerung  findet  keine  Rauch*  und  Rußent* 
Wicklung  statt,  was  sich  besonders  bei  Befahrung  von  Strecken 
mit  längeren  Tunnels  wohltuend  bemerkbar  macht,  wie  auch 
eine  Rauchbelästigung  des  Personals,  der  Passagiere,  des  Pu? 
blikums  auf  den  Bahnhöfen  usw.  nicht  stattfindet.  Lokomo* 
tiven  mit  Rohölfeuerung  haben  die  nicht  zu  unterschätzende 
Eigenschaft  der  Funkenlosigkeit,  so  daß  alle  Entschädigungen 
an  die  Anrainer  und  alle  Sicherungen  an  Gebäuden  entfallen 
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und  auch  für  die  eigenen  Magazinsanlagen  eine  erhöhte  Sichers 
heit  erreicht  wird.  Das  Anheizen  und  Abbrennen  geschieht  in 
kürzester  Frist,  was  eine  Ersparnis  an  Geld  und  Zeit  im  Ge> 
folge  hat.  Rohöl  wird  in  geschlossenen  Gefäßen  aufbewahrt, 
daher  entfällt  jede  Schwendung,  welche  bei  Kohle,  wenn  selbe 
länger  lagert,  10^ j^,  bei  minderen  Kohlensorten  bis  20%  be* 
trägt;  ebenso  entfällt  bei  Rohöl  die  Heizmaterialzufuhr  und  das 
SchHchten  der  Kohle,  was  bei  großen  Bahnbetrieben  stark  ins 
Gewicht  fällt;  die  ausgedehnten  Kohlenplätze  können  zu  ans 
deren  Zwecken  verwendet  werden. 

Die  Kesselbedienung  reduziert  sich  auf  ein  Minimum,  so 
daß  das  Bedienungspersonal  seine  Aufmerksamkeit  der  Beob* 
achtung  der  Strecke  intensiver  zuwenden  kann.  Da 
Rohöl  vollkommen  rauch*  und  rußfrei  verbrennt,  entfällt  das 
Reinigen  der  Lokomotivkessel,  wodurch  nicht  nur  eine  Ent« 
lastung  des  Personals  bewirkt,  sondern  auch  eine  Schädigung 
des  Kessels  hintangehaltcn  und  ein  enormer  Wärmcverlust 
verhütet  wird.  Die  Rohölfeuerung  schont  die  Kessel,  weil 
Rohöl  schwefelfrei  ist.  Während  bei  der  Kohlenheizung  das 
Feuer  bald  heftig,  bald  schwach  brennt  und  bei  jedem  Öffnen 
der  Heiztüre  zur  Beschickung  des  Rostes  usw.  ein  Strom  kalter 
Luft  in  den  Kessel  fährt  und  die  warmen  Bleche  bespült,  was 
ein  fortwährendes  Ausdehnen  und  Zusammenschrumpfen  der« 
selben  zur  Folge  hat,  wird  bei  Rohölheizung  die  Flamme  kons 
stant  gleichmäßig  erhalten  und  die  Heiztüren  werden  nicht  ges 
öffnet,  so  daß  die  Kesselbleche  dauernd  in  derselben  Tempera* 
tur  sich  befinden.  Die  Rohölfeuerung  ist  die  beste  Feuerung, 
weil  sie  eine  kontinuierliche,  vollkommen  selbsttätige  Feues 
rung  ist. 

Ein  großer  Vorteil,  den  die  Staatseisenbahnverwaltung 
durch  Einführung  der  Heizölfeuerung  auf  den  ostgalizischen 
Staatsbahnen  sich  mittelbar  gesichert  hat,  besteht  endlich  in 
der  ganz  bedeutenden  Ersparnis  an  Transportkosten.  Es  wird 
alljährlich  ein  um  zirka  200.000  t  kleineres  Quantum  an  Regie* 
brennstoff  transportiert;  anderseits  erfährt  der  Transportweg 
für  die  Zuführung  des  Brennstoffes  eine  beträchtliche  Kürzung, 
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da  derselbe  im  Mittel  nur  189  km  bei  Heizöl,  hingegen  bei  der 
Kohle  387  km  beträgt.  Unter  Zugrundelegung  des  Regiefracht* 
Satzes  von  1*6  h  pro  Tonne  und  Kilometer  verbilligen  sich  daher 
bei  dem  jährlichen  Verbrauchsquantum  von  250.000 1  Heizöl 
die  Transportkosten  für  den  Regiebrennstoff  um  zirka  2  Mill.  K 
pro  Jahr.  Nicht  unerwähnt  kann  endlich  gelassen  werden,  daß 
durch  die  Einführung  der  Heizölfeuerung  die  große  Anzahl  der 
bisher  zu  Regiekohlentransporten  auf  den  galizischen  Linien 
verwendeten  Eisenbahnwagen  für  andere  Zwecke  freigegeben 
wurde. 

Alle  diese  außerordentlichen  Vorteile,  im  Vereine  mit  der 
Krise  der  Rohölindustrie,  haben  die  Staatseisenbahnverwaltung 
veranlaßt,  an  den  Abschluß  eines  Vertrages  behufs  Lieferung 
des  Heizmaterials  zu  schreiten.  Zu  diesem  Zwecke  mußte 
jedoch  vorher  eine  Organisation  der  Rohölproduzenten  ge* 
schaffen  werden,  welche  der  Staatseisenbahnverwaltung  die  not* 
wendige  Garantie  für  die  Einhaltung  des  abzuschließenden  Ver* 
träges  geboten  hätte.  Diese  Garantie  mußte  gegeben  werden, 
weil  die  Staatseisenbahnverwaltung  in  Wahrung  der  Staats* 
interessen  erklärt  hatte,  den  Heizölbetrieb  nur  in  dem  Falle 
einführen  zu  können,  wenn  sie  mit  Sicherheit  darauf  rechnen 
könne,  daß  während  der  Vertragsdauer  die  notwendigen,  nicht 
unbedeutenden  Investitionen  zum  guten  Teile  amortisiert 
werden.  Diese  Investitionen  bestanden  in  der  Beschaffung  von 
Zisternenwagen,  Bau  von  Ausrüstestationen,  Einrichtung  von 
Lokomotiven  samt  Tendern  und  im  Bau  der  sogenannten  Ent« 
benzinierungsanstalt,  die  sodann  in  eine  Mineralölfabrik  um« 
gewandelt  wurde.  Was  diese  letztere  Investition  anbelangt,  so 
mußte  die  Errichtung  der  erwähnten  Anstalt  aus  dem  Grunde 
beschlossen  werden,  weil  in  einem  durch  das  Eisenbahnmini* 
sterium  eingeholten  Sachverständigengutachten  erklärt  wurde, 
daß  das  Heizmaterial  nicht  im  rohen  Zustande  zur  Verheizung 
gelangen  dürfe,  sondern  derart  verarbeitet  werden  müsse, 
daß  der  nach  Ansicht  des  einvernommenen  Sachverständigen 
für  den  Bahnbetrieb  gefährliche  Benzingehalt  aus  dem  Roh« 
Produkte  fabriksmäßig  gänzlich  entfernt  werde. 
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Die  Organisation  der  Rohölproduzenten  ist  in  Form  des 
erwähnten    Landesverbandes   der   Rohölproduzenten   in   Lern* 
berg,  einer  zum   Zwecke  des  Vertragsabschlusses  ins   Leben 
gerufenen  registrierten  Genossenschaft  mit  beschränkter  Hafs 
tung,  rasch  zustande  gekommen,  worauf  die  definitiven  Verein^ 
barungen   zwischen  der  Staatseisenbahnverwaltung   und  dem 
Landesverbände  getroffen  werden  konnten.     Der  Landesver* 
band  übernahm  die  Verpflichtung  zur  jährlichen  Lieferung  von 
22.500   Zisternen   entbenzinierten  Rohöls   an   die   Staatsbahn* 
direktion  in  Lemberg  für  die  Dauer  von  fünf  Jahren.    Hie* 
durch  wurden  für  die  Vertragsdauer  —  auf  Rohöl  umgerechnet 
—  30.000  Zisternen  Rohöl  jährHch  dem  Markte  entzogen,  weil 
angenommen  wurde,   daß  bei   dem  Entbenzinierungsprozesse 
6"/o  Benzin  und  16%  Petroleum  gewonnen  werden,  während 
75%  von  entbenziniertem  Heizöl  verbleiben.   Als  Preis  für  die 
erste  Lieferungsperiode  ist  der  Betrag  von  2  K  84  h  pro  Meter* 
Zentner  nach  der  von   der  Eisenbahnverwaltung   bestimmten 
Kohlenparität  festgesetzt  und  ferner  vereinbart  worden,  daß 
für  die  Lieferungen  der  Jahre  1911  bis  1915  der  Preis  wieder 
dem  jeweiligen  Kohlenpreise,  jedoch  mit  dem  höchsten  Auf* 
schlage  von  16  h  und  einem  gleichen  Abschlage  nach  unten  an* 
gepaßt  wird.  Beim  vereinbarten  Preise  hat  die  Staatseisenbahn* 
Verwaltung  auch  schon  den  innerhalb  fünf  Jahren  zu  amorti* 
sierenden  Aufwand   für   die   Adaptierung   von   Lokomotiven, 
für  die  Errichtung  von  Reservoirs  usw.  berücksichtigt.  Als  Vor* 
auszahlung  auf  das  zu  Heferndc  Heizöl  wurde  zum  Zwecke  der 
Herstellung  von  Erdreservoirs  mit  einem  Fassungsraume  von 
mindestens  30.000  Zisternen  Rohöl  ein  als  Vorschuß  gedachter 
Betrag  von  1*5  Mill.  K  gegen  entsprechende  Sicherstellung  in 
Aussicht  gestellt.  Die  Inkraftsetzung  des  Vertrages  wurde  von 
der  Erfüllung  der  Bedingung  abhängig  gemacht,  daß  das  ein* 
gezahlte    Genossenschaftskapital    den   Betrag     von   250.000  K 
übersteigt,  daß  ferner  das   für  die  Dauer  des  Lieferungsver* 
träges  von  den  Mitgliedern  als  Kommittenten  zum  kommis* 
sionsweisen  Verkauf  dem  Landesverbände  übcrlassene  Rohöl 
nach  den  Produktionsergebnissen  der  letzten  drei  Jahre  mehr 
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als  65°/(j  der  Produktion  der  sogenannten  „reinen",  d.h.  keine 
Petroleumraffinerie  besitzenden  Rohölproduzenten  darstellt. 
Aus  diesen  hier  nur  nach  dem  wesentlichsten  Inhalte  des  Ver* 
träges  wiederholten  Bestimmungen  geht  der  Zweck  des  ge* 
troff enen  Übereinkommens  mit  Klarheit  hervor:  einerseits  der 
notleidenden  Industrie  durch  Entziehung  großer  Rohölmengen 
aus  dem  Markte  rasche  Hilfe  zu  bringen  und  diese  Rohölmenge 
in  neuen  Reservoirs  aufzubewahren,  anderseits  das  kaufmänni* 
sehe  Interesse  des  Staates  durch  Zugrundelegung  von  sehr 
vorsichtig  kalkulierten  Ziffern  nach  Tunlichkeit  zu  wahren, 
hiebei  jedoch  die  Sicherheit  des  Bahnbetriebes  durch  Entfer* 
nung  des  explosionsgefährlichen  Inhaltes  an  Benzin  aus  dem 
Rohöl  in  der  Entbenzinierungsanstalt,  für  welche  eine  vor« 
sichtige,  kurze  Amortisationsperiode  in  Aussicht  genommen 
wurde,  nicht  außer  acht  zu  lassen. 

Es  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß  der  mit  der 
Staatseisenbahnverwaltung  abgeschlossene  Heizöllieferungs? 
vertrag  für  die  Rohölproduzenten  eigentlich  mit  pekuniären 
Nachteilen  verbunden  war.  Zum  Vertragsabschlüsse  haben 
sich  aber  die  Rohölproduzenten  dennoch  in  der  Erwägung  ver* 
standen,  daß  das  Opfer  dieses  Preiszugeständnisses  hintan? 
gesetzt  werden  müsse  gegenüber  dem  Vorteile,  den  man  von  der 
Entlastung  des  Rohölmarktes  vom  Drucke  der  Überproduktion 
zu  erwarten  berechtigt  war. 

Die  erhoffte  Wirkung  auf  den  inländischen  Rohölmarkt 
ist  indessen  ausgeblieben,  die  Preissteigerung  war  unwesents 
lieh  und  nur  vorübergehend,  so  daß  der  Landesverband,  wel* 
eher  mittlerweile  80°/^  der  Reinproduzenten  vereinigt  hatte, 
sich  bald  vor  die  Aufgabe  gestellt  sah,  für  die  Bevor* 
schussung  des  in  den  mittlerweile  erbauten  Erdreservoirs  mit 
50.000  Zisternen  Fassungsraum  magazinierten  und  der  Staats? 
eisenbahnverwaltung  verkauften  Rohöls  Sorge  tragen  zu  müssen. 
Die  Kreditbeschaffung  ist  auf  Grund  eines  Übereinkommens 
des  Landesverbandes  mit  der  Zentralbank  der  böhmischen 
Sparkassen  in  Prag  zustande  gekommen. 
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Mit  dem  Anwachsen  der  Organisation  der  Rohölprodu; 
zenten,  mit  dem  steten  Anschwellen  der  Rohölproduktion 
wuchsen  nun  auch  die  Aufgaben  der  Organisation,  welche  sich 
naturgemäß  nicht  bloß  auf  das  Eisenbahngeschäft  beschränken 
konnte,  sondern  vielmehr  nach  Schaffung  des  Absatzes  für  das 
aufgestapelte  Rohöl  streben  mußte.  In  diesen  Bestrebungen 
waren  die  Rohölproduzenten  naturgemäß  an  ihre  bisherigen 
Abnehmer,  die  Raffineure,  gewiesen,  mit  welchen  sie  eine 
Verständigung  anzubahnen  versuchten.  Es  folgten  Konferen; 
zen,  deren  Endresultat  ein  negatives  war.  Als  nun  die  finan? 
ziellen  Mittel  des  Verbandes  zu  Ende  zu  gehen  drohten,  als 
die  Reservoirs  mit  dem  Rohöl  seiner  Kommittenten  sich  zu 
überfüllen  begannen  und  die  Situation  des  Verbandes  eine  kri* 
tische  geworden  ist,  kamen  im  März  1909  die  Vertreter  der 
StandardsOilsCompany  nach  Österreich  zum  Zwecke  von  Vers 
handlungen  mit  den  österreichischen  und  ungarischen  Raffi? 
nerien.  Ihre  Anwesenheit  benützte  nun  der  Landesverband, 
um  mit  ihnen  in  Form  eines  Vorvertrages  ein  Übereinkommen 
zu  schließen,  das  im  Sommer  1909  so  sehr  die  Öffentlichkeit 
beschäftigt  hat  und  das  die  gesamte  heimische  Petroleum; 
industrie  unter  die  Macht  des  amerikanischen  Trusts  zu  stellen 
geeignet  war. 

Unter  dem  Eindrucke  dieses  Abkommens  und  der  damit 
für  die  heimische  Industrie  entstehenden  Gefahren  entschloß 
sich  nun  die  Regierung  über  Anregung  des  Volkswirtschaft? 
liehen  Ausschusses  des  Abgeordnetenhauses  zu  weiteren  Maß; 
nahmen  zum  Zwecke  der  Weitersanicrung  der  Verhältnisse  in 
der  Rohölindustrie  und  brachte  eine  Gesetzesvorlage  über 
den  Bau  von  staatlichen  Erdölreservoirs  ein.  Diese  Vorlage 
wurde  vom  Ausschusse  sofort  verabschiedet,  worauf  der  mit 
den  Amerikanern  abgeschlossene  Vorvertrag  gelöst  und  von 
Seiten  des  Staates  ein  neues  Übereinkommen  mit  dem  Landes* 
verbände  abgeschlossen  worden  ist.  Das  ursprüngliche  HeizöL 
lieferungsübereinkommen  wurde  in  einen  Rohöllieferungsver? 
trag  umgewandelt,  nachdem  sich  die  Regierung  entschlossen 
hatte,  den  Betrieb  der  Entbenzinierungsanstalt  in  eigene  Regie 
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(des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten)  zu  übernehmen 
und  zugleich  durch  Übernahme  der  vom  Landesverbände  be* 
reits  aufgespeicherten  und  weiterhin  anzusammelnden  Rohöl* 
mengen  das  zum  Betriebe  notwendige  Rohmaterial  sicherzus 
stellen.  Zur  Erleichterung  dieser  Transaktion  beschloß  auch 
die  Staatsverwaltung  die  Erwerbung  der  vom  Landesverbände 
errichteten  Reservoiranlagen  nebst  Pipelines  und  Drucksta? 
tionen.  Um  nun  die  Lieferung  des  Öles  auf  alle  Fälle  sicher* 
zustellen,  wurde  ferner  das  Abkommen  getroffen,  nach  weis 
chem  die  Staatsverwaltung  das  aufgespeicherte  Rohöl,  be? 
ziehungsweise  das  ihr  weiter  zu  liefernde  Rohöl  nach  Maßgabe 
des  freien  Raumes  in  den  Staatsreservoirs  vom  Landesverbände 
übernimmt.  Als  Entgelt  für  den  derart  dem  Landesverbände 
beigestellten  Raum  ermäßigte  der  Landesverband  den  Preis  des 
Rohöls  um  20  h  pro  Meterzentner  und  verzichtete  auf  die  all* 
fällige  Preiserhöhung  im  Falle  einer  steigenden  Kohlenparität. 
Gleichzeitig  hat  der  Landesverband  den  Rohölpreis  um  ein 
Gutgewicht  von  3"/o,  das  in  natura  geliefert  werden  muß,  er* 
mäßigt,  wogegen  die  Staatsverwaltung  dem  Landesverbände  an 
dem  allfälligen  Reingewinne  aus  der  Verarbeitung  des  ganzen 
RohölHeferungsquantums  von  150.000  Zisternen  eine  25^/oige 
Beteiligung  zusicherte. 

Der  Staat  hat  folgende  Objekte  des  Landesverbandes  kauf* 
lieh  übernommen:  a)  31  Reservoirs  mit  je  1000  Zisternenwagen 
durchschnittlichem  Fassungsraum  samt  allem  Zubehör;  b)  die 
Rohölübernahmestation  in  Modrycz;  c)  die  Rohrleitung  von  der 
Übernahmestation  in  Modrycz  bis  zum  Geleise  der  Staatsbahn 
nach  Drohobycz. 

Außerdem  hat  der  Staat  zufolge  Ermächtigung  des  volks* 
wirtschaftlichen  Ausschusses  in  D^browa  Kolpiecka  36  Erd* 
reservoirs  mit  einem  Fassungsraume  für  je  1500  Zisternen  her* 
gestellt,  so  daß  in  diesen  Reservoirs  zusammen  54.000  Zisternen 
Rohöl  eingelagert  werden  können.  Die  Staatsverwaltung  ver* 
fügt  sonach  mit  Hinzurechnung  von  5  bereits  früher  zur  Zeit 
der  größten  Not  gebauten  sogenannten  Notstandsreservoirs 
gegenwärtig  über  72  Reservoirs  mit  einem  Fassungsraume  von 
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90.000  Zisternen,  wodurch  es  dem  Staate  möglich  geworden  ist, 
für  den  Betrieb  seiner  Anlagen  möglichst  große  Vorräte  auf? 
zustapeln  und  sich  auf  diese  Art  gegen  alle  Wechselfälle  zu 
'schützen. 

Die  Aktion  des  Staates  fand  jedoch  auch  mit  diesen  Maß* 
nahmen  noch  nicht  ihren  endgültigen  Abschluß.  Als  gegen 
Ende  1910  die  Rohölproduktion  unerwartet  wieder  in  die 
Höhe  ging,  entschloß  sich  die  Staatsverwaltung,  die  Leistungs* 
fähigkeit  ihrer  Mincralölfabrik  auf  eine  jährliche  Verarbeitung 
von  45.000  Zisternen  Rohöl  zu  erhöhen  und  ihr  gleichzeitig 
eine  Paraffinanlage  mit  einem  Kostenaufwande  von  3'4  Mill.  K 
anzugliedern.  Die  Mehrlieferung  hat  ebenfalls  der  Landes? 
verband  übernommen,  und  zwar  wurde  ein  Nachtragsübereins 
kommen  zum  Zwecke  der  Lieferung  von  je  15.000  Zisternen 
zum  Preise  von  3  K  9  h  pro  Meterzentner  für  sechs  Jahre  ab* 
geschlossen. 

Kurze  Zeit  nach  der  Finalisierung  des  Vertrages  sank  je* 
doch  plötzlich  die  Produktion,  als  ob  wieder  hätte  erwiesen 
werden  sollen,  daß  jede  Vorausberechnung  in  der  Petroleum* 
Industrie  trügerisch  sei.  Dieser  Sturz  der  Produktion  trat  mit 
solcher  Schärfe  ein  wie  nie  zuvor.  Von  16.000  Zisternen 
Rohöl  im  Januar  1911  sank  die  Produktion  im  Mai  auf  10.000  Zi* 
Sternen,  diesmal  infolge  der  Verwässerung  einer  großen  Anzahl 
von  zum  Teile  produktivsten  Schächten  in  Tustanowice.  Die 
Wasserkatastrophe  nahm  anfangs  erschreckende  Dimensionen 
an  und  alle  Bestrebungen  sowohl  der  Bergbehörde  als  auch  der 
Privatinitiative  vermochten  keine  Besserung  herbeizuführen. 
Frst  im  Herbste  1911  trat  eine  Stagnation  ein.  Die  Gesamt* 
Produktion  des  Jahres  1911  blieb  aber  weit  hinter  jener  des 
Vorjahres  zurück.  Sie  betrug  bloß  rund  146.000  Zisternen  gegen 
rund  176.000  Zisternen  im  Jahre  1910. 

Hand  in  Hand  mit  der  plötzlichen  Abnahme  der  Produk* 
tion  nimmt  der  Rohölpreis  zu.  Der  gegenwärtige  Marktpreis 
beträgt  4  K  60  h.  Auch  dieser  Preis  kann  nicht  als  ein  ent* 
sprechender  bezeichnet  werden,  wenn  man  erwägt,   daß  die 
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Bohrungen  in  immer  größere  Tiefen  vordringen,  daß  im  Re* 
viere  Boryslaw?Tustanowice  anstatt  der  zwölfstündigen  eine 
achtstündige  Schicht  eingeführt  wurde,  daß  endlich  die  Er* 
giebigkeit  des  Vorkommens  abnimmt.  Zudem  muß  in  Betracht 
gezogen  werden,  daß  der  Marktpreis  für  die  im  Landesverbände 
organisierten  Unternehmer  nur  ein  nomineller  ist,  da  er  im 
Hinblicke  auf  die  gegenwärtig  ungünstigen  Verträge  mit  der 
Staatsverwaltung  tatsächlich  ein  viel  niedrigerer  und  die  Span* 
nung  zwischen  dem  vom  Landesverbände  an  seine  Kommitten* 
ten  gezahlten  Vorschusse  und  dem  Marktpreise  sehr  groß  ist.  In 
dieser  Situation  kämpft  der  Verband  mit  bedeutenden  Schwie* 
rigkeiten,  welche  sich  aus  den  dem  Staate  gegenüber  einge* 
gangenen  Verpflichtungen  ergeben,  ein  Beweis,  wie  kaleidoskop* 
artig  sich  die  Verhältnisse  in  der  Petroleumindustrie  stets  ge* 
stalteten  und  noch  immer  gestalten.  Während  die  mit  dem 
Staate  abgeschlossenen  Verträge  sich  seinerzeit  gewiß  als  ein 
Akt  der  notwendigen  Staatshilfe  für  die  bedrängte  Rohölindu* 
strie  darstellten,  sind  diese  Verträge  gegenwärtig  für  die 
Produzenten  außerordentlich  nachteilig.  Zudem  kommt  in  Be* 
tracht,  daß  der  Landesverband  nicht  sämtliche  Produzenten 
umfaßt,  ein  Teil  derselben  vielmehr  außerhalb  der  Organi* 
sation  steht  und  infolgedessen  keine  gemeinsamen  Opfer  bringt, 
die  Akquirierung  neuer  Kommittenten  aber  mit  Rücksicht  auf 
die  erwähnte  ungünstige  Preisspannung  eine  schwierige  ist. 
Die  Erhaltung  und  Kräftigung  der  Organisation  ist  aber  aus 
Gründen  der  Wirtschaftlichkeit  des  staatlichen  Betriebes  not* 
wendig,  damit  die  mit  großem  Schwünge  ins  Werk  gesetzte 
Staatsaktion  erfolgreich  zu  Ende  geführt  werden  könne.  Man 
darf  ja  nicht  vergessen,  daß  die  Verträge  bloß  für  eine  be« 
schränkte  Anzahl  von  Jahren  gelten. 

Zum  Schlüsse  noch  einige  Mitteilungen  über  die  staatliche 
Mineralölfabrik  in  Drohobycz.  Sie  wurde  im  Jahre  1909  mit 
einem  Kostenaufwande  von  rund  6  Mill.  K  errichtet.  Sie  wurde 
zunächst  für  eine  jährliche  Verarbeitung  von  30.000  Zisternen 
Rohöl  ausgebaut.  1911  wurde  ihre  Leistungsfähigkeit  auf  eine 
jährliche  Verarbeitung  von  45.000  Zisternen  erhöht  und  ihr 
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gleichzeitig  eine  Paraffinanlage  für  eine  Jahresproduktion  von 
600  bis  800  Waggons  Weißparaffin  angegliedert,  welche  Er? 
Weiterungen  einen  Kostenaufwand  von  3*4  Mill.  K  erforderten, 
im  Jahre  1910  wurden  in  der  Fabrik  rund  20.000,  1911  rund 
33.000  Zisternen  verarbeitet.  Die  Ausbeute  im  Jahre  1911  war: 
72  o/o  Heizöl,  16o/„  Petroleum,  91/2^/0  Benzin.  Im  Jahre  1912 
sollen  45.000  Zisternen  verarbeitet  werden.  Auch  wird  der  Be* 
trieb  der  Paraffinanlage  aufgenommen  werden,  der  sich  sehr 
lohnend  gestalten  dürfte. 

Die  Verarbeitung  des  Rohöls  erfolgt  nach  folgendem  Ver* 
fahren:  Das  Rohöl  wird  zunächst  in  den  Rohölreservoirs  behufs 
teilweiser  Abscheidung  von  Schmutz  und  Wasser  vorgewärmt 
und  sodann  in  die  Rohöldestillationsanlage  gepumpt.  In 
dieser  werden  kontinuierlich  leichtes  Rohbenzin,  schweres  Roh* 
benzin  und  das  sogenannte  Petroleumdestillat  abdestilliert.  Der 
sodann  verbleibende  Destillationsrückstand  wird  als  Heizöl  an 
die  Staatsbahnverwaltung  abgegeben.  Die  Rohbenzine  wie 
auch  das  Petroleumdestillat  müssen  zunächst  einem  chemis 
sehen  Raffinationsprozesse  unterworfen  werden.  Während  aus 
den  raffinierten  Rohbenzinen  durch  Rektifikation  mehrere 
Sorten  Benzine  erzeugt  werden,  welche  unter  dem  Namen  Ga* 
solin  oder  Hydrür,  Leuchtbenzin,  Autobenzin,  Motorenbenzin, 
Fleckbenzin  und  Extraktionsbenzin,  ferner  als  Schwerbenzine 
in  den  Handel  gelangen,  ist  das  aus  dem  Petroleumdestillat 
durch  Raffination  erzeugte  Leuchtpetrol  direkt  Handelsware. 

Ein  Teil  des  in  der  Mineralölfabrik  gewonnenen  Heizöls 
wird  in  der  Öldestillationsanlage  weiterverarbeitet.  In  dieser 
Anlage  werden  bei  kontinuierlich  verlaufender  Destillation  er^ 
halten:  Schw^erpetrol,  Paraffinöl  und  Rückstand.  Das  Schwer? 
petrol  gelangt  ins  Heizöl  zurück,  während  der  Rückstand  ver; 
feuert  wird.  Aus  dem  Paraffinöle  wird  das  Paraffin  durch  Ab* 
kühlung  abgeschieden  und  in  den  Filterpressen  teilweise  vom 
anhaftenden  öl  befreit.  Die  Entfernung  der  letzten  Anteile  des 
Öls  geschieht  in  den  Schwitzkammern  durch  Ausschwitzung 
bei  höherer  Temperatur.  Durch  Raffination  des  Rohparaffins 
wird  Weißparaffin  von  handelsüblicher  Qualität  erzeugt. 
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Mit  welch  günstigem  Erfolge  die  Mineralölfabrik  arbeitet, 
geht  unter  anderem  aus  dem  Staatsvoranschlage  für  das  Jahr 
1912  hervor.  Der  Ertrag  dieser  jüngsten  Staatsmontanfabrik 
wurde  mit  1,600.000  K  veranschlagt,  wobei  außerdem  1,500.000  K 
als  annuärer  Abschlag  (außerordentliche  Ausgabe)  ins  Präli? 
minare  eingestellt  wurden.  Es  ist  begründete  Hoffnung  vors 
banden,  daß  die  staatliche  Mineralölfabrik  auch  in  den  nach* 
sten  Jahren,  dank  ihren  vortrefflichen  Einrichtungen,  mit  gro* 
ßem  Gewinne  abschließen  wird. 

Ich  bin  am  Ende  meiner  Ausführungen,  deren  größten  Teil 
ich  absichtlich  dem  maßgebenden  Reviere  von  BoryslawsTusta« 
nowice  gewidmet  habe.  Ich  kann  aber  nicht  schließen,  ohne 
noch  darauf  hinzuweisen,  daß  als  vorzügliches  und  hervor« 
stechendstes  Merkmal  der  Petroleumindustrie  sich  die  Un? 
stätigkeit  der  Verhältnisse  in  Produktion  und  Marktlage  dar* 
stellt,  und  daß  daher  diese  Industrie  Elemente  einer  Spekula* 
tion  mit  Notwendigkeit  enthalten  muß,  der  eben  mit  Rück* 
sieht  auf  diese  Verhältnisse  die  Berechtigung  nicht  abge* 
sprechen  werden  kann.  Um  diese  Verhältnisse  einiger« 
maßen  zu  ordnen,  wurden  mehrere  legislative  Vorschläge  ge* 
macht.  So  auf  Einführung  von  Monopolen  verschiedener  Art, 
Kontingentierung  u.  dgl.  Alle  verschwanden  jedoch  aus  der 
öffentlichen  Diskussion,  weil  die  Lösung  dieses  Problems  mit 
außerordentlichen  Schwierigkeiten  verbunden  ist. 


HC  Cwiklinski,  Ludwik 
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